
Die Folge: Die ausgelagerten
Arbeiter und Angestellten finden

dann bei unvermin-
derten Arbeitsaufga-
ben und -leistungen
weniger Geld in
ihren Lohn- und Ge-
haltstüten. Vor allem
kommunale Kran-
kenhäuser suchen
diesen Ausweg zur
Unterschreitung des
Tarifniveaus. Inwie-
weit diese Handha-
bung mit den Vorga-
ben des Arbeitneh-
mer-Überlassungs-
gesetzes (AÜG) in
Einklang stehen, be-
darf offensichtlich
der Klärung. Das
AÜG lässt seit 1. Ja-
nuar 2004 zu, dass
vom Gebot abgewi-
chen werden kann,
dem Leiharbeitneh-
mer die im Unter-

nehmen des Entleihers für ver-
gleichbare Arbeitnehmer gelten-
den Arbeitsbedingungen und
Entgelte zu gewähren, u.a. durch
oder aufgrund eines (Zeitarbeits-)
Tarifvertrages. Und das auch bei
einer zeitlich nicht begrenzten
Entleihe.

Zweifel an Rechtmäßigkeit

Somit können die Partner - Ar-
beitgeber und Arbeitnehmer - in
nicht tarifgebundenen Service-
gesellschaften „individualver-
traglich vereinbarte Regelun-
gen“ anwenden.

Nun haben derartige Gestal-
tungsmöglichkeiten allein zur
Unterschreitung des BAT-Ni-
veaus Zweifel an deren Recht-
mäßigkeit laut werden lassen.
Angerufene gerichtliche Instan-
zen gehen davon aus, dass der

Wer mit bayerischer
Kommunalpolitik
und mit
Wirtschafts- und
Umweltfragen
zu tun hat,
der braucht die

Bayerische
Gemeindezeitung

als umfassende
Informationsquelle
für Kommunalpolitiker
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Deutlicher Appell
an „Wir-Bewusstsein“
„Wir brauchen Optimismus und wir hätten
ihn schon längst haben dürfen“, betonte
Regensburgs OB beim Neu-
jahrsempfang der Stadt. Seite 4

Hans Schaidinger:

In Erwartung
eines Rekordjahres
Wie der Geschäftsführer der NürnbergMesse
betonte, ist in diesem Jahr mit einem Umsatz
von rund 120 Millionen
Euro zu rechnen. Seite 11

Bernd A. Diederichs:

Vorrang für
kommunale Allianzen
Bei der SDL-Mitgliederversammlung in
Thierhaupten skizzierte der Landwirtschafts-
minister den Weg für einen
vitalen ländlichen Raum. Seite 2

Josef Miller:

Wer auf die Segnungen der
direkten Demokratie schwört
verkennt, dass - zumindest
in diesen Breiten - beim Men-
schen das Negative über-
wiegt. Und so ist der vor
zehn Jahren im Freistaat
Bayern eingeführte Bürger-
entscheid kein demokrati-
scher Meilenstein, sondern
eigentlich nur ein Instru-
ment zur Verhinderung.

Seite 11

Die Investitionskraft
wird gestärkt

Finanzminister und Kommunen einigen sich über den
Finanzausgleich 2006 - Der Landtag hat das letzte Wort

Nach konstruktiver, harter Verhandlung haben sich
Finanzminister Prof. Kurt Faltlhauser und die kom-
munalen Spitzenverbände am vergangenen Wochen-
ende in München auf einen verbesserten Finanzaus-
gleich im Nachtragsetat 2006 des Freistaats im Kom-
promiss geeinigt. Das FAG-Gesamtvolumen steigt
von rund 5,6 auf 5,7 Milliarden Euro.

Wichtigen Anteil hat die An-
hebung der staatlichen Investi-
tionspauschale auf 135 Millionen
Euro. Die Kommunen hatten
sich 200 Millionen zum Ziel ge-
setzt, sie waren offenbar jedoch
mit dem Ergebnis zufrieden. Das
FAG-Paket wird nun im Minis-
terrat zur Abstimmung gestellt
und dann mit dem gesamten
Nachtragsetat dem Landtag zu-
geleitet. Dort kann es noch zu
gewissen Veränderungen im
Rahmen eines nicht zu sprengen-
den Gesamtvolumens kommen.
Es bleibt beim Prinzip, keine
neuen Schulden aufzunehmen.

Haushalte gesichtert

In diesem Sinn haben Faltl-
hauser und Manfred Ach, der als
Vorsitzender des Haushaltsaus-
schusses im Landtag an dem

Spitzengespräch teilnahm, der
Presse berichtet. Die Verbands-
vorsitzenden verließen das Haus
ohne Pressekontakte. Im Vor-
übergehen zeigten sich Bezirks-
tagspräsident Manfred Hölzlein
und Gemeindetagspräsident Dr.

Uwe Brandl auf Fragen zufrie-
den. Die kommunalen Haushalte
seien im Großen und Ganzen ge-
sichert. In der Pressekonferenz
des Ministers berichtete Ach auf
Fragen, die internen Differenzen
zwischen Städte- und Gemein-
detag hätten keine Rolle gespielt,
so wie es ihnen die Fraktionsvor-
sitzenden von CSU und SPD bei
Konsultationen kurz zuvor drin-
gend angeraten und wie es
Brandl und Theo Zellner vom
Landkreisverband vor der Presse
im Landtag beschworen hatten.

(Fortsetzung auf Seite 4)

Bad Reichenhaller Katastrophe:

Innenministerium warnt
vor Schnellschüssen

Arbeitsgruppe mit Kommunen und Fachverbänden eingesetzt
Erst Unglücksursache feststellen, dann Folgerungen ziehen

Die Katastrophe von Bad Reichenhall mit
dem Tod von 15 Menschen beim Einsturz der
Eislaufhallendecke und etliche glimpflich
verlaufene andere Zusammenbrüche von
Decken öffentlicher Bauten sind für die
Oberste Baubehörde im Innenministerium
kein Anlass, das Baurecht durch Schnell-
schüsse zu ändern. Erst müsse die Unglücks-
ursache abschließend geklärt sein. Die Staats-
regierung will die rechtlichen und techni-
schen Fragen in einer vom Innenministerium
eingesetzten Arbeitsgruppe erörtern. Daran
werden insbesondere die kommunalen Spit-
zenverbände, Architekten- und Ingenieur-
kammer beteiligt. Über Ergebnisse wird der
Landtag unterrichtet.

„Bloßer Aktionismus bringt hier nichts,“ er-
klärte Ministerialdirektor Josef Poxleitner als
Leiter der Obersten Baubehörde im Kommunal-
ausschuss des Landtags. Die SPD hatte per
Dringlichkeitsantrag einen detaillierten Bericht
zur Standsicherheit von baulichen Anlagen ver-
langt. Poxleitner erklärte, dass die Anforderun-
gen für die Standsicherheit entsprechender Anla-
gen schon immer besonders hoch seien. Für Ge-
biete mit erfahrungsgemäß großer Schneelast
gebe es seit langer Zeit DIN-Normen. Die SPD-
Frage, ob die Deregulierung des bayerischen
Baurechts hier eine Rolle gespielt habe, vernein-
te der Ministerialdirektor. Er verwies darauf,
dass die Verantwortung für ein Gebäude, nach-
dem es baurechtlich abgenommen ist, seit jeher
beim Eigentümer liege. Regelmäßige Standsi-

cherheitskontrollen im Sinne eines Gebäude-
TÜV gebe es weder in Bayern noch in anderen
Ländern.

Die stellvertretende Ausschussvorsitzende,
Helga Schmitt-Bussinger (SPD), forderte als Be-
richterstatterin, alles zu tun, um Menschen und
Kommunen eine gewisse Sicherheit über die
Statik von Bauten zu geben. Der SPD gehe es
darum, sämtliche Möglichkeiten und Maßnah-
men zur Vermeidung solcher Katastrophen über
die bisherigen Regelungen hinaus auszuschöp-
fen. Kritik übte sie an einem Schreiben des Kul-
tusministeriums nach der Reichenhaller Kata-
strophe, die Kommunen sollten als Sachauf-
wandsträger der Schulen die Standsicherheit von
Sporthallen prüfen. Hier dürfe man die Gemein-
den in ihrer Verantwortung nicht alleine lassen.

Mitberichterstatter Thomas Obermeier (CSU)
stimmte Poxleinter zu.

Die Träger öffentlicher Bauwerke gingen er-
fahrungsgemäss mit sehr viel Sorgfalt vor. Man
dürfe ihnen nicht noch weitere Vorschriften auf-
erlegen. Politische Polemik müsse außen vor
bleiben.

Christine Kamm (Grüne) befand, die Probleme
in den Kommunen würden auf Grund ihrer Fi-
nanznöte immer größer und führten zur Ein-
schränkung der Nutzbarkeit ihrer Gebäude. Staat-
liche Zuschusszusagen würden zum Teil erst nach
drei Jahren erfüllt.Auch sie begrüßte die Einberu-
fung der ministeriellen Arbeitsgruppe.

Der SPD-Dringlichkeitsantrag wurde einstim-
mig für erledigt erklärt. rm

Der BKPV informiert:

Kein Freibrief für die
Servicegesellschaften
Keine Gewerbefreiheit - Ersparnisse für Personalkosten

Immer mehr Kommunalunternehmen wollen sich durch eigene
Servicegesellschaften von Personalkosten entlasten. Durch die
Übertragung von Mitarbeitern auf Servicegesellschaften befreit
man sich von den Zahlungen nach den höheren BAT-Tarifen.

Gesetzgeber bei der AÜG-Re-
form jedoch am Grundsatz
„Gleiche Arbeitsbedingungen -
Gleiche Entgelte“ festhalten
wollte.

Eine Scheinüberlassung

Dazu äußerte sich jetzt der
Bayerische Kommunale Prü-
fungsverband (BKPV) in seinen
neuen Mitteilungen: „Daraus
wird deutlich, dass das Überlas-
sen von Arbeitnehmern auf der
Basis einer Genehmigung nach
dem AÜG durch eine 100-pro-
zentige Tochtergesellschaft al-
lein an ihre Muttergesellschaft,
nicht aber an fremde Dritte, als
Umgehungstatbestand eingestuft
und die Überlassung als
Scheinüberlassung qualifiziert
werden könnte“.

Bei der Abgrenzung von un-
tersagter Umgehung und zulässi-
ger Tatbestandsvermeidung müs-
se auf den jeweiligen Einzelfall

(Fortsetzung auf Seite 4)

Zellner zu Kita-Gebühren:

Vorschlag überfordert
die Kommunen!

„Weg mit den Gebühren für Kinderta-
gesstätten“, so lautet die jüngst veröffent-
lichte Forderung von Bundesfamilienmi-
nisterin von der Leyen. Dazu stellt der
Präsident des Bayerischen Landkreistags,
Landrat Theo Zellner, Cham, fest: „So et-
was ist schnell dahingesagt und für sich
betrachtet auch nicht verwerflich. Kinder-
freundlich wollen wir alle sein. Bedenk-
lich wird die Angelegenheit aber dann,
wenn Ideen in die Welt gesetzt werden, für
die Andere, hier die Kommunen, bezahlen
sollen. Ich stelle deshalb in aller Klarheit
fest: Der Vorschlag von Bundesfamilien-
ministerin von der Leyen ist finanziell
nicht zu schultern.“ !

E.ON Bayern-Umweltpreis:

Bewerbungen bis 31. März
250.000 Euro für energie- und umweltschonende Projekte

Auch in diesem Jahr wird unter der Schirmherrschaft von Um-
weltminister Dr. Werner Schnappauf der „E.ON Bayern Um-
weltpreis“ vergeben. Die Auszeichnung zählt zu den bundesweit
höchst dotierten Preisen für ökologisches Handeln. Für das Preis-
geld in Höhe von 250 000 Euro können sich Kommunen noch bis
Ende März bewerben.

Der Preis soll der Einführung und Umsetzung innovativer en-
ergie- und umweltschonender Projekte dienen. Dabei geht es um
Reduzierung des Primärenergieverbrauchs, Verminderung von
Schadstoffen, den Schutz natürlicher Ressourcen und um ökolo-
gisch orientiertes Bauen. Das Preisgeld ist zweckgebunden für
die jeweiligen Konzepte und Maßnahmen.

Die Bewerbungsmodalitäten sind im Internet unter www.eon-
bayern.com abrufbar. !

700 Kommunen werden angeschrieben:

Post vom Amt -
mal verständlich

Moderne Verwaltungssprache: Online-Wörterbuch und
Hotline / „Ihre Rechte“ statt „Rechtsbehelfsbelehrung“

Alle deutschen Kommunen
können mitmachen. Wer kennt
das nicht: Ein Brief vom Amt,
und auch beim dritten Lesen hat
man noch immer die Hälfte nicht
verstanden. Ein Online-Projekt
der RUB-Sprachwissenschaftler
vom Fachbereich Angewandte
Linguistik um Prof. Dr. Hans-
Rüdiger Fluck und Michaela
Blaha soll helfen: Alle deutschen
Kommunen können sich ab so-

fort unter http: //www.rub.de/
idema anmelden und fünf Jahre
lang auf die Hilfe der Forscher
zählen. Sie formulieren in einem
interdisziplinären Team Amts-
deutsch um, finden verständli-
chere, alternative Begriffe für
unverständliche Wörter aus der
Verwaltungssprache, und das al-
les auch noch rechtlich wasser-
dicht. „Es soll eine Art lernendes
Online-Wörterbuch entstehen“,
so Michaela Blaha. Außerdem
ist ein Trainingsprogramm für
Verwaltungsmitarbeiter geplant.

Ursprung der Idee ist das Pro-
(Fortsetzung auf Seite 4)
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Bürgermeister Josef Osterberger
87767 Niederrieden

am 15.2.

ZUM 50. GEBURTSTAG
BürgermeisterWerner Nickl

95478 Kemnath
am 10.2.

Bürgermeister Eduard Schmid
94545 Hohenau

am 18.2.

Bürgermeister Josef Lechner
86579Waidhofen

am 18.2.

BürgermeisterAlfons Sittinger
94424Arnstorf
am 19.2.

Bürgermeister
Andreas Keller jun.
92401 Rottenbuch

am 21.2.

Bürgermeister
Reinhard Hallhuber

97717 Euerdorf
am 23.2.

Bürgermeisterin
Ingrid Pongratz
83714 Miesbach

am 25.2.

ZUM 45. GEBURTSTAG
Bürgermeister Georg Griesbeck

93191 Rettenbach
am 10.2.

Bürgermeister Georg Huber
83256 Chiemsee

am 20.2.

ZUM 65. GEBURTSTAG
Bürgermeister

Heinz Steigerwald
97846 Partenstein

am 7.2.

Bürgermeister Erwin Zirch
86477Adelsried

am 14.2.

Oberbürgermeister
Herbert Hachtel

91541 Rothenburg o.d. Tauber
am 24.2.

Bürgermeister Pankraz Spötzl
84558 Emmering

am 26.2.

ZUM 60. GEBURTSTAG
Bürgermeister

MaximilianWagner
82399 Raisting

am 9.2.

BürgermeisterWilhelm Liebl
84570 Polling
am 16.2.

Bürgermeister
Alois Pfaffenzeller

86485 Biberach
am 19.2.

ZUM 55. GEBURTSTAG
Bürgermeister

Alois Schrögmeier
94436 Simbach

am 9.2.

Bürgermeister Gottfried Staufer
95666 Leonberg

am 14.2.

Wir gratulieren

Die Spitzenverbände im Gespräch mit CSU und SPD im Landtag :

Rückendeckung
für die Kommunen

Vor den entscheidenden Verhandlungen der kommunalen Spit-
zenverbände mit dem bayerischen Finanzminister über den
Finanzausgleich im Nachtragshaushalt 2006 und die Vorausset-
zungen für den bayerischen Doppelhaushalt 2007/08 hatten sich
Gemeinden, Städte, Landkreise und Bezirke in Gesprächen mit
den Landtagsfraktionen der CSU und SPD um Rückendeckung
für ihre Forderungen an den Freistaat bemüht.
Theo Zellner vom Landkreis-

tag fasste namens der vier kom-
munalen Spitzenverbände zu-
sammen, man habe nicht nur
Verständnis gefunden, sondern
auch die Bereitschaft, auf die
Forderungen einzugehen; insbe-
sondere was die Bauinvestitio-
nen, den Kostenausgleich für
Hartz IV und die konsequente
Anwendung des Konnexitäts-
prinzips im Schulbereich betrifft.
Die beiden Fraktionsvorsitzen-
den begrüßten andererseits das
Bestreben der vier Verbände, in-
terne Streitigkeiten beizulegen
oder hintanzustellen.

Aufruf zur Geschlossenheit

Die CSU hatte die zu ihr
gehörenden Verbandsvorsitzen-
den erstmals zu ihrer Fraktions-
klausur in Wildbad Kreuth ein-
geladen (GZ 1/2,19.1.06), die
große Oppositionsfraktion emp-
fing die vier kurz vor dem Spit-
zengespräch mit dem Finanzmi-
nister zu einer Konferenz mit
ihrem erweiterten Vorstand im
Maximilianeum; auch das eine
Premiere. Zuvor beim 7.Bürger-
meister- und Landrätetag der
SPD im Plenarsaal des Landtags
hatte SPD-Fraktionschef Franz
Maget die 190 anwesenden sozi-
aldemokratischen (Ober)-Bür-
germeister und Landräte be-
schwörend ermahnt, gegenüber
Finanzminister Prof. Kurt Faltl-
hauser geschlossen aufzutreten.
Unter anderem kamen dieDif-

ferenzen zwischen Städten und
Gemeinden über die unter-
schiedliche Kostenbelastung als
Folge der Zusammenlegung von
Arbeitslosen- und Sozialhilfe
nach Hartz IV und über die
Zweitwohnungssteuer zur Spra-
che. Ohne geschlossene Front
wären die Kommunalpolitiker
„der Staatsregierung hilflos
ausgeliefert“, warnte Maget.
Während beimBürgermeister-

tag noch kontrovers unter den
SPD-Politikern diskutiert wurde,

gab es tags darauf im Gespräch
der Verbandsvorsitzenden mit
dem Fraktionsvorstand keine
Gegensätze. „Wer hofft, dass wir
uns auseinander dividieren las-
sen, der irrt,“ betonteGemeinde-
tagspräsidentDr.Uwe Brandl.

Zweitwohnungssteuer
ist Sache der Kommunen

CSU-Fraktionsvorsitzender
Joachim Herrmann hatte in
Kreuth von „atmosphärischen
Verbesserungen“ gesprochen.
Für die Etatberatungen im Land-
tag stellte er später im Presse-
gespräch inAussicht,man werde
weiter versuchen, bei notwendi-
gen Haushaltskürzungen „von

der Rasenmähermethode etwas
wegzukommen“.ZurZweitwoh-
nungssteuer unterstrich Herr-
mann, sie zu erheben, bleibe den
Städten und Gemeinden anheim
gestellt. Die CSU werde die vor
zwei Jahren auf dringenden
Wunsch zahlreicher Kommunen
zugelassene Steuer nicht wieder
verbieten.Auch eine gesetzliche
Regelung für die Erhebung wer-
de es nicht geben.

Höhere Bauinvestitionen

Für die SPD geht es laut Ma-
get darum, den Finanzausgleich
über die bisherigen rund 5,65
Milliarden Euro hinaus aufzu-
stocken. „Der Kuchen muss
größer werden.“Maget undHel-
ga Schmitt-Bussinger als kom-
munalpolitische Sprecherin ver-
wiesen beispielmäßig auf die
Bauinvestitionen der Kommu-
nen, die in den letzten zehn Jah-
ren von 4,5 auf 2,9 Milliarden

Umweltminister Dr. Werner Schnappauf:

Reform der Wasserwirtschaftsverwaltung
Seit 1. Januar 2006 greift ein wichtiger Teil
der bayerischen Verwaltungsreform: Die
bayernweit bisher 24 Wasserwirtschaftsäm-
ter wurden zu 17 zusammengeführt. Den
Startschuss für die Umsetzung dieser Reform
gab Umweltminister Werner Schnappauf mit
der Anbringung des Amtsschildes am neuen
Wasserwirtschaftsamt Kronach.
Schnappauf: „Die bayerische Wasserwirt-

schaftsverwaltung bleibt auch weiterhin zu-
kunftsfähig. Durch die Reduzierung der Ämter-
standorte können Synergien bestmöglich genutzt
und so die Strukturen schlanker und effizienter
gestaltet werden“. Im Zuge des Gesamtreform-
pakets „Verwaltung 21“ der Bayerischen Staats-
regierung werden in Oberfranken dieAufgaben
der dreiWasserwirtschaftsämter Bamberg, Bay-
reuth und Hof künftig durch zwei Wasserwirt-
schaftsämter in Kronach und Hof wahrgenom-
men. Im restlichen Franken gibt es statt bisher 5
künftig 4, in Schwaben und Altbayern statt 16
künftig insgesamt 11 Wasserwirtschaftsämter.
Durch die Reform können im Lauf der nächsten
Jahre 16,4 Prozent Personal eingespart werden.

Für eine Übergangszeit bleiben an den bishe-
rigen Standorten Servicestellen bestehen. Bei
den erforderlichen Personalveränderungen kön-
nen dadurch auch weitgehend persönliche, fami-
liäre und sonstige soziale Verhältnisse berück-
sichtigt werden.
Für einen Teil der Beschäftigten wird zudem

einWechsel zwischen der staatlichenBauverwal-
tung und der Wasserwirtschaftsverwaltung er-
möglicht. Um insgesamt dieAuswirkungen auf
dieBediensteten und ihre Familien so gering wie
möglich zu halten, waren spezielle Kommissio-
nen an den Regierungen eingesetzt worden.
Standorte der Wasserwirtschaftsämter
in Bayern ab 1.1.2006:
Oberbayern: Ingolstadt, München, Rosenheim,
Traunstein, Weilheim
Niederbayern:Deggendorf, Landshut
Oberpfalz: Regensburg, Weiden
Oberfranken:Kronach, Hof
Mittelfranken:Ansbach, Nürnberg
Unterfranken:Aschaffenburg, BadKissingen
Schwaben: Donauwörth, Kempten.
Weitere Informationen: www.wasser.bayern.de

Bürokratie ohne Ende ...?
Das neue Jahr fing in der poli-

tischen Presse gut an. So forderte
der Generalsekretär der CSU in
der Neujahrs-Ausgabe des Bay-
ernkuriers einen Bürokratie-
TÜV. Unsere Landtagsoppositi-
on, die SPD will ein „Informati-
onsfreiheitsgesetz“. Dabei sollte
der freie Zugang aller Bürger zu
amtlichen Informationen - sofern
es sich nicht um personenbezo-
gene Daten, Betriebsgeheimnis-
se o. ä. handelt eigentlich selbst-
verständlich sein. Der Bund hat
bereits ein „Umweltinformati-
onsgesetz“ seit vergangenem
Jahr. Der Haken ist jedoch stets
der Datenschutz, d. h. die vorbe-
reitende Abgrenzung bzw. Ein-
schränkung.
Für das beschlossene Kon-

junkturprogramm der Großen
Koalition braucht es für die ver-
schiedenenBereiche zumVertei-
len der 25MilliardenEuro sicher
neue Vorschriften...Warum geht
es so weiter?
Bereits im Jahr 2003 hat der

Schreiber dieser Zeilen (früher
selbst aus der Zunft der Verwal-
tungsbürokratie) „Richtlinien für
wenigerBürokratie“ vorgeschla-
gen (Gemeindezeitung vom
24.Juli 2003). Allerdings ohne
Resonanz, oben bei der verant-
wortlichen Ministerialbürokra-
tie. Wen wundert es, denn diese
Herren leben ja von immer mehr
Vorschriftenproduktion (einspu-
rigeKreativität).
Politiker aller Couleur: Setzt

endlich saftige Prämien für Vor-
schläge zum Abbau von Vor-
schriften aus! Der Rat von Alt-
bundeskanzler Schmidt für ein

Paragraphen-Abschaffungspro-
gramm ist erst ein paar Jahre her,
aber heute dringender denn je.
Nach wie vor wird, national

aber auchEU-weit, eineVielzahl
von kostenverursachenden und
leistungshemmenden Standards
gepflegt und aufrechterhalten.
DieWirkung vieler Standards (z.
B. Kindergartenbau, Hallenbau-
ten, Brücken) belastet vielfach
die kommunalenHaushalte.Un-
ser Nachbarland Baden-Würt-
temberg hat durch Aussetzung
vielerVorschriften und durch ei-
ne Verwaltungsreform mit mehr
Mut als Bayern wieder einmal
dieNase vorn.
Die Umsetzung einiger weni-

gerVorschläge derHenzler-Kom-
mission in Bayern ist für unsere
gewerblicheWirtschaft zwar ein
Anfang - aber zu wenig. Der
Bund wird nicht umhin kommen
das GmbH-Gesetz für kleinere
Firmen zu vereinfachen usw.

„Mehr Qualität bei allen Vor-
schriften“ heißt dieMaxime. Da-
zu könnte man inAnlehnung an
Söders „TÜV“ einen „politischen
Überwachungsverein“ installie-
ren. Dieser sollte Politiker kon-
trollieren und sie ggf. verpflich-
ten, ihreAussagen einzuhalten.
Seit 1984 bin ich ein Mitver-

fechter von Vorschriftenabbau
undReduzierung von Standards.
Bis zum Ende der jetzigen Ko-
alition gebe ich die Hoffnung
auf nachhaltige Verbesserungen
nicht auf.Auf zumAbbau!
Hans Eichhorn
Bürgermeister a.D.
Ehrenkreisvorsitzender Bayer.
Gemeindetag Donau-Ries

Leserbrief an die GZ

Euro zurückgegangen seien. Im
Gespräch mit den vierVerbands-
vorsitzenden war von rund 200
Millionen EuroAufstockung die
Rede. rm

Hilfe zur Selbsthilfe für vitalen ländlichen Raum:

Kommunale Allianzen nötig
Minister Josef Miller: Herausragende Rolle der Schule für Dorf- und Landentwicklung
Thierhaupten (jdt). Als hervorragendes Ziel der bayerischen
Strukturpolitik bezeichnete Landwirtschaftsminister Josef Mil-
ler in der Mitgliederversammlung der Schule der Dorf- und
Landentwicklung Thierhaupten die Stärkung der ländlichen
Gemeinden und Regionen als eigenständige und vielfältig ausge-
formte Lebensräume. Das Gleichgewicht mit der Organisations-,
Wirtschafts- und Finanzkraft der Verdichtungsräume müsse er-
halten oder hergestellt und die Entstehung neuer Ungleichge-
wichte vermieden werden.
Mit Nachdruck forderte Mil-

ler Vorrang für sparsamen Um-
gang mit Grund und Boden, die
Erhaltung einer breit gestreuten
Besitzstruktur, die Erzeugung
qualitativ hochwertiger und ge-
sunder Lebensmittel und die
Gewährleistung einer flächen-
deckenden und nachhaltigen
Landbewirtschaftung.

Strukturen bedroht

Miller skkizzierte den „bayeri-
schen Weg für einen vitalen
ländlichen Raum“. In den ver-
gangenen Jahren seien zur tech-
nischen Rationalisierung und ei-
nem enormen Produktivitätszu-

wachs weitere Herausforderun-
gen dazu gekommen: dieGloba-
lisierung der Märkte, die Erwei-
terungen der EU und damit ver-
bunden der Zuwachs beim Ver-
kehrsaufkommen, dieKlimaver-
änderungen mit zusätzlich erfor-
derlichem Hochwasserschutz,
die Bildung von sogenannten

Clustern und nicht zuletzt die de-
mographische Entwicklung in
Deutschland. Diese lasse, so
warnte Miller, besonders für die
peripheren ländlichen Räume
Geburtenrückgang, Abwande-
rung der jüngeren Bevölkerung
und als Folge Überalterung er-
warten: Das führe zur Entlee-
rung derOrtskerne, zu mangeln-
derAuslastung der Infrastruktur
und bedrohe die Struktur desZu-
sammenlebens imDorf.
Der Landwirtschaftsminister

betonte, es gelte die Herausfor-
derungen anzunehmen und die
Veränderungen aktiv zu beglei-
ten und strukturell abzufedern.

Um die Hilfe zur Selbsthilfe in
den ländlichen Gemeinden vor-
anzubringen, müsse man das
große Potenzial der ländlichen
Räume ausschöpfen, mit gestal-
tenden und aktivierenden Maß-
nahmen. Vorsorge- statt einer
Nachsorgepolitik sei angesagt.

Neue Einkommensquellen

Das Landwirtschaftsministeri-
um und seine Verwaltungen
würden, wie Miller ankündigte,
die seit Jahrzehnten erfolgreiche
Arbeit für einen vitalen ländli-
chen Raum verstärken. Dazu
gehörten Konzepte für ländli-
chen Tourismus, die Er-
schließung außerlandwirtschaft-
licher Einkommensquellen und
einzelbetriebliche Investitions-
förderung.
Müller befürwortete kommu-

naleAllianzen und machte auf die
Bedeutung der „Integrierten länd-
lichen Entwicklung (ILE)“ auf-
merksam. Diese führe vielfältige
Interessen im ländlichen Raum
zusammen und sei besonders gut
geeignet, Ökonomie, Ökologie
und soziale Erfordernisse stärker
als bisher zu vernetzen.

Wettbewerb „Dorf vital“

Die Strukturveränderungspro-
zesse im ländlichenRaum mach-
ten es erforderlich, künftig noch
gezielter und effektiver zu han-
deln.Aus diesemGrund habe er,
wie der Minister herausstellte,
auf der „Kommunale 2005“ das
Aktionsprogramm „Dorf vital“
angekündigt. Hierbei solle der
Einsatz vorhandener Förder-
möglichkeiten zur Innenent-
wicklung zielorientierter vorbe-
reitet und durchgeführt werden.
Das Aktionsprogramm startet
mit einemWettbewerb.Mit rela-
tiv wenig Geld gelte es viel an-
zustoßen. Gleichzeitig mit dem
Wettbewerb solle der neu ent-
wickelte Vitalitäts-Check einge-
führt werden.
Die Schulen für Dorf- und

Landentwicklung in Thierhaup-
ten, Plankstetten und Kloster-
langheim spielten bei der Ent-
wicklung des ländlichenRaumes

eine „herausragende Rolle“, be-
stätigte Miller. Sie zeigten ein-
drucksvoll, wie mit geringem fi-
nanziellen Aufwand eine hohe
Präsenz im ländlichen Raum mit
breitem Know-how möglich sei.
2006 könne die Schule derDorf-
und Landentwicklung in Thier-
haupten ihr 15-jährigesBestehen
feiern.

Hervorragender Ruf

Für hervorragendeArbeit dank-
te derMinister demVorsitzenden
desVorstandes, Bezirkstagspräsi-
dent Jürgen Reichert, den Vor-
standsmitgliedern, Fachbeirat,
Hauptauschuss, sowie Geschäfts-
führerinGerlindeAugustin.
Reichert seinerseits stellte in

seinem Vortrag heraus, bei der
Zukunftsgestaltung des ländli-
chenRaumes müssten neue Stra-
tegien in den Vordergrund
rücken. Die Infrastruktur müsse
man halten und anpassen, die
Chancen der interkommunalen
Zusammenarbeit besser nutzen,
Dorfumbau statt -ausbau betrei-
ben und bürgerschaftliches En-
gagement fördern.
Geschäftsführerin Gerlinde

Augustin verwies auf ein arbeits-
intensives und erfolgreiches
Jahr,mit 76Veranstaltungen mit
1823 Teilnehmern undGästen u.
a. aus China undAfrika.
Zu den Schwerpunkten für

2006/2007 gehört der Bereich
„LändlicheEntwicklung“.Ange-
boten werden unter anderem
„Dorf vital - Vitalitätscheck zur
Innenentwicklung“, „Vorberei-
tung auf die Dorfentwicklung“,
„Leitbildentwicklung in derDorf-
erneuerung“, „Dorfentwicklung
zu Ende - wie geht es weiter?“,
derWettbewerb „UnserDorf hat
Zukunft - unser Dorf soll schö-
ner werden“, „Vorbereitung auf
Flurneuordnung, Ländliche Ent-
wicklung und Landschaftspfle-
ge“. Behandelt werden auch die
Umsetzung von integrierten
ländlichen Entwicklungsprojek-
ten“, „Bauleitplanung und Land-
wirtschaft“, „Neue Bauqualität
auf dem Lande“ und „Frauen le-
ben auf dem Lande - Frei(t)räu-
me“. !

Mitgliederversammlung in Thierhaupten (v. l.): Stellvertretender
Landrat Fritz Hölzl, Bezirkstagspräsident Jürgen Reichert, Mi-
nister Josef Miller, Geschäftsführerin Gerlinde Augustin, Land-
rat Leo Schrell, und Bürgermeister Franz Neher. Bild: -jdt-
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Kommunale Wirtschafts-
förderung war vor 20 oder
25 Jahren nahezu ein Fremd-
wort. Nur ganz wenige Ge-
meinden und Landkreise ha-
ben sich damit beschäftigt.
Vorwiegend waren dies die
großen Städte.

Seit die Globalisierung
voranschreitet ändern sich
die Verhältnisse teilweise in
atemberaubender Geschwin-
digkeit. Die Verlagerung vie-
ler Produktionsstandorte in
den europäischen Osten, ja
sogar nach Fernost, macht es
notwendig, mit den Unter-
nehmern und
den Unterneh-
men in engem
Kontakt zu blei-
ben. Bei großen
Konzernen ist es üblich ge-
worden, dass verschiedene
Betriebsstandorte untereinan-
der um Entwicklungen und In-
vestitionen konkurrieren. Von
den kommunalen Genehmi-
gungsbehörden wird dabei ei-
ne weitgehende Unterstützung
des örtlichen Betriebes erwar-
tet. Daraus folgt, dass oft bis
an den Rand des Möglichen
Zusagen für die Bauleitpla-
nung oder gar für Genehmi-
gungsbestandteile gemacht
werden.

Dies mag man bedauern,
ändern kann man es nicht.
Wenn wir wettbewerbsfähig
mit ost- und außereuropäi-

schen Standorten bleiben
wollen, müssen wir auch zu
ungewöhnlichen Maßnah-
men greifen. Es genügt nicht
mehr, die Unternehmen mit

einem gutwilli-
gen, oftmals
aber leider ein-
flusslosen Stan-
dortförderer zu

„beglücken“. Die Betriebe
erwarten kompetentes Han-
deln und einlösbare, gesi-
cherte Erklärungen. Daraus
folgt, dass Standortpolitik in
den allermeisten Fällen
Chefsache geworden ist.

Bürgermeister und Land-
räte können sich dieser Ent-
wicklung nicht mehr entzie-
hen. Deshalb sollten sie sich
positiv darauf einstellen.

KolumneGZ Luitpold Braun

Standortpolitik
ist Chefsache

Bedeutung der privaten
Vorsorge nimmt weiter zu

Demographische Entwicklung führt zu weiteren Leistungskürzungen
in der gesetzlichen Rentenversicherung

Von Dr. Harald Benzing, Vorstandsmitglied der Versicherungskammer Bayern

Die Versicherungswirtschaft rechnet für die Lebensversiche-
rung im Geschäftsjahr 2005 mit einem Wachstum von etwa drei
Prozent. Auch mittel- und langfristig ist von einer gesunden Wei-
terentwicklung dieser Branche auszugehen. Ein Blick auf die
Rahmenbedingungen in Deutschland zeigt, dass es durch den
Geburtenrückgang und die stetig steigende Lebenserwartung in
den nächsten Jahrzehnten zu einer deutlichen Überalterung der
Bevölkerung kommt. So wird im Jahr 2050 nach Berechnungen
des Statistischen Bundesamtes die Hälfte der Menschen über 50
sein; ein Drittel wird bereits das 60ste, mehr als ein Zehntel das
80ste Lebensjahr überschritten haben. Der Anteil der unter 20-
Jährigen hingegen wird bis 2050 von heute 21 Prozent auf 16
Prozent zurückgehen.

Die gestiegene Lebenserwar-
tung zeigt auch das folgende
Beispiel: Die Versicherungs-
kammer Bayern geht bei ihren

bereits über 26 Prozent aus
der privaten Versicherungswirt-
schaft. Dieser Trend wird weiter
anhalten. Die Lebensversiche-

rung wird auch in
Zukunft einen be-
deutenden Anteil
an der Alters-
vorsorge haben.
Denn: Keine an-
dere Vorsorgeform
garantiert lebens-
lange Leistungen.
Und das wieder-
um führt dazu,
dass der Lebens-
vers icherungs-
markt weiter wach-
sen wird. Ein zu-
sätzlicher Anreiz
zur Anlage in
staatlich geförder-
te Produkte der
Lebensversiche-
rung (Rürup und

Riester) ist übrigens auch Hartz
IV: Die Ansprüche aus diesen
Produkten und aus der betriebli-

chen Altersversorgung dürfen
nämlich nicht auf das neue Ar-
beitslosengeld II angerechnet
werden.

Trend zu Rentenprodukten

Was ergibt sich daraus für die
einzelnen Arten der Lebensver-
sicherung? Die klassische Le-
bensversicherung als Kapital-
versicherung wird durch weiter-
hin bestehende steuerliche Rah-
menbedingungen ihre Bedeu-
tung für die Vorsorge behalten.
Aber es ist damit zu rechnen,
dass sich dieser vor dem Hinter-
grund der neuen Steuerregelun-
gen reduzieren wird. Der Staat
fördert besonders Produkte, die
der steigenden Lebenserwar-
tung Rechnung tragen. Das ver-
stärkt den Trend zu Rentenpro-
dukten. Gleichzeitig wird die
Nachfrage nach reiner Risiko-
absicherung steigen, um Kür-
zungen der staatlichen Leistun-
gen bei Tod und Erwerbsminde-
rung auszugleichen. Und nach
wie vor überdurchschnittlich
wachsen wird die betriebliche
Altersversorgung.

In keinem anderen Land ist die
Abhängigkeit der Rentner von
der Leistungsfähigkeit der ge-
setzlichen Rentenversicherung
so hoch wie in Deutschland.
Umso schwerer wiegt es, wenn
die gesetzlichen Leistungen ab-
gebaut werden. Der Gesetzgeber
bemüht sich deshalb, Anreize zu

geben, damit der Einzelne die
entstehenden Lücken in seiner
Altersvorsorge selbst schließt.
So führte die Bundesregierung
im Jahr 2001 mit der Riester-Re-
form Zulagen und steuerliche
Förderungen ein, um die Vorsor-
gebereitschaft auf freiwilliger
Basis zu stärken. Der Gesetzge-
ber behält sich aber vor, dem
Bürger eine Versicherungspflicht
aufzuerlegen, sollten diese An-
reize nicht zu einer ausreichen-
den Zusatzversorgung auf frei-
williger Basis führen.

Bei der Riester-Rente ergibt
sich mit der richtigen Kombina-
tion von Zulagen und Steuervor-
teilen - abhängig vom Einkom-
men - ein staatlicher Zuschuss
für Singles bis zu 40 Prozent der
Aufwendungen. Bei Familien
mit Kindern sind sogar 80 Pro-
zent möglich. Die Entscheidung
für ein Riester-Produkt ist daher
bares Geld wert. Die Vorteile der
Riester-Rente auf einen Blick:
staatliche Förderung, lebenslan-
ge monatliche Rente mit der
Möglichkeit einer bis zu 30pro-
zentigen Kapitalabfindung bei
Rentenbeginn, garantierte Lei-
stungen und Schutz vor einer
vorzeitigen Verwertung („Hartz-
IV-sicher“). Die Versicherungs-
kammer Bayern bietet hierzu
maßgeschneiderte Produkte, die
PrämienRente und die Prämien-
Rente Invest, an.

Große individuelle
Vorsorgebereitschaft ohne
staatlichen Zwang

Aus Sicht der Versicherungs-
kammer Bayern besteht jedoch
nach den Erfahrungen seit In-
krafttreten der Riester-Reform
kein Anlass, private Vorsorge
zwangsweise durch den Staat zu
verordnen. In den ersten drei
Jahren seit Einführung der Rie-
ster-Rente sind bei Versiche-
rungsunternehmen etwa 3,5 Mil-
lionen Riester-Verträge und 11
Millionen Renten- und Pen-
sionsversicherungen abgeschlos-
sen worden. Unberücksichtigt
blieben hier die neu abgeschlos-
senen Kapitallebensversicherun-
gen, obwohl auch diese im Re-
gelfall der Altersvorsorge dienen
und häufig verrentet werden.
Darüber hinaus verkauften Ban-
ken und Fondsgesellschaften
weitere 550.000 Riester- Pro-
dukte. Diese Zahlen machen die
große individuelle Vorsorgebe-
reitschaft der Menschen auch
ohne staatlichen Zwang deutlich.

Dr. Harald Benzing. !!

Versicherten davon aus, dass
von den heute 65-jährigen Frau-
en mehr als 40 Prozent 95 Jahre
und älter werden.

Versorgungslücke wächst

Wie wirkt sich diese Zunahme
der Lebenserwartung auf den
Beitragssatz in der gesetzlichen
Rentenversicherung und auf das
Rentenniveau aus? Nehmen wir
das Jahr 2035. Eine Studie von
Prof. Birg, Direktor des Instituts
für Bevölkerungsforschung und
Sozialpolitik der Universität Bie-
lefeld, aus dem Jahre 1999 hat
Folgendes ergeben: Sollte der
Beitragssatz zur gesetzlichen
Rente von rund 20 Prozent
gleich bleiben, so hätte ein
Durchschnittsverdiener ein Ren-
tenniveau von gerade einmal 30
Prozent seines Einkommens zu
erwarten. Wenn er wenigstens 50
Prozent Rente beziehen wollte,
so müssten die Beiträge auf 30
Prozent ansteigen. Für eine Re-
form des gesetzlichen Rentensy-
stems gibt es folgende Ansatz-
punkte: die Erhöhung des Bei-
tragssatzes, die Senkung des
Rentenniveaus oder, ganz aktuell
in der Diskussion, die Heraufset-
zung des Ruhestandsalters. Der
Gesetzgeber hat vor diesem
Hintergrund bereits heute eine
Reihe von Leistungen gekürzt.
Weitere Schritte in dieser Rich-
tung werden folgen. Damit
wächst natürlich die Versor-
gungslücke, also der Unter-
schied zwischen Arbeitseinkom-
men und Rente. Diese Lücke
kann nur durch zusätzliche An-
sparungen im privaten oder be-
trieblichen Bereich geschlossen
werden. Idealer Partner hierfür
ist die Lebensversicherung.

Anteil der
Lebensversicherung an
der Altersversorgung steigt

Bereits in der Vergangenheit
nahm der Anteil der Lebensver-
sicherung an der Altersversor-
gung der Bevölkerung kontinu-
ierlich zu. Im Jahr 1980 machten
die Auszahlungen der Lebens-
versicherer in Deutschland
knapp 9 Prozent der gesetzlichen
Renten aus. Im Jahr 2004 kamen

Familienreport der Konrad-Adenauer-Stiftung:

Buhlen um junge Familien
Die traditionelle Familie bleibt das mit Abstand wichtigste Mo-
dell des Zusammenlebens von Eltern und Kindern. Das zeigen
die Daten des jüngsten Familienreports der Konrad-Adenauer-
Stiftung. Entgegen der weit verbreiteten These vom Untergang
von Ehe und Familie sind drei Viertel aller Eltern-Kind-Ge-
meinschaften verheiratete Eltern mit Kindern. Allerdings zeigt
sich bundesweit eine abnehmende Tendenz, so die Studie. Im eu-
ropäischen Vergleich gehöre Deutschland zu den Ländern mit
der geringsten Haushaltsgröße, dem höchsten Anteil allein Le-
bender und dem geringsten Anteil an Haushalten mit Kindern.

Während die Familien die
kleinste Haushaltsgruppe stellen,
sind die Einpersonenhaushalte
mittlerweile mit 37 Prozent die
größte Gruppe. Nicht wie ver-
mutet die jungen Menschen,
sondern Frauen ab dem 55. Le-
bensjahr machen einen großen
Teil der Single-Haushalte aus.
Bedingt durch Scheidung und
Verwitwung nimmt diese Grup-
pe der Frauen mit dem Alter
stark zu. Auffallend ist auch,
dass das Zusammenleben meh-
rerer Generationen unter einem
Dach in Deutschland nahezu
ausgestorben ist. Wenn Familie
gelebt wird, dann ist das nur
noch auf die Generation der El-
tern mit ihren Kindern be-
schränkt.

Weiterer Trend: Die Senioren
leben in Deutschland durch-
schnittlich bis zu ihrem 80. Le-
bensjahr in ihren eigenen vier
Wänden. Lediglich sechs Pro-

zent der 80- bis 84-Jährigen le-
ben in Pflegeheimen.

Eigene vier Wände
bevorzugt

Erst im Alter von 90 Jahren
und mehr steigt ihr Anteil auf 24
Prozent. Allerdings zeigt sich bei
Frauen eine andere Entwicklung.
Während nahezu zwei Drittel der
Frauen mit 75 Jahren alleine in
einem Einpersonenhaushalt le-
ben, halten sich drei Viertel der
gleichaltrigen Männer in Mehr-
personenhaushalten auf, die
meisten in Paarhaushalten. Im
Gegensatz zu der Vermutung,
dass viele ältere Menschen in
Seniorenheime abgeschoben
werden, zeigt die Statistik, dass
die überwiegende Mehrheit der
älteren Menschen bis ins hohe
Alter in Privathaushalten lebt.

Heute heiraten junge Men-
schen nicht nur später, sondern

auch weniger als die Generatio-
nen vor ihnen. Vor allem die
Akademikerinnen und Akademi-
ker weisen die höchste Quote der
Ledigen auf. Sieht man sich die
Eheschließungen genauer an, so
sind gegenwärtig 36 Prozent der
Eheschließungen in den alten
Bundesländern und 41 Prozent
der Eheschließungen in den neu-
en Bundesländern Folgeehen
von geschiedenen Partnern. Die
lebenslange Ehe als dominante
Lebensform hat an Gewicht ver-
loren. Bemerkenswert ist auch,
dass in einigen Großstädten be-
reits mehr als 40 Prozent der
Kinder und Jugendlichen einen
Migrationshintergrund haben.
Bundesweit ist jede zehnte Fa-
milie mit Kindern eine ausländi-
sche Familie.

Fehlende Infrastruktur

Im europäischen Vergleich
weist Deutschland einen deutli-
chen Rückstand bei der Integra-
tion von Frauen mit Kindern in
den Arbeitsmarkt auf. Derzeit
liegt die Erwerbsbeteiligung al-
ler Frauen mit Kindern bei 63
Prozent (West) bzw. 75 Prozent
(Ost). Allerdings sinkt der Anteil
bei den 25- bis 45-jährigen Frau-
en in der Familienphase erheb-

lich, was gerade bei den unter 3-
jährigen Kindern auf eine feh-
lende Infrastruktur zurückzu-
führen ist. Erst wenn das jüngste
Kind im Kindergarten ist, steigt
die Berufstätigkeit der Mütter
auf 60 Prozent; die Zahl er-
werbstätiger Mütter steigt auf 70
Prozent, wenn das Kind zwi-
schen sechs und 14 Jahre alt ist.

Neue Ausrichtung

Die Betreuung der Kinder -
vor allem unter drei Jahren - ist
in Deutschland noch unzurei-
chend. Wie neuere Untersuchun-
gen zeigen, sind 1,2 Millionen
Plätze erforderlich, um der
Nachfrage nach Plätzen für unter
Dreijährige gerecht zu werden.
Weiterhin bieten 80 Prozent der
Kindergärten im Westen aus-
schließlich eine Halbtagsbetreu-
ung an, während im Osten 98
Prozent Ganztagsplätze sind.
Ebenso unbefriedigend ist die
Hortsituation für Grundschüler:
Nur fünf Prozent der Grund-
schulkinder im Westen und 41
Prozent im Osten haben einen
Hortplatz. Allerdings ist dem Fa-
milienreport zufolge Bewegung
in die Betreuungssituation an
den Schulen und Kindergärten
gekommen. Die Bundesländer
haben begonnen, die Grundschu-
len in Ganztagsschulen umzu-
wandeln und Ansätze für eine
neue Ausrichtung der Kindergär-
ten mit besserer Bildung und Be-
treuung sind erkennbar.

Standortfaktor
Familienfreundlichkeit

Grundsätzlich, so stellt die
Studie fest, sei zwischen Städten,
Gemeinden und Bundesländern
ein Wettbewerb entbrannt, der
darauf abziele, mit dem Stand-
ortfaktor „Familienfreundlich-
keit“ junge Familien anzuziehen
und zu binden. Als unverzichtbar
erwiesen sich nachhaltige famili-
enpolitische Akzente durch die
Landesregierungen. Ohne ihre
Katalysatorfunktion bestehe die
Gefahr, dass viele gute Ansätze
isoliert voneinander und ohne
zukunftssichernde Förderung
blieben.

So sorge Bayern bei der Ge-
staltung des Pilotprojektes
„Kommunale Familientische“
dafür, dass die Projektergebnisse
über die Projektphase hinaus-
führen. Das aus den Projekter-
fahrungen erwachsene Mini-
Handbuch („Leitfaden“) zur Me-
thodik kommunaler Familienpo-
litik lasse zwar Praxisbeispiele
vermissen, enthalte aber eine
Fülle von Strategien, die für alle
Bundesländer nützlich sind.

Schneller als jedes andere
Bundesland gehe Bayern in der
Landesgesetzgebung auf die For-
schungsergebnisse im Bereich
der frühkindlichen Entwicklung
und auf die Ergebnisse interna-
tionaler Studien (IGLU, PISA)
ein. Parallel zur Festschreibung
des Bildungsanspruches von
kleinen Kindern per Gesetz wür-
den landesweit Fortbildungsver-
anstaltungen für pädagogisches
Personal durchgeführt, so dass
das Gesetz sofortige Wirkung
entfalten kann. DK

Integrationskurse:

2005 in Bayern
16.000 Teilnehmer

„Der gute Start der Integra-
tionskurse in Bayern im Jahr
2005 beweist, dass viele der
hier auf Dauer lebenden Aus-
länderinnen und Ausländer
bereit sind, die Grundlagen
für eine erfolgreiche Integra-
tion zu erwerben,“ erklärte
Innenminister Dr. Günther
Beckstein. Insgesamt haben
das Bundesamt für Migration
und Flüchtlinge und die Aus-
länderbehörden vom 1.1. bis
zum 31.12.2005 für über
25.000 Ausländerinnen und
Ausländer in Bayern Berech-
tigungsscheine für die Kurs-
teilnahme ausgegeben. Beck-
stein fordert, dass auch die
bayerischen Großstädte Aus-
länder mit besonderem Inte-
grationsbedarf verstärkt zur
Kursteilnahme auffordern.
Knapp 16.000 Personen ha-
ben im Jahr 2005 im Freistaat
mit einem von über 1.000 In-
tegrationskursen begonnen.!
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(Fortsetzung von Seite 1)
jekt „Bürgerfreundliche Verwal-
tungssprache“, das die RUB-
Forscher in den Jahren 2000 und
2001 mit vier Bochumer Ämtern
durchführten. Hier heißt es seit-
dem z.B. statt „Rechtsbehelfsbe-
lehrung“ einfach „Ihre Rechte“ -
bedeutet dasselbe, ist aber ver-
ständlicher. „Das Projekt hat so
großen Anklang gefunden, dass
wir noch heute Anfragen aus
ganz Deutschland bekommen“,
so Michaela Blaha. Diese Hilfe-
gesuche so nebenbei zu bearbei-
ten ist unmöglich - Umformulie-
rungen müssen nicht nur gefun-
den, sondern auch durch einen
Juristen geprüft werden, bevor
sie in amtliche Schreiben über-
nommen werden können. „Es ist
z.B. rechtlich betrachtet etwas
ganz anderes, ob da steht ‚Sie
können Widerspruch einlegen’
oder ‚Sie können widerspre-
chen’“, erklärt Michaela Blaha.
Um dem Bedarf begegnen zu
können, ersannen die Spezialis-
ten das Online- Angebot IDEMA
(Internet-Dienst für eine moder-
ne Amtssprache).

Kommunen, die sich dazu an-
melden, nehmen für fünf Jahre
am Projekt teil und zahlen je
nach Größe für die gesamte Zeit
einmalig zwischen 500 und

(Fortsetzung von Seite 1)
Faltlhauser sprach von ebenso
mühsamen wie fairen Verhand-
lungen, die im Ergebnis zu einer
Verschiebung der Grenzen zwi-
schen Staat und Kommunen zu
deren Gunsten führen.

Kein einziger Dissenspunkt

Mit genauen Zahlen war der
Minister mit Rücksicht auf den
noch ausstehenden Kabinettsbe-
schluss sparsam. In den Minis-
terrat gehe er jedoch „mit kei-
nem einzigen Dissenspunkt“.

Vorrangig werde durch Er-
höhung der Schlüsselmasse von
11,54 auf 11,6 % die kommunale
Investitionskraft gestärkt. 40
Millionen Euro seien für den
Schulbau vorgesehen, 30 Millio-
nen für Abwasser-, insbesondere
Kleinkläranlagen, 24 Millionen
für Straßenbau und -unterhalt,
6 Millionen Euro für den Öffent-
lichen Personennahverkehr (ÖP-
NV) und 20 Millionen Euro als
Investitionspauschale. Für kleine
Gemeinden werden die Schlüs-
selzuweisungen um 17 Millionen
Euro aufgestockt. Insgesamt stei-
gen sie auf 2,06 Milliarden Euro.
Der Sozialhilfeausgleich an die
Bezirke konnte „auf hohem Ni-
veau gehalten“ werden, wie es in
einer Presseerklärung hieß.

Kein Verhandlungsgegenstand
war und bleibt laut Faltlhauser

das Büchergeld. Bei den Kosten
für die Zusammenlegung vonAr-
beitslosen- und Sozialhilfe nach
Hartz IV sei Bayern das einzige
Land, das einen Ausgleich zwi-
schen den Gemeinden als Gewin-
ner oder aber Verlierer dieser Re-
form versuche. „Wir haben dafür
50 Millionen in die Hand genom-
men.“ Die Mehr- oder Minder-
einnahmen aus der Gewerbesteu-
er werden bei der Verteilung der
Schlüsselmasse berücksichtigt, so
dass Verluste ziemlich genau aus-
geglichen würden. Berechnungs-
basis sei immer die Finanzkraft
einer Gemeinde.

Eigene Schwerpunkte und
15 Prozent Investitionsquote

Ach bekannte sich zu dem von
Faltlhauser nochmals betonten
Grundsatz, ab 2006 keinen Cent
neue Schulden zu machen, kün-
digte indessen an, die Fraktion
werde durch Verschiebungen
zwischen den Etats der einzelnen
Fachressorts noch eigene
Schwerpunkte setzen. Alles in
allem werde man sich bemühen,
die Investitionsquote im Ge-
samthaushalt von jetzt 12,6 %
wieder auf 15 % zu steigern.

Der Finanzminister sah schon
schwaches Licht am Horizont.
Er rechnet heuer mit steigenden
Steuereinnahmen. Im Nachtrag
2006 müsse er deswegen wohl

Kein Freibrief ...
(Fortsetzung von Seite 1)
abgestellt werden. Kriterien, die
für eine Umgehung sprächen,
dürften etwa sein
" Ausleihe der Leiharbeitneh-
mer nur an ein einziges Unter-
nehmen, das sämtliche Anteile
an der Servicegesellschaft hält,
oder seine Tochterunternehmen
" Zeitlich enger Zusammen-
hang zwischen Gründung der
Servicegesellschaft, Übernahme
abgrenzbarer Teile der Mitarbei-
ter undAusleihe an das abgeben-
de Unternehmen
" Gemeinsames Betriebsgebäu-
de von Servicegesellschaft und
entleihendem Unternehmen
" Personalidentität der Organ-
mitglieder
" Dauerausleihe schon bisher
im Mutterunternehmen beschäf-
tigterArbeitnehmer an dieses auf
denselben Arbeitsplätzen.

Hierzu liegen teilweise arbeits-
gerichtliche Entscheidungen vor.

Arbeitsmarkt tabu

Das in der Literatur zur Ver-
meidung des Umgehungsvor-
wurfs empfohlene Tätigwerden
der (kommunalen) Servicegesell-
schaft am (Arbeits-)Markt dürfte,
so der BKPV regelmäßig im Hin-
blick auf den kommunalen Auf-
gabenbereich und das Wettbe-
werbsrecht Probleme aufwerfen.

Abschließend rät der Prüfungs-
verband bei der Gründung von
Servicegesellschaften „grund-
sätzlich zur Vorsicht“. mhb

Staatssekretär Georg Schmid:

154 neue rechtsfähige
Stiftungen in Bayern - Rekord

„Die Zahl der jährlich in Bayern neu errichteten rechtsfähigen
Stiftungen hat im Jahr 2005 einen neuen Höchststand erreicht.
Mit 154 neuen Stiftungen wurde sogar der bisherige Rekord aus
dem Jahr 2003 mit 142 neuen Stiftungen deutlich übertroffen.
Nimmt man die 16 kirchlichen Stiftungen hinzu, beträgt die
Zahl der im Jahr 2005 insgesamt anerkannten Stiftungen sogar
170. Bayern liegt damit bei der Zahl der neu errichteten Stiftun-
gen bundesweit weiterhin in der Spitzengruppe. Bei der Ge-
samtzahl der Ende 2005 im Freistaat registrierten Stiftungen
liegt Bayern bundesweit sogar mit Abstand an der Spitze“, teil-
te Staatssekretär Georg Schmid mit. Fast alle der in Bayern re-
gistrierten Stiftungen verfolgen gemeinnützige Zwecke und er-
füllen insbesondere soziale, kulturelle und wissenschaftliche
Aufgaben. !

10.000 Euro. Dafür können sie
sich jederzeit einloggen und ihre
Fragen loswerden. Für einzelne
Stichwörter schlägt das Online-
Wörterbuch dann eine Alternati-
ve vor und verlinkt nach Mög-
lichkeit auf ein entsprechendes
Originaldokument. Die Grundla-
ge ist aus dem Bochumer Projekt
vorhanden, der Rest wächst mit
der Zeit. Für schwierige Fragen
ist eine Hotline geplant.

Die Forscher hoffen auf eine
möglichst große Teilnehmerzahl.
„Je mehr Städte und Gemeinden
teilnehmen, desto reichhaltiger
wird die Datenbank und desto
schneller können auch Anfragen
beantwortet werden“, so Blaha.
Die Stadt Bochum ist schon als
erste Teilnehmerin dabei. Der-
zeit werden 700 Kommunen an-
geschrieben. Jede Kommune
aber kann sich auf der Projekt-
seite http://www.rub.de/ idema
über das Projekt informieren und
sich dort zu einer Teilnahme an-
melden.
Kontakt:

Prof. Dr. Hans-Rüdiger Fluck
und Michaela Blaha, Germanis-
tisches Institut der Ruhr-Univer-
sität, 44780 Bochum, Tel.
0234/32-25099/-27016, eMail:
idema@rub.de; http://www.ruhr-
uni-bochum.de/idema . !

Neujahrsansprache von OB Schaidinger:

Appell an „Wir-Bewusstsein“
„Wir brauchen Optimismus und wir hätten ihn schon längst ha-
ben dürfen“ betonte Regensburgs Oberbürgermeister Hans
Schaidinger in seiner Rede zum Neujahrsempfang in Regens-
burg. In Gesprächen mit Bürgerinnen und Bürgern der Stadt
spüre er viel neue Zuversicht. Dabei könne er auch feststellen,
dass alten Werten wieder große Bedeutung beigemessen werde.

Dazu gehöre auch die Rückbe-
sinnung auf ein „Wir-Bewusst-
sein“, das sich in Deutschland et-
was grotesk in dem Ausruf „Wir
sind Papst“ zugespitzt habe. Es
sei ein wichtiger gesellschaftli-
cher Motor auch auf kommunaler
Ebene, so Schaidinger. „So wich-
tig Individualität für den Einzel-
nen und auch für die Gesellschaft
ist, so wichtig ist es auch, eben
diese Individualität in entschei-
denden Augenblicken zurück zu
stellen und sie einem gemeinsa-
men Ziel unterzuordnen. Er sei
sich bewusst, dass es jedem viel
abverlange, persönliche Egois-
men zurückzustellen für ein
großes übergeordnetes Ziel, das
„Wir sind Regensburg“ heiße.

Kräfte mobilisieren

Als Beispiel dafür, dass diese
Forderung keine Utopie sei und
viel bewegt werden kann, wenn
alle an einem Strang ziehen,
nannte Schaidinger das Projekt
KUNO, bei dem ganz Ostbayern
über fünf Millionen Euro an
Spenden für eine Kinder-Unikli-
nik in Regensburg eingebracht
habe. Jetzt gehe es darum, auch
in anderen Bereichen gemein-
sam Kräfte zu mobilisieren,
denn Stadt und Region stünden
vor einer Vielzahl gemeinsamer
Aufgaben. Regensburg nehme
dabei immer seine Pflichten als
Oberzentrum wahr, stelle Infra-
struktur zur Verfügung, sei wirt-
schaftlicher Motor und kulturel-
ler Mittelpunkt.

Das Jahr 2005 nannte Schai-
dinger „ein Jahr der Konsolidie-
rung“. Trotz schwieriger Aus-
gangsbedingungen sei es gelun-
gen, keine neuen Schulden zu
machen, einen Haushaltsplan für
2006 mit begrenzter Nettoneu-
verschuldung aufzustellen und
die Verwaltung zu reformieren
und zu straffen ohne Leistungen
zu kürzen. Jetzt könne man wie-
der Entscheidungen treffen und
Pläne in die Tat umsetzen. Damit
sei Regensburg im Vergleich

zum Bund bereits einen ganzen
Schritt weiter. „Wir brauchen
nicht zu sanieren, um wieder ge-
stalten zu können, wir finanzie-
ren nicht Vergangenheit, wir fi-
nanzieren Zukunft.“

Belangen der Kommunen
gerecht werden

Weil aber Städte und Gemein-
den in ihrem Handeln nicht un-
abhängig seien von den Rah-
menbedingungen, die Bund und
Länder setzen, engagiere er sich
seit einem Jahr an der Spitze des
Bayerischen Städtetages dafür,
dass die Politik auch den Belan-
gen der Kommunen gerecht wer-
de. Er zitierte dabei Bundesprä-
sident Horst Köhler, der gesagt
habe, es sei wichtig, dass die
Kommunen mehr Handlungs-
spielräume, mehr Raum zum
Experimentieren und mehr
Raum für eigene Lösungen
bekämen. Was sie hingegen gar
nicht brauchen könnten, seien
Bundesgesetze, die Wohltaten
verteilen, die die Städte bezahlen
müssten.

Regensburg wächst

„Die Zukunft dieses Landes
liegt darin, wieder ein Land der
Ideen zu werden, ein wirklich
kreatives und innovatives Land“,
unterstrich der OB. Was die
Stadt dazu beitragen könne, tue
sie auch. Unter schwierigen
Rahmenbedingungen seien die
richtigen Schwerpunkte gesetzt
worden. So verpflichte der Blick
in die Zukunft dazu, den Woh-
nungsbau nicht zu vernachlässi-
gen. Mit der Ausweisung neuer
Baugebiete, der Fortsetzung der
Entwicklungsmaßnahme Burg-
weinting, der Förderung der Alt-
bausanierung und den Planun-
gen für das Marina-Quartier, das
den Osten der Stadt ganz erheb-
lich aufwerten werde, seien we-
sentliche Schritte zur Schaffung
von Baurecht getan und der
Wohnungsbau gefördert worden.

Schaidinger: „Dass wir - im
Gegensatz zu vielen anderen
Städten - zusätzlichen Wohn-
raum brauchen, bestätigte uns
die jüngste Studie der For-
schungsinstitute Ipsos und Forsa.

Regensburg wächst, und zwar in
einem Ausmaß, das mich schon
fast ängstigt, wenn es stimmt,
dass wir mit einem Bevölke-
rungszuwachs von 11 Prozent
bis zum Jahr 2020 an der Spitze
der bundesdeutschen Zuwachs-
statistik stehen werden.“

Familienförderung

Einer der kommunalpoliti-
schen Schwerpunkte liegt Schai-

nahmen, die der Integration die-
nen. Vor allem in weiterführen-
den Schulen müssen wir Begab-
te wieder intensiver fördern.“

Kulturbewusstsein

Wie der Rathauschef weiter
darstellte, wurde „Kultur in Re-
gensburg“ selten so intensiv,
aber auch so kontrovers disku-
tiert wie im vergangenen Jahr.
Die Bewerbung als Kulturhaupt-
stadt Europas 2010 „hat auf uns
aufmerksam gemacht“. Geblie-
ben sei ein positiv verändertes
Kulturbewusstsein.

Auch was die Biotechnologie
angeht, schreibe Regensburg „ei-
ne Erfolgsstory ohnegleichen“,
so Schaidinger.Ab dem Sommer
2006 könnten im BioPark Fraun-
hofer-Arbeitsgruppen mit der
Universität projektbezogen eng
zusammenarbeiten. Wichtige
Weichen sollen im kommenden
Jahr für einen Technologie-Park
gestellt werden. Dadurch wür-
den weitere hoch qualifizierte
Arbeitsplätze im Bereich der Zu-
kunftstechnologien in einer Stadt
geschaffen, die bundesweit im
Angebot anArbeitsplätzen hinter
Wolfsburg und Frankfurt am
Main auf Platz drei liegt.

Welterbeliste

Die Stadt Regensburg gehe in
das Jahr 2006 mit den berechtig-
ten Hoffnungen, dass das Alt-
stadtensemble im Juli in die
Welterbeliste der UNESCO auf-
genommen wird, bemerkte der
OB. Dieses Prädikat bedeute al-
lerdings auch eine hohe Ver-
pflichtung, gelte es doch, den his-
torischen Stadtkern und gleich-
zeitig ein lebendiges urbanes
Zentrum zu bewahren. Dass es
gelungen sei, diese beidenAnlie-
gen miteinander zu vereinbaren,
beweise der im vergangenen
Jahr geschlossene „Pakt für die
Altstadt“, für den die Stadt Re-
gensburg mit dem Stadtmarke-
ting-Preis ausgezeichnet wurde.

Papstbesuch

Ins Zentrum des öffentlichen
Interesses werde Regensburg
auch durch den Papstbesuch ge-
rückt. Die Stadt müsse sich dabei
solide präsentieren und ihren Fa-
cettenreichtum aufzeigen. „Wir
sind Regensburg - das wollen
wir mit Herzlichkeit und Selbst-
bewusstsein nach außen tragen“,
stellte Schaidinger fest. DK

Hans Schaidinger. !!

dinger zufolge auf der Familien-
förderung. Dass die Stadt als Ar-
beitgeber dabei selbst mit gutem
Beispiel vorangeht, habe ihr eine
Auszeichnung im bayerischen
Wettbewerb „Innovative Verwal-
tung“ eingebracht. Dazu der OB:
„Wenn wir nicht wollen, dass die
Familie zu einer vom Aussterben
bedrohten Spezies wird, dann
genügt es nicht, sie in einem Qua-
si-Reservat unter Schutz zu stel-
len. Wir müssen handeln, nicht
nur aus der zwingenden Einsicht
heraus, dass die rapide Überalte-
rung unser Gemeinwesen vor
ganz erhebliche Probleme stellt.
Familie und Kinder sind ein Wert
an sich, nicht nur eine Anti-Über-
alterungs-Strategie.“

Begabte intensiver fördern

Schulbaumaßnahmen standen
laut Schaidinger im vergangenen
Jahr in den Investitionsplänen
der Stadt ganz vorne. Dies werde
in Zukunft so bleiben, versicher-
te er: „Wir bauen nicht nur Schu-
len, wir bauen sie auch so, dass
sie neue pädagogische Konzepte
ermöglichen, von gruppenorien-
tierter Ganztagsbeschulung bis
zur Ergänzung der schulischen
Arbeit durch pädagogische Maß-

Post vom Amt ...
nur noch 800 Millionen statt ei-
ner Milliarde Euro durch Ein-
sparungen, Darlehensrückforde-
rungen und Privatisierungserlöse
decken. Die dürften aber nicht
„konsumiert“ werden.

Die Struktur des Haushalts
und des Finanzausgleichs soll
nach Ankündigungen beider Po-
litiker für die kommenden Dop-
pelhaushalte ab 2007/08 in einer
Arbeitsgruppe mit den Kommu-
nen überprüft werden. Dies wer-
de „eine sehr schwierige Aufga-
be“ sein.

Am Spitzengespräch im Fi-
nanzministerium nahmen neben
dem Minister sein Staatssekretär
Franz Meyer, Innenminister Dr.
Günther Beckstein, Manfred
Ach und die vier Verbandsvorsit-
zenden Oberbürgermeister Hans
Schaidinger, Erster Bürgermei-
ster Dr. Uwe Brandl, Landrat
Theo Zellner und Bezirkstags-
präsident Manfred Hölzlein teil.

Ministerpräsident Edmund
Stoiber bezeichnet die Einigung
über den Finanzausgleich als
Ausdruck einer fairen Partner-
schaft zwischen Staatsregierung
und Kommunen. Der 5,7 Milli-
arden-Euro-Pakt „ist ein großer
gemeinsamer Erfolg“. Dieses
Miteinander auf allen politischen
Ebenen sei „ein wesentlicher
Faktor für den wirtschaftlichen
Erfolg und sozialen Zusammen-
halt in Bayern.“ rm

Die Investitionskraft wird ...

Münchner Handwerksmesse:

Neues Konzept, klare Gliederung
Gesamtumsatz der GHM 18,3 Millionen Euro

München. Das Zugpferd der Münchner Gesellschaft für Hand-
werksmessen (GHM) die Internationale Handwerksmesse, prä-
sentiert sich in diesem Jahr mit neuem Gesicht: Wie Franz Reis-
beck, Geschäftsführungsvorsitzender bei der Jahrespressekon-
ferenz berichtete, sollen die Besucherströme in die Segmente
Profi- und Privatpublikum getrennt werden. Davon verspricht
sich die GHM nicht nur mehr Transparenz, sondern auch die
Erschließung neuer Interessengruppen.

Die Internationale Hand-
werksmesse findet heuer vom
16. bis 22. März in München-
Riem statt. Gleichzeitig läuft
die Gartenmesse, die erstmals
auf sieben Tage ausgedehnt
wird. Zum ersten Mal, an den
letzten vier Tagen der IHM wird
die Hoga, Fachmesse für Hotel-
lerie, Gastronomie und Ge-
meinschaftsverpflegung veran-
staltet, die sich an Metzger,
Bäcker und Konditoren richtet.
Die größte Sonderschau, die
EXEMPLA, wird sich dem
Thema „Handwerk im Dienste
der kulinarischen Genüsse“
widmen.

Zum traditionellen Spitzenge-
spräch der deutschen Wirtschaft
debattieren die Repräsentanten
von BDA, BDI, DIHT und ZDH
am 17. März erstmals mit Bun-
deskanzlerin Angela Merkel.
Tags zuvor wird Handwerksprä-
sident Otto Kentzler einen mit-
telstandspolitischen Dialog mit
Bundeswirtschaftsminister
Michael Glos führen.

Das Messejahr 2006 setzt sich
im April fort mit der IFH/In-
therm vom 5. bis 8. April in
Nürnberg. Diese euroregionale
Fachmesse für Sanitär, Heizung
und Klima kann auf eine 30-

jährige Erfolgsgeschichte zu-
rückblicken. Die Weltmesse iba
2006 wird vom 3. bis 9. Oktober
in München veranstaltet. Sie sei
die Leitmesse des Bäckerhand-
werks, betonte Reisbeck. Man
erwartet dieses Jahr 900 Aus-
steller aus fünf Kontinenten und
Besucher aus 100 Ländern. Zum
vierten Mal organisiert die
GHM den Ableger Bakery Chi-
na vom 17. bis 19. Mai, die erst-
mals ins neue Messezentrum
von Shanghai verlegt wird. Tra-
ditionell wird das Messejahr im
Dezember mit der Heim +
Handwerk geschlossen. Parallel
wird die FOOD&LIFE veran-
staltet, die sich laut Reisbeck als
Shooting-Star entpuppt hat.

Was das zurückliegende Mes-
sejahr 2005 betrifft, ist die Mes-
seleitung mit dem Ergebnis zu-
frieden. Auf dem Programm
standen vier Veranstaltungen in
München, je eine Gastveranstal-
tung in Leipzig und Nürnberg
und eine Fachmesse in Shang-
hai. Im Inland wurden 3.475
Aussteller und über 360.000
Besucher betreut. Der Gesam-
tumsatz erreichte 18,3 Mio. Eu-
ro (Vorjahr: 24,2 Mio.). Für
2006 erwartet Reisbeck, eine
Umsatzsteigerung. E. Scholl
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Machen Sie Ihr Finanzmanagement zum Chancenmanagement:
Die erfahrenen Spezialisten der Deutschen Bank bieten moderne
Finanzinstrumente an, die zielgenau und praxisorientiert auf
Kommunen, kommunale Betriebe und Unternehmen zugeschnitten
sind. Ihre Chancen: Zinsaufwand senken, Verpflichtungen schneller
abbauen und neue Spielräume für Investitionen schaffen.

Mehr dazu erfahren Sie im Internet
oder direkt von Ihrem Ansprechpartner:
Hans-Jürgen Gerlach, Tel.: 0 89-23 90 22 09
E-Mail: hans-juergen-ge.gerlach@db.com

www.deutsche-bank.de/oeffentlicher-sektor

Leistung aus Leidenschaft.

Hürden gemeinsam
meistern.

Zinslasten senken –
Marktchancen nutzen

Reform des Kommunalen Haushaltsrechts:

Freiwillige Einführung der Doppik
Informationstagung des Bayerischen Landkreistags für Kämmerer und Landräte

„Die Reform des Kommunalen Haushaltsrechts“ lautete das
Thema einer Informationstagung des Bayerischen Landkreis-
tags für Kämmerer und Landräte in Landshut. Dabei verwies
Armin Thoma vom Bayerischen Landkreistag darauf, dass es
dazu im Freistaat derzeit keine einheitliche Haltung gibt.

Der Bayerische Ministerrat
hatte sich bereits im Sommer für
die freiwillige Einführung der
doppelten Buchführung (Dop-
pik) im kommunalen Rech-
nungswesen ausgesprochen.Da-
mit wurde der Vorschlag des
Vorstands des Bayerischen Städ-
tetags abgelehnt, der dafür plä-
diert hatte, die Doppik für alle
Städte und Gemeinden vorzuge-
ben. Zugleich hatte der Verband
die Beteiligung des Freistaates
an den Umstellungskosten ge-
fordert. Der Ministerrat hatte ei-
ne solche Kostenbeteiligung ab-
gelehnt,weil momentan keine fi-
nanziellen Spielräume dafür be-
stünden.

Rechtlicher Rahmen

Das Innenministerium geht
von folgenden Eckpunkten für
die Einführung eines neuen
kommunalen Rechnungswesens
aus: Für die kaufmännische
Buchführung der Kommunen
wird ein rechtlicher Rahmen ge-
schaffen.DieAlternative „erwei-
terte Kameralistik“ wird derzeit
zurückgestellt. Ob die geltende
Kameralistik unbegrenzt weiter-
geführt werden darf, ist zu gege-
bener Zeit - wann immer das
sein wird - zu entscheiden.
Zunächst können die Kommu-
nen zwischen der Kameralistik
und dem doppischen System
wählen.

Freiwilligkeitsphase

Trotz einer „Freiwilligkeits-
phase“ sind Thoma zufolge be-
reits erste kommunale Umset-
zungen - unter anderem in Hall-
bergmoos, Putzbrunn, Königs-
brunn, Nürnberg undMünchen -
zu verzeichnen.
In diesem Jahr werden laut

Thoma die Landkreise Ebers-
berg undMühldorf a. Inn folgen,
in Planung für 2007 sind Am-
berg-Sulzbach, Passau, Bam-
berg, Landsberg/Lech, Schwein-
furt und Neu-Ulm, für 2008 Bad
Tölz-Wolfratshausen, Freising,
Rottal-Inn, Roth, Miltenberg und
Würzburg.

Keine finanzielle
Unterstützung

Nach Thomas Darstellung ha-
ben die Kommunen keine finan-
zielleUnterstützung bei derUm-
stellung des Rechnungswesens
zu erwarten; es sei lediglich mit
einer Unterstützung durch recht-
liche Regelungen zu rechnen.
Als Zwischenergebnisse des

Bayerischen Innovationsrings
nannte Thoma dieAbstimmung
über die Handhabung der Ver-
mögenserfassung und -bewer-
tung (vorsichtige Bewertung
nachAnschaffungs- undHerstel-
lungskosten, Veränderung des
Bewertungsstichtags 1.1.1990,
Veränderung der Vorgaben für
die Bewertung der Kreisstraßen,
steuerlicheAbschreibungstabel-
len) sowie den gemeinsamen
Kontenplan als Buchungsgrund-
lage (Orientierung am Konten-
rahmen II/1 der Innenminister-
konferenz und an den Vorgaben
des NKF-Konzepts aus Nord-
rhein-Westfalen, Einbeziehung
der Vorgaben des Statistischen
Bundesamts vom Juli 2005).

Muster-Kontenplan

Nach der Vorlage des Ent-
wurfs einesMuster-Kontenplans
für doppisch buchende Land-
kreise und demVortrag vonHol-
ger Meidel zum Thema „Neues
Kommunales FinanzwesenBay-
ern - Entwicklung und Umset-

zung der Bewerbungsrichtlinie
Bayern“ zeigte Hermann Arndt
Lösungen der AKDB für das
NKF auf.
Arndt zufolge entwickelt und

pflegt dieAKDB mit ihren über
110Mitarbeitern undMitarbeite-
rinnen die Anwendungsverfah-
ren und betreut ihre über 1.000
Kunden der Finanzverfahren.
Die Anstalt verstehe sich als
„langfristig zuverlässiger Partner
der Kommunen“. Kundenorien-
tierung habe imAKDB-Zielsys-
tem einen hohen Stellenwert.
Als der führende Anbieter von
Kommunalsoftware in Deutsch-
land biete das Unternehmen sei-
nen Kunden ein breites Spek-
trum an Anwendungsverfahren
„aus einer Hand“ einschließlich
der erforderlichen Datenintegra-
tionen. Ein breites Verwaltungs-
und IT-Wissen gewährleisteten
Qualität und Innovation.

Gemeinsame Module

Arndt betonte, dass Service-
Rechenzentrumslösungen im
Rahmen des heutigen kameralen
Rechts bis zumAblauf eventuel-
ler Übergangsfristen zur Verfü-
gung stehen. Das Gleiche gelte
für das HKR-Angebot im Rah-
men von OK.FIS. Die „gemein-
samen“ Module könnten im Zu-
sammenhang mit dem zentra-
len/teildezentralenVerfahrensan-
gebot, mit OK.FIS HKR sowie
OK.FIS NKFW (Finanz-Infor-
mationssystem „Kommunale
Doppik“) genutzt werden.
Im Bereich des Finanzwesens
gibt es laut Arndt folgende
neue Angebote:
!

!

Digitale Archivierung von
Belegen zuAnordnungen
! Ohne Anbindung an ein
Archivsystem (Online-Beleg-
auskunft) mit dem teildezentra-
lenVerfahren)
! Mit Schnittstelle zu Easy-Ar-
chiv (teildezentrales Verfahren
undOK.FIS)
!

!

Abwicklung Büchergeld mit
ZAS-FeEPlus (mit Übernahme
von Daten aus SVS) oder
OK.FEN
!

!

Komfortable Datenerfassung
mit der neuen „Zentralen Vor-
gangsbearbeitung“ (im Einsatz
für Fleischbeschau, USG, in
2006 auch für HKR verfügbar -
Wegfall der bisherigen Beleger-
fassung)
!

!

Schnittstelle zu Kassenauto-
maten (OK.FIS)
OK.FIS NKFW könne auto-

nom, im Service-Rechenzen-
trum oder imOutsourcingbetrieb
eingesetzt werden. Die Gewähr-
leistung des entsprechenden Da-
tenschutzes und derDatensicher-
heit sei in OK.FIS NKFW
selbstverständlich.
Besondere Merkmale
von OK.FIS NKFW sind:
!

!

Ausschließlich an den Be-
dürfnissen der öffentlichen Ver-
waltung orientiert
!

!

Drei-Komponenten-Rech-
nung ohne zusätzlichen Bu-
chungsaufwand (gesteuert über
Kontenplan/Stammdaten)
!

!

Staatshaushalt integriert
!

!

Sach- und Personenkosten
(Debitoren- und Kreditoren)
nicht getrennt
!

!

Konten- und Produktinforma-
tionen im primären Buchungs-
stoff, keine weiterenVerfahrens-
teile notwendig
!

!

Kosten- und Leistungsrech-
nungOK.FISKLR kann frei von
Anforderungen des Finanzwe-
sens genutzt werden.
!

!

Über Voreinstellungen Er-
leichterung bei der Umstellung,
einfache Handhabung und Ver-
meidung von Buchungsfehlern
!

!

Anlagen bzw. Vermögens-
buchführung integriert mit ka-
meralistischer und doppischer
Buchhaltung („kamerales und
doppisches Buch“). DK

Für eine sichtbare Kommunaloffensive hat
sich der Deutsche Städte- und Gemeinde-
bund ausgesprochen. Die neue Bundesregie-
rung müsse dafür sorgen, dass endlich wieder
mehrArbeitsplätze vor Ort entstehen. Nur so
könne das notwendige Hoffnungssignal für
einen Aufschwung die Bürger und Bürgerin-
nen erreichen, heißt es in einer DSTGB-Do-
kumentation mit dem Titel „Mit starken
Kommunen Aufschwung und Reformen“.
Zum Jahreswechsel 2005/2006 rechnen die

Städte und Gemeinden mit einem Defizit von
rund 5,5 Milliarden Euro in ihren Kassen. Da-
mit fehle der notwendige Spielraum für wich-
tige Investitionen, eine verbesserte Ausstat-
tung der Schulen und Kindergärten sowie die
notwendige Sanierung von Straßen, Wegen
und Plätzen.
Zwar sei die Gewerbesteuer von 22,7 Mrd.

Euro (netto) auf netto 24,8Mrd. Euro gestiegen.
Allerdings profitierten insbesondere davon nur
wenige, besonders wirtschaftsstarke Kommu-
nen. Die Mehrheit der über 12.000 Städte und
Gemeinden sei überwiegend auf denGemeinde-
anteil an der Einkommenssteuer (20,0Mrd. Eu-
ro) angewiesen, der auf niedrigem Niveau sta-
gniert. Zusätzlich hätten die Länder auf Grund
ihrer angespanntenHaushaltslage die Schlüssel-
zuweisungen an die Kommunen um über 5 %
auf nur noch rund 11Mrd. Euro gekürzt.Daraus
erkläre sich auch, dass die kommunalen Investi-
tionen erneut gesunken sind und im Jahre 2005
bei ca. 17,5Mrd. Euro liegen werden,mithin ca.
45 % unter demNiveau von 1992.Als besonders
bedrohlich stelle sich hierbei die Explosion der
Kassenkredite dar, die um ca. 23 Prozent ange-
stiegen seien und einRekordhoch von 23,7Mrd.
Euro erreicht haben.
DSTGB-Präsident Roland Schäfer fordert in

diesemZusammenhang eineKommunalverträg-
lichkeitsprüfung bei allen Gesetzesvorhaben.
Der vorgesehene Bürokratie-TÜV, der künftig
alleGesetze auf ihreKosten hin überprüfen soll,
sei ein richtigerAnsatz. Hier müsse die Regie-
rung aber noch einen Schritt weitergehen: „Wir

erwarten bei jedem Gesetz eine konkrete Geset-
zesfolgenabschätzung. Wie wirkt sich das Ge-
setz auf die Kommunen aus, schafft es neueAr-
beitsplätze und welche Kostenfolgen erzeugt es
für welcheEbene mit welcherKostenregelung?“
Der Deutsche Städte- und Gemeindebund

warnt im Hinblick auf die dramatische Haus-
haltssituation von Bund, Ländern und Gemein-
den vor neuen Leistungsversprechungen. So sei
die imKoalitionsvertrag angekündigteVerbesse-
rung bei der Kinderbetreuung zwar politisch
wünschenswert, aber ohne eine dauerhafte Fi-
nanzreglung inhaltsleer.
DieKommunen plädieren für eine konsequen-

te Fortsetzung derArbeitsmarktreform. Die Zu-
sammenführung vonArbeitslosenhilfe und So-
zialhilfe sei richtig gewesen. Nach wie vor blei-
be der Bund in der Verantwortung für die
Bekämpfung der Langzeitarbeitslosigkeit.Auch
sei es vernünftig gewesen, die von manchen ge-
forderte Kommunalisierung nicht umzusetzen.
Die Kommunen seien bereit, ihre besondere
Kompetenz vorOrt einzusetzen und einen wirk-
samen Beitrag zur Bekämpfung der Langzeitar-
beitslosigkeit zu leisten. Der DStGB begrüßt in
diesem Zusammenhang die Aufnahme seiner
Vorschläge zur Änderung bei Hartz IV. „Wir
müssen jetzt schnell dafür sorgen, dass dasAr-
beitslosengeld II fürKinder reicherEltern gestri-
chen wird und dass es nicht ohne weiteres Un-
terkunftskosten für unter 25-jährige gibt, die al-
leine leben wollen“, betont Schäfer. Zusätzlich
müsse dieExplosion derBedarfsgemeinschaften
durch eine Beweislastumkehr bei Partnern, die
zusammenleben (Vermutung für die Lebensge-
meinschaft),wirksam eingedämmt werden.
Zugleich warnt derDSTGB davor, nur mitÄn-

derungen bei Hartz IV drastische Einsparergeb-
nisse erzielen zu wollen.Die Sozialkosten könn-
ten nur gesenkt werden, „wenn es endlich mehr
Jobs inDeutschland gibt“.Dazu werde insbeson-
dere eine verbesserte Investitionskraft der Kom-
munen benötigt. Handwerk und Mittelstand sei-
en auf dieAufträge derKommunen dringend an-
gewiesen. DK

DSTGB-Dokumentation:

Mit starken Kommunen Aufschwung und Reformen
Bedrohliche Lage der Kommunalfinanzen abwenden - Arbeitsmarktreform fortsetzen

Knöllchen für die
Haushaltssanierung

Wirtschaftsjurist hält die kommunale Finanzplanung
in Deutschland für verfassungswidrig

Alle Geldbußen oder verfahrensrelevanten Zahlungen dürfen
nach Ansicht des Rechtsexperten Horst Mirbach nicht für
Zwecke verwandt werden, für die üblicherweise Haushaltsmit-
tel zur Verfügung gestellt werden.
Geldbußen füllen in immer

stärkeren Maße die Kassen der
Kommunen und werden als In-
strument zurHaushaltssanierung
eingesetzt. „Das hat vor allem in
den vergangenen zehn Jahren
derHaushaltsenge zu einer sach-
lich nicht begründbaren, unange-
messenen Intensivierung der
Verfolgung vonBagatelldelikten
durch Ordnungsbehörden zum
Zwecke der Einnahmenverbes-
serung geführt. ZumTeil werden
dem Personal sogar Prämien
ausgelobt oder extra Personal
eingestellt, um von dieser Ein-
nahmequelle profitieren zu kön-
nen.Hierdurch wird die notwen-
dige Neutralität des Handelns
der Behörden und ihrer Mitar-
beiter gefährdet und das Anse-
hen von Verwaltung und Recht-
sprechung beschädigt“, so Mir-
bach. Der Bad Honnefer Wirt-
schaftsjurist undVorsitzende der
„Aktion Gewerbefreiheit“ hält
die Haushaltspolitik, Bußgelder
im voraus als Finanzquelle ein-
zuplanen, für verfassungswidrig.
Besonders ärgerlich sei die

Knöllchenpolitik der Kommu-
nen für den mittelständischen
Einzelhandel, bemerkt Markus
Mingers vom Gewerbeverein
Bonner Südstadt. „Es kann nicht
sein, dass die kurzsichtigen Fi-
nanzinteressen der Stadtkämme-

rer bei der Parkraumbewirtschaf-
tung die Kunden immer stärker
zu Discountern und Einkaufzen-
tren treibt, weil man dort große
Parkplätze bietet und keine
Knöllchen zu befürchten hat“.
Er fordert von derKommunal-

politik eine stärkere Unterstüt-
zung, um die Stadtzentren zu vi-
talisieren. „Im Gegensatz zuAl-
di, Lidl, Norma und Co. zahlen
die kleinen und mittleren Einzel-
händlerGewerbesteuer, schaffen
Ausbildungsplätze und bieten ei-
ne qualifizierte Einkaufsbera-
tung. Von den Rathäusern müs-
sen mehr Initiativen ausgehen,
wenn es um Parkplätze, Be-
triebsgenehmigungen oder An-
träge geht. Sonst kann man die
Konsumentenabwanderung zur
‘GrünenWiese’nicht aufhalten“.
Nach Untersuchungen von

Wirtschaftsforschern arbeiten
Mittelständler rund 230 Stunden
im Jahr nur für Behörden und
Statistiken. „Betriebswirtschaft-
lich geht da jährlich ein ganzer
Monat verloren“, monierte Min-
gers. Statt die Innenstadt für den
Einzelhandel attraktiver zu ge-
stalten, beschäftigen sich die po-
litisch Verantwortlichen mit
bürokratischen Zwangsmaßnah-
men gegen Unternehmer, Auto-
fahrer, Hausbesitzer oder Hun-
debesitzer“, sagteMingers. "



KOMMUNALFINANZEN . BAUPOLITIK6 GZ02. 02. 2006

Bau- und Land-Entwicklungsgesellschaft
Bayern GmbH
Peschelanger 3, 81735 München
Telefon 089/67 40 37, Telefax 089/679 22 36
Internet: www.ble-bayern.de
eMail: info@ble-bayern.de

- im genossenschaftlichen FinanzVerbund -

Verwaltungsüberlastung?!
Haushaltsprobleme?!

Maßgeschneiderte Lösungen für die
Übernahme von Erschließungsträgerschaften
und für Ihre kommunalen Investitionen
bietet Ihnen die BLE, ein erfahrener seit
1974 tätiger Partner der Städte und Gemeinden.

Ihre Ansprechpartner: Bernd Hippe
Tel.: 089 / 67 40 37 Gerd Schrenker

• Übernahme von Erschließungsträgerschaften
• Privatfinanzierung öffentlicher Aufgaben

(Kommunales Haushaltsmodell)

BLE, Bau- und Land-Entwicklungsgesellschaft Bayern GmbH:

Erschließungen von Baugebieten
durch Erschließungsträger

Die Erschließung ist Aufgabe der Gemeinde, (§ 123 BauGB).
Aber: Kommunen müssen nicht selbst erschließen. Der Ge-
setzgeber hat ausdrücklich in § 124 Baugesetzbuch vorgese-
hen, dass die Gemeinde die Erschließung durch Vertrag auf ei-
nen Dritten übertragen kann.

Gegenstand der Erschließung
können beitragsfähige sowie nicht
beitragsfähige Erschließungs-
kosten sein. Durch die Beauftra-
gung eines Dritten ist die Ge-
meinde in keiner Weise in ihrer
Entscheidungsfreiheit einge-
schränkt. Sie allein bestimmt
über Art und Weise der Er-
schließung, wie Ausführungs-
standards, Fristen, Gewährleis-
tung und insbesondere den Um-
fang der Erschließung innerhalb
eines vertraglich bestimmten Er-
schließungsgebietes.

Einfache Verträge

Die Vertragskonstruktion ist
im Grunde simpel. Die Gemein-
de beauftragt ein geeignetes Un-
ternehmen mit der Erschließung
eines Baugebietes. Dabei ist es
unerheblich, ob es sich um
Wohn-, Misch-, Gewerbe-, Son-
der- oder Industriegebiete han-
delt. Gemeinde und Er-
schließungsträger schließen ei-
nen Erschließungsvertrag, in
dem neben Qualität, Fristen, Ge-
währleistung und Absicherung
der Kommune auch Regelungen
getroffen werden (können), die
die Gemeinde auch finanziell
entlasten. So ist es zulässig, dass
der Erschließungsträger 100 %
der Erschließungskosten nach
BauGB übernimmt. Der gesetz-
liche Eigenanteil von mindestens
10 %, den die Gemeinde bei ei-
ner Eigenerschließung tragen
müsste, wird im Vertrag abbe-
dungen. Gegenstand des Er-
schließungsvertrages können
auch nicht beitragsfähige Er-
schließungsanlagen sein, bei-
spielsweise die Herstellung von
Kinderspielplätzen.

Verwaltungsmäßige
Entlastungen

Neben den unbestrittenen fi-
nanziellen Vorteilen ergeben sich
für die Gemeinde auch erhebli-
che verwaltungsmäßige Entlas-
tungen. Der Erschließungsträger
verrechnet seine tatsächlich ent-
standenen Kosten an die ur-

sprünglichen Grundstücksei-
gentümer weiter, so dass eine
Verbescheidung nach dem Er-
schließungsbeitragsrecht entfällt.

Nachverhandlungen

In Abstimmung mit der Ge-
meinde vergibt der Erschlie-
ßungsträger sowohl die Pla-
nungs- als auch die Tiefbauleis-
tungen. Die Auswahl der Fir-
men, die zur Angebotsabgabe
eingeladen werden, wird zusam-
men mit Ingenieurbüro und Ge-

Bauunternehmer
(Tiefbau)
Ing. Büro

BLE
(Erschließungsträger)

Grundstücks-
eigentümer

Kommune

Vertragskonstruktion

Erschliessungs-
vertrag

Werkverträge

Kostenerstattungsvertrag

keine
Rechtsbeziehung

keine
Rechtsbeziehung

Ist die Gemeinde ganz oder
teilweise selbst Grundstücksei-
gentümerin, erstattet auch sie die
verauslagten Kosten in ihrem
Anteilsverhältnis an den Er-
schließungsträger.

meinde getroffen. In der Regel
besteht die Möglichkeit der
Nachverhandlung mit den Bie-
tern, so dass mit zum Teil. erheb-
lichen Preisnachlässen gerechnet
werden kann. !

Freistaat bekommt Spitzenbewertung für seine Haushalts- und Finanzpolitik:

Bestnote für Bayern
Stoiber: „Solide Finanzen zahlen sich ganz konkret für Bürger aus -

Qualitätssiegel bringt für Bayern bares Geld“
Die international renommierte Rating-Agentur Standard&
Poor’s hat das neue Bayern-Rating abgeschlossen. Bayern ist
das einzige Land in Deutschland, das für seine Leistungsfähig-
keit und seine Finanzkraft die Spitzenbewertung „AAA - Aus-
blick stabil“ bekommt. Ministerpräsident Dr. Edmund Stoiber
bezeichnete das Ergebnis des neuen Ratings als absolutes Qua-
litätssiegel für Bayern.

Stoiber: „Das Rating ist wie
eine Zeugnisnote: Bayern hat für
seine Haushalts- und Finanzpoli-
tik heute eine Eins mit Stern be-
kommen. Bayern ist bei Bonität
und Ansehen Top-Standort in
Europa. Die Spitzennote beim
Bayern-Rating ist das Signal für
Wirtschaft und Banken: Bayern
ist als Standort weltweit in der
ersten Reihe. Dieses hohe Ver-
trauen der Wirtschafts- und Fi-
nanzwelt für Bayern ist eine kla-
re Bestätigung unserer Dreifach-
strategie ‘Sanieren, Reformie-
ren, Investieren’. Die Bürger in
Bayern können stolz darauf sein,
dass unser Land als Wirtschafts-
standort in einer Reihe mit den
weltweit leistungsstärksten Re-
gionen steht.“

Unter weltweit führenden
Wirtschaftsregionen

Der Rating-Spezialist von
Standard&Poor’s Thomas Fi-
schinger betont in seiner Analy-
se, dass Bayern mit der Spitzen-
bewertung ‘AAA - Ausblick sta-
bil’ zu den weltweit führenden
Wirtschaftsregionen gehört. Von
304 außerhalb der USA bewerte-
ten Regionen haben lediglich 26
wie Bayern die Bestnote erhal-
ten. Die Topeinstufung Bayerns
spiegle die soliden Ergebnisse
der Finanzpolitik und die sehr
starke Wirtschaft Bayerns wie-
der. Fischinger: „Die Schulden-
last Bayerns bleibt im internatio-
nalen Vergleich moderat und ge-
messen an deutschen Standards
sogar niedrig. Die starke Leis-
tung Bayerns stützt sich vor al-
lem auch auf stabile politische
Verhältnisse, eine sehr leistungs-
fähige Verwaltung, eine gute In-
frastruktur des Landes und eine
nach wie vor hohe Investitions-
quote. Bayern hat die laufenden
Ausgaben sehr gut im Griff und
kann im Gegensatz zu anderen
Ländern Geld in die Zukunft in-
vestieren. Der Ausblick „stabil“
zeigt, dass die Erwartungen von
Standard&Poor’s dahingehen,
dass das Land Bayern weiterhin
solide Wirtschafts- und Finan-
zergebnisse vorweisen wird.“

Bares Geld

Die Bestnote im internationa-
len Wirtschafts-Rating bringt
nach den Worten Stoibers für
Bayern bares Geld. Stoiber:
„Bayern kann mit dem Spitzen-
rating im Vergleich zu allen an-

deren Ländern zu den besten
Konditionen auf den internatio-
nalen Finanzmärkten agieren.
Bestehende Verbindlichkeiten
aus der Vergangenheit können
wir durch das Spitzenrating zu
günstigeren Konditionen finan-
zieren. Bestes Beispiel ist der
neue sogenannte Bayern-Jumbo,
der ganz aktuell im Haushalt
2006 zu Einsparungen von acht
Millionen Euro führt.“

Zinseinsparungen

Der Verzicht auf neue Schul-
den zahle sich zusätzlich in barer
Münze aus, weil Bayern schon
im Jahr 2006 200 Millionen Eu-
ro Zinsen spart, die in die Poli-
tikgestaltung fließen. „Diese 200
Millionen Euro sind die Rendite
des sorgsamen Umgangs mit
dem Geld der Bürger, die in den
kommenden Jahren noch weiter
steigen wird. Das ist genau die
Linie unserer Politik: keine neu-
en Schulden, weniger Zinsen
und damit mehr Geld für Investi-
tionen. Die Spitzennote für Bay-
ern steigert unmittelbar die At-
traktivität unseres Landes für in-
ternational tätige Investoren“, so
Stoiber. „Wer Geld in die Hand
nimmt und investiert, sieht sich
das wirtschaftliche und soziale
Umfeld sehr genau an. Stabilität,
Seriosität und Verlässlichkeit
sind Rahmenbedingungen, die
Unternehmen schätzen. Die Top-
Bewertung Bayerns ist weltweit
eine glänzende Visitenkarte für
neue Investitionen, Aufträge und
Arbeitsplätze.“

Positiver Ausblick

Besonders wichtig für Bayern
ist der stabile positive Ausblick
der Analysten, betonte Stoiber.
„Bayern hat in den letzten Jahren
die Grundlagen gelegt, um auch
in Zukunft wirtschaftlichen Er-
folg und sozialen Zusammenhalt
erfolgreich zu verbinden. Wir
haben in Bayern unsere Haus-
aufgaben gemacht. Die großen
Anstrengungen, die wir unter-
nommen haben, machen sich
jetzt für die Bürger und das Land
bezahlt.“ Bereits im Jahr 2006
kann Bayern ganz konkret neue
Impulse setzen. Stoiber: „Wir
werden mit neuen Lehrern in ei-
ne gute Bildung unserer Kinder
investieren. Im nächsten Schul-
jahr werden an unseren Schulen
einige hundert Lehrer mehr als
bisher geplant unterrichten. Und

wir wollen 2006 das Engage-
ment in unseren Sportvereinen
für Kinder und Jugendliche stär-
ken. Die Förderung unserer
Sportvereine, die einen großen
Beitrag für den sozialen Zusam-
menhalt und die Lebensqualität
in Bayern leisten, soll um rund
ein Drittel auf knapp 17 Millio-
nen Euro aufgestockt werden.“

Bayern in Pole-Position

Stoiber sieht Bayern klar im
Vorteil bei der wirtschaftlichen
Entwicklung in den nächsten
Jahren. Stoiber: „Bayern steht
beim Wirtschaftsaufschwung in
Deutschland, der sich klar ab-
zeichnet, auf der Pole-Position.
Die Zeichen in Deutschland ste-
hen auf Aufschwung. Bayern
wird ganz besonders davon pro-
fitieren, wenn die reale Lage in
Deutschland zum ersten Mal seit
vielen Jahren wieder einmal bes-
ser ist als die Wirtschaftsprogno-
sen.“ Der Bund und die Länder
fangen jetzt erst an, die notwen-
digen Reformen einzuleiten, so
Stoiber. Mit der zukunftsgerichte-

ten Politik sei Bayern hier eini-
ge Schritte voraus. Stoiber:
„Während man woanders erst be-
ginnt, die Neu-Schulden zu redu-
zieren, können wir in die Zukunft
investieren. Es ist ein Riesenvor-
teil für die Bürger, wenn wir
Mehreinnahmen aus einem Wirt-
schaftsaufschwung in die Zu-
kunft unseres Landes stecken
können. Der Bund und andere
Länder müssen stattdessen höhe-
re Einnahmen in die Reduzierung
der Neu-Verschuldung geben.“

Spitzenreiter beim
Wirtschaftswachstum

Die Top-Bewertung Bayerns
ist nach den Worten Stoibers
auch eine klare Absage an alle,
die immer noch glauben, dass
mit Schulden bessere Ergebnisse
erreicht werden können. Stoiber:
„Politik gestalten kann sich heute
nicht allein darin erschöpfen,
Geld auszugeben, das man gar
nicht hat. Das Erfolgsrezept für
Bayern ist unser konsequenter
Kurs der Haushaltssanierung in
Verbindung mit Zukunftsinvesti-
tionen.“ Bayern hat als einziges
westdeutsches Land weniger Ar-
beitslose als vor einem Jahr, ist in
den letzten zehn Jahren mit
großem Abstand Spitzenreiter
beim Wirtschaftswachstum und
hat eine Investitionsquote auf
konstant hohem Niveau, die noch

gesteigert werden soll. Stoiber:
„Die Ergebnisse unserer Politik
zeigen: Der sorgsame Umgang
mit dem Geld der Bürger zahlt
sich aus und schafft Gestaltungs-
spielräume für Zukunftsfelder
wie Bildung, sozialen Zusam-
menhalt, Wissenschaft oder In-
frastruktur. Diesen Weg für Bay-
ern werden wir weiter gehen.“

Herausragende Stellung

Finanzminister Faltlhauser be-
tonte die herausragende Stellung
Bayerns beim Wirtschafts-Ran-
king: „International bekommen
nur sehr wenige Top-Unterneh-
men und grundsätzlich nur die

wirtschaftsstärksten Nationen
von Standard & Poor’s die abso-
lute Spitzennote ‚AAA’. Alle
deutschen Länder sind schlechter
geratet als Bayern. Baden-Würt-
temberg hat AA+, Hessen und
Sachsen AA und alle übrigen
Länder - soweit geratet - nur AA.
Das Rating der übrigen Länder
würde ohne Berücksichtigung
des bundesstaatlichen Finanzaus-
gleichs noch ungünstiger sein.“

Spitzenplätze bei allen
entscheidenden Kennziffern

Faltlhauser hob hervor, dass
Bayern bei allen entscheidenden
Kennziffern Spitzenplätze be-
legt. So liege die Pro-Kopf-Ver-
schuldung (2005) in Bayern bei
nur 1.852 Euro. Der Durch-
schnitt bei den übrigen West-
Flächenländern sei dem gegenü-
ber mit 5.392 Euro fast dreimal
so hoch. Die Investitionsquote
(2005) im Freistaat liege bei 11,4
Prozent. In den West-Flächen-
ländern liege der Durchschnitt
hingegen nur bei 8,9 Prozent.
Besonders deutlich werde der
Erfolg der soliden bayerischen
Finanzpolitik beim Anteil der
Schuldzinsen an den Staatsaus-
gaben. Wegen der niedrigen Ver-
schuldung müssten in Bayern le-
diglich 3 Prozent der Ausgaben
für Zinsen bereitgestellt werden.
Dem gegenüber gehen bei den
übrigen West-Flächenländern
insgesamt 8,9 Prozent für Zins-
zahlungen verloren. Beim Maa-
stricht-Kriterium steht Bayern
einschließlich seiner Kommunen
mit 0,6 Prozent (2004) glänzend
da, während Deutschland im
Jahr 2005 mit voraussichtlich 3,5
Prozent die wichtige 3-Prozent-
Marke zum vierten Mal in Folge
verfehlt.

Bayern hat sich erstmals 1998
raten lassen. Dabei werden jähr-
lich die aktuelle Wirtschafts- und
Finanzlage des Freistaates Bay-
ern sowie die absehbare künftige
Entwicklung untersucht. Der
Rating-Katalog geht von CC
(Schuldner stark anfällig) über B
(Zahlungsverzüge nicht ausge-
schlossen) bis A (Investmentgra-
de) und ist in den einzelnen
Hauptbereichen nochmals auf-
gesplittet (triple A, double A,
single A). !

Entwicklungsbeispiel Augsburg
Ein Beispiel aus der Praxis der BLE, Bau-
und Land-Entwicklungsgesellschaft Bayern
GmbH, die im Auftrag von zahlreichen Kom-
munen Erschließungen in ganz Bayern
durchführt:
Die BLE wurde von der Stadt Augsburg und den
Stadtwerken Augsburg mit der Erschließung des
Wohnbaugebiets „Südlich der Friedrich-Ebert-
Straße“ im Stadtteil Göggingen beauftragt.
Bruttobauland: ca. 70 ha

bestehend aus Flächen für Kleingärten, öf-
fentliches Grün, Kinderspielplätze, Flächen
für Lärmschutz,

Öffentliche Verkehrsflächen: ca. 45 ha
Nettowohnbauland: ca. 25 ha
Grundstückseigentümer: 41
Erschließungsbeginn: Frühjahr 2005
Fertigstellung: Ende 2006 / Frühjahr 2007
Erforderlich waren umfangreiche Verhandlun-
gen mit der Stadt und die Einigung mit sämtli-
chen Grundstückseigentümern.
Die Vorteile für die Stadt, die selbst über keine
Grundstücke im Baugebiet verfügt, liegen auf
der Hand:

" keine Belastung des Kommunalen Haushalts
" Abbedingung des 10%-Anteils an den Er-

schließungskosten nach BauGB
" Übernahme von nicht bzw. teilweise umlegba-

ren Kosten wie z.B. Kinderspielplätze, Kampf-
mittelabsuche, archäologische Prospektion,
umfangreiche Lärmschutzmaßnahmen.

Auch für die beteiligten Grundstückseigentümer
war der Abschluss des Erschließungsvertrages
und der Kostenerstattungsverträge nicht von
Nachteil. So kann gewährleistet werden, dass die
Erschließung des gesamten Baugebietes in ei-
nem Zug innerhalb von zwei Jahren (die As-
phaltfeinbetonschicht ausgenommen) durchge-
führt wird. Die Kostenreduzierungen aufgrund
der Nachverhandlungen genießt der Eigentümer,
da sämtliche Kosten ausschließlich nach tatsäch-
lichem Aufwand angefordert und abgerechnet
werden.
Die BLE erzielt aus der Erschließung keinen
Gewinn; sie erhebt lediglich ein Verwaltungsho-
norar für die gegenüber der Stadt erbrachten
Leistungen, das sie im Wege der Kostenerstat-
tung durch die Eigentümer erhält. !

Sparkassen sowie Volksbanken und Raiffeisenbanken:

Karten sperren unter 116116
Auch in Zukunft können die Kunden von Sparkassen, Lan-

desbanken sowie Volksbanken und Raiffeisenbanken ihre Kar-
ten unter der Nummer 116 116 sperren lassen. Vor kurzem
wechselte der Betreiber des Sperrnotrufes. Dies wirkt sich je-
doch nicht auf den Service für Kunden des genossenschaftlichen
FinanzVerbundes und der Sparkassen-Finanzgruppe aus.

Seit dem 1. Juli 2005 gibt es diese bundesweit einheitliche Te-
lefonnummer. Der Vorteil gegenüber früheren Lösungen: Auch
wer die Telefonnummer seines Kreditinstituts nicht parat hat,
kann seine Karten von unterwegs sperren lassen. Die Telefon-
nummer 116 116 ist leicht zu merken und von überall in
Deutschland kostenlos zu erreichen. Unberührt davon können
die Bankkunden ihre Karten weiterhin direkt bei ihren Instituten
sperren lassen. !
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Mit Erdgas in guter Gesellschaft.

Fahren Sie mit Erdgas zum halben Preis!
Erdgas hat Zukunft. Sowohl beim Heizen als auch
beim Autofahren. Mit Erdgas von ESB tanken Sie zum
halben Preis. Der reduzierte Mineralölsteuersatz für
Erdgas als Kraftstoff ist bis zum Jahr 2020 festge-
schrieben. Gleichzeitig schonen Sie die Umwelt, weil
bei Erdgas geringere Schadstoffe entstehen. Erdgas

tanken Sie heute bereits an über 500 Erdgas-Zapf-
säulen in Deutschland – auch in Ihrer Nähe. Fragen
Sie Ihren Autohändler und starten Sie in eine saubere
Zukunft - mit Erdgas im Tank.

Mehr Infos unter 01 80 5/29 11 11
(12 Cent/Min. im deutschen Festnetz der Telekom)

Seniorenzentrum „Wohnen am Schlossanger“:

PPP ermöglicht Neubau
Gemeinde Höhenkirchen-Siegertsbrunn, Kreissparkasse

München Starnberg und Real I.S. feierten Richtfest
Privilegiertes Leben „auf einer Insel“, nämlich auf einer Ro-
dungsinsel im Nahbereich der Landeshauptstadt verspricht die
Errichtung des Seniorenzentrums „Wohnen am Schlossan-
ger“, das in zentraler Ortslage der Gemeinde Höhenkirchen-
Siegertsbrunn emporwächst.
Die Partner der Grundstücks-

entwicklungsgesellschaft, die
Gemeinde Höhenkirchen-Sie-
gertsbrunn, die Kreissparkasse
München Starnberg und die Re-
al I.S.AGMünchen feierten mit
dem Richtfest am 19.Dezember
2005 eine bedeutende Etappe
des Neubaus.

Gelungenes Beispiel

Dieses Bauvorhaben ist ein
gelungenes Beispiel dafür, wie
Public Private Partnership funk-
tionieren und was diese bewir-
ken kann: Die Gemeinde stellt
derEntwicklungsgesellschaft ein
unbebautes Grundstück zur Ver-
fügung, auf dem dieGesellschaft
das Seniorenzentrum errichtet.
Das Seniorenzentrum wird nach
Fertigstellung von derGemeinde
angemietet und von einem erfah-
renen Leiter betrieben. Die Fi-
nanzierung stellen dieKreisspar-
kasse München Starnberg und
die BayernLB.

„Für unsere Gemeinde ist es
eine einmalige Chance, mitten
im Zentrum unseres Ortes für
unsere alten Mitbürgerinnen
und Mitbürger ein Zentrum an-
bieten zu können, um ihnen

einen schönen Lebensabend zu
ermöglichen“, freut sich Bür-
germeisterinUrsula Mayer.Das
architektonisch hochwertige En-
semble besteht aus einem voll
unterkellerten, klar gegliederten
dreigeschossigen Baukörper mit
Tiefgarage. Eine großzügige
Öffnung auf der süd-westli-
chen Seite schafft eine attrakti-
ve Sichtverbindung in das be-
nachbarte Wohngebiet. Auf-
grund der flachen Dachneigung
wirkt das mächtige Gebäudeen-
semble eher zurückhaltend und
unaufdringlich. Durch die Wahl
der Gebäudeform entlang der
vorhandenen Durchgangs- und
Erschließungsstraßen sowie auf-
grund der großzügigen Vergla-
sung der Räume öffnet sich das
Gebäude in alle Richtungen zur
Gemeinde.

Eckdaten des Projekts

Die Bewohner des Senioren-
zentrums sind somit „aktiv“ in
das Leben in der Gemeinde
Höhenkirchen-Siegertsbrunn
integriert. Die Eckdaten des
Projekts: Umfang: 72 Apart-
ments für Senioren und 20 bar-
rierefreie und behinderten-

freundliche 2 bis 3 Zimmer-
Wohnungen, 1/2 UG für kom-
munale Zwecke (Veranstal-
tungsräume für die Gemeinde),

Tiefgarage mit 43 Stellplätzen,
insgesamt rund 6030 m² Ge-
schossfläche, Bauvolumen: ca.
8,5Mio. Euro brutto, Bauzeit: Ju-
li 2005 bis Juli 2006, PPP-Modell:
Joint-Venture-Modell mit eigener
Objektgesellschaft, Gesellschaf-
ter: Kommune Höhenkirchen-
Siegertsbrunn 49% Kreissparkas-
seMünchen Starnberg 26% Real
I.S. 25%. Die Geschäftsführung
wird von derReal I.S. gestellt

Voraussichtlich im Juli dieses
Jahres wird das Seniorenzen-
trum „Wohnen am Schlossan-
ger“ fertig gestellt.

Kenndaten Real I.S.

Die Real I.S. ist als 100%ige
Tochter der Bayern LB die As-
setmanagement Gesellschaft für
gewerbliche Immobilien. Neben
der klassischen Unternehmens-
beratung für Immobilienbe-
standshalter sowie der Immobili-
enentwicklung ist die Real I.S.
auch einer der größten deut-
schen, bankgebundenen Initiato-
ren.Die Immobilienentwicklung
der Real I.S. schafft Wertschöp-
fung aus dem Verknüpfen von
Interessen unterschiedlichster
Projektpartner. Sie entwickelt
Immobilien aus Ressourcen wie
einem Grundstück, einem Inve-
storenwunsch oder dem konkre-

ten Bedarf eines Nutzers. Seit
1991 wurden mehr als 80
Fondsangebote mit einem Ge-
samtinvestitionsvolumen von
über 3,6 Mrd. Euro für das Pri-
vatkundengeschäft und für insti-
tutionelle Investoren emittiert.
Die umfangreiche Produktpa-

lette umfasst u. a. Immobilien-
fonds im In- und Ausland,
Schiffsbeteiligungen, Medien-
fonds und Private Equity. Zu-
sätzlich gehören individuelle
Speziallösungen, Portfolioma-
nagement und dasManagement
von institutionellen internatio-
nalen Immobilienportfolien zu
unseremAngebot.Die Real I.S.
ist mit einem ganzheitlichen
Qualitätsmanagementsystem
DIN EN ISO 9001:2000 des
TÜV Süddeutschland zertifi-
ziert.

Weitere Informationen un-
ter www.realisag.de !

!

Referenten und Ehrengäste des Ingenieuretages: Von rechts
Dipl.-Ing. Christian Baumgart, Dr. Busso Grabow, die geehr-
ten früheren Kammer-Vizepräsidenten Rolf Sennewald und
Josef Poxleitner, Christl Kling, Prof. Dr.-Ing. e.h. Karl Kling,
Kammerpräsidentin Dipl.-Ing. Univ. Heidi Aschl und OB
Christian Ude. Bild: Markus Bauer

14. Bayerischer Ingenieuretag:

Ingenieure als Verbündete
der Kommunen

„Die Katastrophe des Halleneinsturzes in Bad Reichenhall, weni-
ger Aufträge für Ingenieure seitens der Gemeinden, neue Finan-
zierungsmodelle wie etwa Private Public Partnership - nur drei
Aspekte, die derzeit in besonderer Weise das Verhältnis zwischen
Kommunen und Ingenieuren prägen. Grund genug für die
Bayerische Ingenieurekammer-Bau, ihren inzwischen 14. Bayeri-
schen Ingenieuretag im Auditorium Maximum der TU München
dem Thema „Kommunen und Ingenieure im Dialog“ zu widmen.
In Bezug auf das Unglück in

Bad Reichenhall teilte Kammer-
PräsidentinDipl.-Ing.Univ.Hei-
di Aschl mit, dass die Kammer
dem bayerischen Innenminister
ihre Mitarbeit in einer Arbeits-
gruppe angeboten habe, über
Konsequenzen man jedoch erst
nachKlärung derUrsachen spre-
chen könne. Ferner verwies sie
auf das heuer geplante neue
Kammergesetz, in dem erstmals
„das Recht der Architekten und
der im Bauwesen tätigen Ingeni-
eure“ einheitlich geregelt werde.
Sie informierte über die Regio-
nalbeauftragten in den Regie-
rungsbezirken und erwähnte
rückblickend das im Jahr 2005
neu erarbeitete Leitbild.
Bereits bei der Ausarbeitung

dieses Leitbilds war der Dialog
der Ingenieure mit den Kommu-
nen ein wesentlicher Aspekt.

„Wir alle wissen, dass die Inge-
nieurbüros mit der mangelnden
Investitionstätigkeit der öffentli-
chen Hand und insbesondere
auch der Kommunen zu kämp-
fen haben.Wir alle wissen auch,
dass die öffentlichen Hände we-
sentlich mehr Geld in den Erhalt
und den bedarfsgerechten Aus-
bau von Gebäuden und Infra-
struktur investieren müssten.
Gleichzeitig ist uns sehr wohl
bewusst, dass Bund, Länder und
Gemeinden gerne mehr investie-
ren würden“, beschrieb die Inge-
nieurekammer-Präsidentin das
Dilemma, das der Münchner
Oberbürgermeister und Präsi-
dent des Deutschen Städtetages,
ChristianUde, in seinemVortrag
mit demUntertitel „Deutschland
braucht wirtschaftlich starke
Kommunen“ zu lösen versuchte.
Grundsätzlich sprachUde sich

dafür aus, dass die öffentliche
Hand primär bei Vorhandensein
eines konkreten Bedarfs Inve-
stionen tätigen soll. „60 Prozent
der öffentlichen Investitionen
werden von den Kommunen
getätigt. Nur wenn die Kommu-
nen finanziell in der Lage sind zu
investieren, kann man mit einem
großenAuftragsvolumen rechnen
für die Bauwirtschaft und die In-
genieure“, verdeutlichte derMün-
chnerOberbürgermeister.Die In-
vestitionskraft der Kommunen
sei jedoch stark zurückgegangen -
auf heute 40 Prozent unter dem
Niveau von 1992, nicht jedoch
der Bedarf an Investitionen oder
Instandsetzungen.

Keine Zauberformel

Eher unentschieden beurteilte
Ude die bisherigen Erfahrungen
mit PPP-Projekten. „Wo es sinn-
voll ist, private Partner in die Fi-
nanzierung hineinzunehmen“,
befürwortet der Münchner Rat-
hauschef solche Modelle. Doch
für ihn sind diese Ansätze keine
Zauberformel oder Finanzquel-
len, sondern oft nur eine zeitli-
che Verschiebung der Zahlungs-
pflichten und eine Schönung der
Haushaltslage. Für Ingenieure er-
gäben sich oft der Wegfall von
VOB-Ausschreibungen, die Ein-
schaltung privater Großauftrag-
geber mit vielen Subunterneh-
mern sowie Angebote von Mo-
dellen aus einer Hand. „Bei Be-
trachtung des gesamten Zeitrau-
mes kann PPP sinnvoll sein“, fas-
steUde zusammen.
Als „potenziell prüfenswerte

Perspektive“ übersetzteDr. Bus-
soGrabow vomDeutschen Insti-
tut für Urbanistik die drei viel
diskutierten Ps und gab anhand
von Untersuchungsergebnissen
eine aktuelle Bestandsaufnahme
von PPP in Bund, Ländern und

Kommunen. An die Ingenieure
gewandt stellte er fest, dass bei
diesen Ansätzen „Qualität und
Gestaltungsfragen nicht außer
Acht gelassen werden sollten“.
Seitens der Kommunen geht er
von einem Bedeutungszuwachs
der PPP-Projekte aus, für die
Jahre 2006 bis 2009 werden 4
bis 7 Mrd. Euro Investitionen in
PPP-Projekte prognostiziert, be-
sonders gefragt seien diese im
kommunalen Straßenbau.

Besetzung von Nischen

Aus der Praxis der kommuna-
lenArbeit beleuchtete Dipl.-Ing.
ChristianBaumgart, berufsmäßi-
ger Stadtrat und Stadtbaurat in
Würzburg sowie Präsident des
Verbandes Deutscher Architek-
ten und Ingenieurvereine e.V. die
Tagungsthematik unter dem
Thema „Wer plant, wer baut die
Stadt, wer zahlt die Zeche“. Vor
dem Hintergrund schwieriger
politischer und gesellschaftlicher
Rahmenbedingungen rief er die
Kreativität und die Besetzung
vonNischen ins Bewusstsein.
Einige Aspekte sind für

Baumgart besonders zu betrach-
ten: Die Gefahr einer schlei-
chenden Entmündigung der
Kommunalverwaltung durch
PPP-Projekte. Die Bedrohung,
dass nur nochGroßunternehmer
zum Zuge kommen und mittel-
ständische Partner ausgegrenzt
werden. Städtische GmbHs und
Generalüber- bzw. -unterneh-
mer bei einer flächendeckenden
Nutzung von PPP. Garantie des
Erhalts vonGestaltungsqualität,
Bau- und Planungskultur.Ange-
sichts dieser Unsicherheiten
schlug er vor, Qualitätsvorga-
ben zu setzen, inKommunen al-
le Kräfte zu bündeln und die oft
zu arbeitsteilige Verwaltung zu
überwinden. Markus Bauer

2006 steigen die
Bauinvestitionen

„Zur nachhaltigen Stärkung der Konjunktur wird die öffentli-
che Hand auch künftig den Kurs der Konsolidierung aller öf-
fentlicher Haushalte konsequent fortsetzen. Denn nur mit ei-
nem nachhaltigen Abbau der Staatsverschuldung und weiteren
Einsparungen bei den konsumtiven Ausgaben kann dauerhaft
vermehrt Spielraum für Zukunftsinvestitionen gewonnen wer-
den“, betonte Innenstaatssekretär Georg Schmid bei der Mit-
gliederversammlung der Fachabteilung Sand- und Kiesindu-
strie des Industrieverbandes Steine und Erden in München.
Bayern wird Schmid zufolge

auch weiterhin daran festhalten,
trotz dieser Konsolidierungs-
bemühungen eine möglichst ho-
he Investitionsquote im Staats-
haushalt zu erreichen.Allein die
Hochbauverwaltung des Frei-
staates hat im Jahr 2004 einBau-
volumen von rund 1,2 Milliar-
den Euro erreicht, die Straßen-
bauverwaltung über eineMilliar-
de Euro investiert. Ab 2006 ist
mit einer Steigerung der öffentli-
chen Bauausgaben zu rechnen.
Der Staatssekretär verwies

darauf, dass es bei Baumaßnah-
men der Bundeswehr, der Bun-
despolizei und der US-Streit-
kräfte zu einerAusgabensteige-
rung kommen werde. „Seit An-
fangNovember haben wir Stand-
ortsicherheit bei der Bundes-
wehr.Deshalb können nun einige
zurückgestellte Großvorhaben
endlich begonnen werden. Pro-
jekte wie die Flugplätze in Roth
und Neuburg, Neu- undAusbau-
maßnahmen in Ingolstadt,
Pöcking und München werden
allein ein Bauvolumen von rund
750Millionen Euro auslösen und
sollen 2010 verwirklicht sein.
Bauvorhaben der US-Streitkräfte
auf dem Truppenübungsplatz
Grafenwöhr mit einem Investiti-
onsvolumen von 750 Millionen
Euro sollen ebenfalls bis 2010 ab-
geschlossen sein. Im Umfeld des
Truppenübungsplatzes werden
private Investoren 1.600 Woh-
nungen mit einem Investitionsvo-
lumen von 400 Millionen Euro
errichten“, so Schmid.
Der Staatssekretär verwies

darauf, dass in die Bundesfern-
straßen im Jahr 2005 mehr als
930 Millionen Euro geflossen
sind: „Hohe Investitionen in
die Verkehrswege sind unerläss-
lich für das gerade jetzt in ganz

Deutschland so dringend be-
nötigte Wirtschaftswachstum.
Wir haben in Bayern unsere
Hausaufgaben gemacht und sind
auch heuer und in den nächs-
ten Jahren noch aufnahmefähig
für weitere Bundesmittel. Die
bayerische Staatsstraßenbauver-
waltung hat derzeit für etliche
Projekte des Bedarfsplans Bau-
recht in einem Volumen von
rund 750 Millionen Euro ge-
schaffen.Wir könnten dort sofort
loslegen,wenn nur die Finanzie-
rung durch den Bund gesichert
wäre.Bei den Staatsstraßen kön-
nen wir in den Jahren 2005 und
2006 insgesamt 71 Millionen
Euro zusätzlich für den Staats-
straßenbau einsetzen.Wir liegen
mit den Investitionsansätzen
wieder etwa bei 140 Millionen
Euro pro Jahr.“
Für denKommunalstraßenbau

stehen Investitionsfördermittel
von 220Millionen Euro zurVer-
fügung. Allerdings ist hier die
Finanzschwäche derKommunen
deutlich spürbar. „Wir haben
darauf reagiert und erreichen in-
zwischen durchschnittliche För-
dersätze von 65 er zuwendungs-
fähigenKosten.Damit unterstüt-
zen wir die Kommunen bei
ihrem Straßenbau und schie-
ben Bauinvestitionen mit einem
Volumen von insgesamt 360
Millionen Euro an“, erklärte
Schmid. Besonders ist die hohe
Multiplikatorwirkung der sozia-
lenWohnraumförderung und der
Städtebauförderung hervorzuhe-
ben. Hier aktiviert jeder Förde-
reuro bis zu fünf bzw. acht Euro
aus anderen Geldquellen. Das
bewirkt eine enorme Schubwir-
kung der Programme, die beson-
ders der einheimischen mittel-
ständischen Bauwirtschaft zu-
gute kommt. !
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7. Oberfränkisches Bauseminar in Coburg:

„Stadt im Licht“
Das von der Regierung von Oberfranken veranstaltete 7.
Oberfränkische Bauseminar in Coburg war auch heuer wieder
ein großer Erfolg. Etwa 80 Vertreter der Kommunen und
Bauämter sowie Architekten aus ganz Oberfranken zeigten
sich begeistert von den engagierten Vorträgen, die unter dem
Leitthema „Stadt im Licht“ standen.

Regierungspräsident Hans An-
gerer eröffnete das diesjährige
Bauseminar mit dem Ziel, die
Stärkung der Innenstadt auch als
kreative Aufgabe zu thematisie-
ren und einige extravagante Stil-
mittel zur Steigerung der Attrak-
tivität einer Stadt als Teil einer
Strategie ins „Rampenlicht“ zu
tauchen, auch in der Hoffnung,
die Teilnehmer im doppelten
Wortsinn zu „erleuchten“.

Angerer wies darauf hin, dass
wirtschaftlicher Strukturwandel
und Verlagerung des Einzelhan-
dels in Stadtrandlagen, aber auch
die Abwanderung der Wohnbe-
völkerung in andere Stadtregio-
nen die Innenstädte verändern.
Mit welchen Mitteln die Orts-
zentren wieder belebt werden
können, werde seit einigen Jah-
ren in den von der Regierung
von Oberfranken veranstalteten
Bauseminaren demonstriert.

Auch ein neues Modellprojekt
der Obersten Baubehörde im
Bayerischen Staatsministerium
des Innern mit dem Titel „Leben
findet Innenstadt“ widme sich
dem Thema „Stärkung der In-
nenstädte“ durch innovative Ko-
operation öffentlicher und priva-
ter Akteure. Hier konnte der Re-
gierungspräsident einen erfreuli-
chen Erfolg für die Region Ober-
franken verkünden: Von 47 Be-
werbungen in Bayern habe ein
unabhängiges Auswahlgremium
zehn Modellprojekte ausge-
wählt, darunter drei aus Ober-
franken. Bamberg, Forchheim
und Wunsiedel hätten die Jury
überzeugt und könnten in den
nächsten Monaten ihre inno-

vativen Strategien umsetzen.
Das 7. Oberfränkische Bause-

minar war zudem Anlass für die
Eröffnung der „Stadtoasen“, ei-
ner Ausstellung der Obersten
Baubehörde über Freiräume, in-
nerhalb derer die Aufenthalts-
und Lebensqualität in den Städ-
ten verbessert werden kann. Die
Ausstellung präsentierte heraus-
ragende Beispiele aus ganz Bay-
ern, auch hier wurde Oberfran-
ken mit zwei Projekten aus Bam-
berg und Bayreuth gewürdigt.

Dekan Prof. Dieter Sitzmann
von der Fachhochschule Coburg
nutzte die Gelegenheit, als Haus-
herr die seit 1. Oktober 2005 neu
gegründete Fakultät Design vor-
zustellen. Die interdisziplinäre
Ausrichtung durch die Bündelung
der Fachbereiche Innenarchitek-
tur, Architektur, Bauingenieurwe-
sen und Design bezeichnete er als
ein besonderes Kennzeichen der
Fachhochschule Coburg und ei-
nen wichtigen Standortfaktor für
die gesamte Region.

Studentische Ideenvielfalt

Die Vorteile aus dieser Zusam-
mensetzung konnte Architekt
und Lichtdesigner Prof. Uwe
Belzner in seinem Vortrag ver-
deutlichen. Oft werden die Un-
terschiede von studentischen
Ideen und einer realisierbaren
Praxis problematisch gesehen.
Belzner machte deutlich, dass
der studentische Ideenreichtum
für eine Stadt sehr fruchtbar sein
kann: Die Versuche der Studen-
ten legten die Grundlage für das
lichtplanerische Konzept des
Marktplatzes in Coburg. „Dieses
Beispiel der Coburger Innenstadt
unterstreicht, dass oft vor Ort
Unerprobtes versucht werden
muss, um die Wirkung zu testen
und sich davon zu überzeugen,
dass eine Veränderung auch eine
Verbesserung sein kann“, be-
merkte Belzner.

Der Baureferent der Stadt
Bamberg, Ottmar Strauß, stellte
dem Auditorium Strategie und
Maßnahmen zur Innenstadtent-
wicklung Bambergs vor. Ein we-
sentlicher Bestandteil dabei sei
der Lichtmasterplan, der die
Hauptachse vom Bahnhofsplatz
bis zum Jacobsplatz einschließt
und von der Stadt Bamberg zu-
sammen mit Uwe Knappschnei-
der, Stadtplaner und Physiker
aus Wuppertal, verwirklicht
wird. „Ein wesentlicher Ansatz
beim Thema `Stadt im Licht` ist
die bewusste Selektion zur Ins-
zenierung historischer Gebäu-
de“, erläuterte Knappschneider.

Mit dem Vortrag „Beleuch-
tungskonzepte im ländlichen
Raum“ rundete Stadtplaner Dipl.
Ing. Dr. Hartmut Holl, Würz-
burg, das Seminar ab und zeigte
anhand von Beispielen aus Mit-
tel- und Unterfranken, dass das
Thema Licht nicht nur für größe-
re Städte von städtebaulichem
Interesse ist, sondern auch in
kleineren Kommunen eine große
Rolle spielt.

Resümierend meinte Regie-
rungspräsident Angerer: „Die
begeisterte Resonanz des Semi-
nars hat deutlich gemacht, dass
das Leitthema `Stadt im Licht`
Städte und Kommunen bewegt.
Wesentlich dabei ist, das Be-
wusstsein wieder auf unsere In-
nenstädte und Ortszentren zu
lenken und mit allen Beteiligten
gemeinsam Lösungen zu erar-
beiten. Die Referenten des Semi-
nars haben aufgezeigt, dass mit
kreativen Ideen und Einfalls-
reichtum auch bei knappen
Haushaltsmitteln hervorragende
Ergebnisse zu erzielen sind.“ DK

Projekt „Digitaler Bauantrag“:

Erfolgreicher Start im
Landkreis Rosenheim

Die elektronische Verwaltungstätigkeit, auch bekannt als „E-
Government“, hält jetzt auch in den Bauämtern im Landkreis
Rosenheim Einzug. Das Landratsamt startete mit 15 beteiligten
Gemeinden das Projekt „Digitaler Bauantrag“ zusammen mit
der Anstalt für Kommunale Datenverarbeitung in Bayern
(AKDB), einem Tochterunternehmen der Bayerischen Kommu-
nalen Spitzenverbände. Vorstandsmitglied Rudolf Schleyer hatte
sich im Vorfeld bereits stark für dieses Projekt engagiert. Landrat
Dr. Max Gimple begrüßt ebenso wie Schleyer den Start als wichti-
gen und richtigen Schritt in die Zukunft.

Der Vorteil für die Gemein-
den, unter denen sich auch der
Markt Bruckmühl befindet, der
sich als Pilotkunde zur Verfü-
gung gestellt hat, liegt darin,
dass die Daten nur ein einziges
Mal erfasst werden müssen.
Wenn die Daten eines Bauan-
trags bei der zuständigen Ge-
meinde eingereicht wurden und
in dem Fachverfahren TERAwin
BAN erfasst und geprüft wur-
den, erfolgt die elektronische
Weitergabe der Antragsdaten an
das Landratsamt zur Genehmi-
gung. Dort werden mit einem
speziellen Einleseprogramm die
entsprechenden Daten in den
vorhandenen Bestand integriert
und in der Anwendung OTS
BAU weiterbearbeitet.

Die Gemeinden haben jederzeit

die Möglichkeit des Zugriffs auf
den Vorgang. Dies ist ein großer
Vorteil, denn so kann die Ge-
meindeverwaltung dem Bauher-
ren zu jeder Zeit Auskunft über
den Status seinesAntrages geben.

Dem Ziel ein Stück näher

Eine weitere Programmfunkti-
on ermöglicht es den anzuhören-
den Fachstellen im Landrats-
amt, ihre Stellungnahmen zu
dem jeweiligen Vorhaben eben-
falls elektronisch an das Bauamt
zu geben. So ist man - wie Land-
rat Dr. Gimple und AKDB-Vor-
stand Rudolf Schleyer betonen -
dem Gesamtziel, dem Bürger
schneller als bisher seine Geneh-
migung erteilen zu können, ein
großes Stück näher gerückt. !

Umnutzung landwirtschaftlicher Gebäude:

Flächensparendes Wachstumspotential
Tagung der KLB München und Freising in der Landvolkshochschule Petersberg

Kostenfreie „Anschubberatung“ und die Errichtung von Ge-
bäudebörsen sind wichtige Bedingungen dafür, dass Umnutzun-
gen landwirtschaftlicher Gebäude verwirklicht werden können.
So lautete das Fazit einer hochkarätig besetzten Tagung, die auf
Initiative der Katholischen Landvolkbewegung München und
Freising zusammen mit erde e. V. und dem Dachauer Forum in
der Landvolkshochschule Petersberg veranstaltet wurde.

Umnutzer landwirtschaftlicher
Gebäude werden mit dieser
komplexen Aufgabenstellung
weitgehend allein gelassen, so
der Tenor der überaus gut besu-
chen Veranstaltung. Laut Ta-
gungsleiterin und KLB-Ge-
schäftsführerin Theresia Winter-
gerst reichen Appelle zum
Flächensparen nicht aus, um ver-
stärkt sinnvolle Umnutzungen
zu ermöglichen. Man müsse
auch über intelligente Förder-
strukturen nachdenken, die ein
Anregungsmilieu schafften, in
dem die komplexe Aufgaben-
stellung einer Umnutzung be-
wältigt werden kann. Ohne auf-
geschlossene Kommunalpoliti-
ker hätten es potenzielle Umnut-
zer von landwirtschaftlichen Ge-
bäuden schwer. Zwar schreibe
der Landesentwicklungsplan ei-
ne flächensparende Nutzung vor,
trotzdem hätten potenzielle Um-
nutzer landwirtschaftlicher Ge-
bäude hohe (bürokratische) Hür-
den zu nehmen.

Rudolf Fietz, Baujurist des
Bayerischen Bauernverbandes,
erläuterte die rechtliche Situa-
tion. Entscheidend käme es
zunächst darauf an, in welchem
planungsrechtlichen Bereich das
zur Umnutzung anstehende Ge-
bäude läge. Im bebauten Innen-
bereich könnte an Nutzungen
das angestrebt werden, was an
tatsächlicher Nutzung in der
Umgebungsbebauung bereits
vorgefunden würde. Schwierig

sei jedoch die Umnutzung im
Außenbereich, zu dem viele
kleinere Orte und Weiler zählen,
da die neue Nutzung in der Re-
gel nicht privilegiert sei.

Hans Wiesmaier, Bürgermei-
ster der Gemeinde Fraunberg im
Landkreis Erding, protestierte
dagegen, dass nur die Hauptorte
sich entwickeln dürfen. Er zeigte
auf, wie auch in Weilern sinnvol-
le Entwicklungsachsen zwischen
Wohnen und Arbeiten entstehen
können. In Fraunberg hat man
gerade für die Außenbereiche ein
Konzept entwickelt. Die Aus-
nahmen für die Außenbereiche,
die das Gesetz erlaubt, ermögli-
chen maßvolle Weiterentwick-
lungen, Nutzungsänderungen
der vorhandenen Bausubstanz
sowie Ersatzbauten und weiter-
gehende Umbauten.

Wiesmaier betonte, dass die
Bürger in die Planungsprozesse
mit einbezogen werden müssten.
Oftmals gebe es eine Kluft zwi-
schen den Entwicklungsideen der
Bürger für den Ort und den Plä-
nen für ihre eigenen Projekte.
Hier könnten gemeinsame Pla-
nungsgespräche - im Falle von
Fraunberg mit Begleitung eines
Architekten und Soziologen - hel-
fen, die Entwicklung des Sozial-
raumes Dorfes insgesamt und
nicht nur individuelle Ziele zu
verwirklichen.

Ausgangspunkt für eine lang-
fristig tragfähige Umnutzung
müsse immer die Verträglichkeit

mit den vorhandenen Strukturen
sein, so Christina von Secken-
dorff vom bayerischen Umwelt-
ministerium. Eine ganzheitliche
Betrachtung erfordere hohe
Kompromissbereitschaft, Anpas-
sungsfähigkeit, sowie kreativen
und sensiblen Umgang mit der
Substanz und den Beteiligten.

Verödende Dorfkerne und
weiter wachsende Siedlungsrin-
ge, deren erste Generation auch
schon wieder von Unternutzung
gekennzeichnet sind, seien keine
gute Lösung. Die Ministerial-
rätin befürchtete, dass der tägli-
che Flächenverbrauch von 17,2
Hektar pro Tag in Bayern wieder
ansteigen könnte, wenn die Kon-
junktur anspringe. Der Flächen-
verbrauch sei ein in seinem Aus-
maß unterschätztes Umweltpro-
blem. Der Boden als ein elemen-
tarer Bestandteil des Naturhaus-
haltes mit seinen Wasser und
Nährstoffkreisläufen, als Filter,
Puffer und Stoffumwandler, ins-
besondere auch mit seiner
Schutzfunktion für das Grund-
wasser sei ein endliches, schüt-
zenswertes Gut.

Dr. Peter Jahnke vom bayeri-
schen Landwirtschaftsministe-
rium rief dazu auf, die diversen
Fördermöglichkeiten der Pro-
gramme der Integrierten Länd-
lichen Entwicklung und der
Leader Programme für die Ent-
wicklung von Umnutzungen in
Betracht zu ziehen. Das Pro-
blem seien im übrigen nicht
nur erhaltenswerte stimmungs-
volle alte Bauernhöfe, sondern
auch große in den vergangenen
Jahren errichtete landwirt-
schaftliche Gebäude, für die
jetzt Umnutzungen in Betracht
zu ziehen sind. DK

„Zukunftsfähige Landnutzung in Bayerns Gemeinden“:

Dokumentation der Sieger
Über insgesamt 100.000 Euro können sich acht vorbildliche
bayerische Projekte der Landnutzung freuen. Folgende Sieger
gingen aus dem vom Bayerischen Landwirtschaftsministerium
ausgelobten Wettbewerb „Zukunftsfähige Landnutzung in Bay-
erns Gemeinden“ hervor: die überörtlichen Projekte „Fränki-
sches Wein- und Kulturland“, Kolitzheim (Lkr. Schweinfurt),
„Regionalentwicklung Stauden“ (Lkr. Augsburg), „Integratives
Kräuterprojekt im Aischgrund“ (Lkr. Erlangen-Höchstadt und
Neustadt/Aisch-Bad Windsheim) sowie „Impuls Westallgäu 10 + -
Aufbruch in Bayerns Südwesten“. Zudem wurden die örtlichen
Projekte „Theater und Landwirtschaft“, Altusried (Lkr. Oberall-
gäu), „Ehingen gemeinsam aktiv“, Ehingen (Lkr.Ansbach), „Nach-
haltige Gemeindeentwicklung“, Fraunberg (Lkr. Erding) sowie
„Runder Tisch Wunsiedel“ (Stadt Wunsiedel) ausgezeichnet.

Die Preise wurden zum zwei-
ten Mal vergeben. Eine Jury, in
der auch Vertreter des Land-
kreis- und des Gemeindetags
saßen, hatte die Sieger aus 18
eingegangenen Beiträgen aus-
gewählt. Besonderes Augen-
merk wurde laut Landwirt-
schaftsminister Josef Miller auf
eine gelungene Vernetzung der
ländlichen Räume gelegt. Eine
enge Zusammenarbeit von
kommunalen Entscheidungsträ-
gern, Partnern aus Ernährungs-
wirtschaft, Gastronomie und
Tourismus sowie engagierten
Bürgern und kooperativen Bau-
ern ist für den Minister der
Schlüssel zum Erfolg: „Wenn
alle Beteiligten an einem Strang
ziehen, können wir die Landbe-
wirtschaftung insgesamt sichern
und den ländlichen Raum als at-
traktive Heimat und Erholungs-
landschaft erhalten.“

Bedeutsame Projekte

Eine soeben vom Bayeri-
schen Staatsministerium für
Landwirtschaft und Forsten her-
ausgegebene „Dokumentation“
stellt alle Projekte vor, die am
Wettbewerb teilgenommen ha-
ben. An besonders gelungenen,
für die Bürgerschaft bedeutsa-
men Projekten wird gezeigt, wie
aufgeschlossene kommunale
Entscheidungsträger zusammen
mit aktiven Bauern und enga-
gierten Wirtschaftspartnern ih-
ren unmittelbaren Lebensraum
lebens- und zukunftsfähig er-
halten und gestalten.

Beispiel Kolitzheim, Lkr.
Schweinfurt: Hier wurde ein
landtouristisches Konzept als
Grundlage für innovative Ideen
zur Schaffung von Einkom-
mensalternativen entwickelt
und umgesetzt. Gegründet wur-
de der Verein „Fränkisches
Wein- und Kulturland“. In di-

versen Arbeitskreisen werden
die über 100 Mitglieder aus den
Bereichen Landwirtschaft und
Weinbau, Gastronomie, Handel
und Gewerbe unterstützt.

Außerdem wurde eine touri-
stische Infrastruktur aufgebaut.
Dazu gehören Ortsbegrüßungs-
schilder und Info-Tafeln mit
Hinweisen zu Angeboten und
Sehenswürdigkeiten, drei örtli-
che und ein überörtlicher The-
menwanderweg mit Rastplätzen
sowie Marketingmaßnahmen
zur Bewerbung des lokalen
Angebots wie Imagebroschüre,
Veranstaltungskalender oder
Gastgeberverzeichnis.

Vermarktung
heimischer Produkte

Um heimische Produkte ver-
markten zu können, findet jedes
Jahr die Spargelsaisoneröffnung
statt, zudem ein Weinlesefest so-
wie ein Fahrradgottesdienst. Ge-
zielt werden die Gästeführer aus-
gebildet und in der Region einge-
setzt. Es wird Wert gelegt auf eine
umfangreiche Qualifizierung zur
Verbesserung des betrieblichen
Angebots (Fortbildungen zur Ver-
kaufsraumgestaltung, Servicequa-
lität, Verpackung, Deko etc.). Pri-
vatunterkünfte werden zertifiziert
und klassifiziert, außerdem wur-
de eine Zimmerbörse eingerichtet.
Darüber hinaus werden Land-
wirte im Bauhof und bei Land-
schaftspflegemaßnahmen be-
schäftigt. Mit den Gemeinden an
der Volkacher Mainschleife
(Radwanderkarte, überregiona-
les Beschilderungskonzept) be-
steht eine enge Zusammenarbeit.

Das Projekt „Fränkisches
Wein- und Kulturland Kolitz-
heim“ ist ein gelungenes Bei-
spiel, wie eine Großgemeinde
gezielt Maßnahmen zur ganz-
heitlichen regionalen Entwick-
lung einer Region voranbringen

kann. Das landtouristische Kon-
zept hat viele landwirtschaftli-
che Betriebe im Bereich der
Einkommensstabilisierung wei-
terentwickelt. Dies gilt sowohl
im Bereich der traditionellen
Landwirtschaft, wie auch im
Bereich der Sonderkulturen und
Einkommensalternativen. Der
Verein und die Großgemeinde
Kolitzheim unterstützen aktiv
die regionalen Kreisläufe. Es
kam zu einer Belebung und Re-
vitalisierung der Ortschaften.
Der Agrotourismus ist mittler-
weile eine zentrale Säule in der
Region, wovon auch andere
Sektoren profitieren und durch
zusätzliche Aufträge weiter pro-
sperieren. Die einzelnen Projek-
te wurden zusammen mit der

Bevölkerung vor Ort entwickelt
und stärken die Identifikation
der Menschen mit ihrer Heimat.
Die Region ist mittlerweile das
Musterprojekt für eine gezielte
Regionalentwicklung im Land-
kreis Schweinfurt.

Beispiel Altusried, Lkr. Obe-
rallgäu: Ziel war die Kooperati-
on zwischen der Allgäuer Frei-
lichtbühne Altusried und der
heimischen Landwirtschaft. Es
ging darum, die regionalen
Wirtschaftskreisläufe zu stärken
und die Wertschöpfung für die
Landwirtschaft zu erhalten, Ar-
beitsplätze zu schaffen und zu
erhalten, den Fortbestand der
traditionellen landwirtschaftli-
chen Strukturen zu unterstützen,
den Gemeinschaftssinn zu för-

dern und die einzelnen Ortsteile
zu vernetzen.

Hierzu übernahm der Verein
„Bäuerliche Direktvermarktung
Altusried“ (BDA) mit eigenpro-
duzierten und regionalen Er-
zeugnissen die Verpflegung der
Besucher der Freilichtbühne,
wobei auch Metzger und Wirte
einbezogen sind, Mitgliedsbe-
triebe und zunehmend auch Pri-
vatpersonen werden mit hoch-
wertigen, frischen Fleisch- und
Wurstwaren aus eigener Pro-
duktion versorgt, wodurch auch
der Absatz zwischen den Spiel-
tagen gesichert ist Der BDA
übernimmt zudem auch die
landschaftspflegerischen Maß-
nahmen auf dem Spielgelände.

Die Verbindung von Allgäuer
Freilichtbühne Altusried und
den örtlichen Landwirten bringt
für alle Beteiligten vielfältigen
Nutzen. Die Mitglieder des
Vereins „Bäuerliche Direktver-
marktung Altusried e. V.“ (BDA)
haben sich mit der Bewirtung
der Freilichtbühne einen attrak-
tiven Absatzmarkt geschaffen
(bis zu 70.000 Zuschauer pro
Saison, zusätzlich noch Auftrit-
te bekannter Künstler und
Gruppen). Alle Vereinsmitglie-
der sind durch das konsequente
Prinzip der Eigenversorgung
Botschafter ihrer eigenen Pro-
dukte. Dies ist die Basis für den
geschäftlichen Erfolg.

Qualität hat Vorrang

Einwohner wie Besucher
schätzen die Versorgung mit
Qualitätsprodukten, die regional
und ohne lange Transportwege
produziert wurden. Neben den
Einkommensmöglichkeiten für
die Landwirte aus dem Verkauf
ihrer Produkte werden über die
Freilichtbühne auch Arbeits-
plätze und Aufträge für heimi-
sche Betriebe geschaffen. Die
Möglichkeiten können daher
professionell genutzt und weite-
re Tätigkeitsfelder erschlossen
werden. DK
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Neue Norm für Kleinkläranlagen
Brüssel reguliert dezentrale Abwasserreinigung

Von Tom Kionka
Die wahre Größe moderner Kleinkläranlagen ist heute unstrit-
tig. Als nachhaltig und betriebssicher gelten sie bei Anwendern,
Behörden und Wasserexperten. Mit der prEN 12566 setzt die
EU jetzt Produktstandards. So ermöglicht sie den europaweit
hindernisfreien Handel mit dieser Zukunftstechnologie.

Dezentrale Systeme reformie-
ren derzeit die Abwassertechnik
von Grund auf. Kleinkläranlagen
sind maßgebliche Komponenten
in diesem Modernisierungspro-
zess. Sie sind betriebssicher und
übertrumpfen ihre großtechni-
schen Vorfahren in punkto Wirt-
schaftlichkeit und Flexibilität.
Den individuellen Anforderun-
gen vor Ort lassen sie sich exakt
anpassen. Ob nun das gereinigte
Abwasser versickert oder in den
nächsten Bach geleitet wird, ob
es als Betriebswasser erneut Ver-

wendung findet, oder gar, ob die
Abwasserreinigung integraler
Teil eines komplexen Kreislauf-
konzepts für siedlungstechnisch
relevante Stoffströme ist - Klein-
kläranlagen leisten, was die Lage
erfordert.

EU ordnet
Kleinklärtechnik

Die EU hat sich daran ge-
macht, dem Boom der dezentra-
len Abwasserreinigung eine
überschaubare Ordnung zu ge-

ben. Mit der für abwassertech-
nische Bauprodukte entwickel-
ten Norm prEN 12566 nimmt
sie die Hersteller von Kleinklär-
anlagen in die Pflicht, ihre Pro-
dukte mit grundlegenden Stan-
dards in Übereinstimmung zu
bringen und dies durch Anbrin-
gen des CE-Zeichens zu doku-
mentieren. Dem Kunden gibt
die CE-Kennzeichnung somit
Gewähr, dass die betreffende
Anlage europaweit den gelten-
den Anforderungen entspricht
und zugelassen ist.

Auf der Grundlage der Richt-
linie 89/106/EWG vom 31.12.1988
zur Angleichung der Rechts- und
Verwaltungsvorschriften über
Bauprodukte harmonisiert die
Bauproduktenrichtlinie prEN
12566 in ihren sieben Teilen die
technischen Regeln für alle
ihrem Geltungsbereich unterlie-
genden Erzeugnisse. Normteile,
die im europäischen Amtsblatt
veröffentlicht wurden, sind da-
mit rechtskräftig.

Teil 3 bezieht sich auf die Pro-
duktgruppe der Kleinkläranla-
gen und beschreibt insbesondere
auch das Testverfahren, anhand
dessen eine Anlage ihre Lei-
stungsfähigkeit bei rund einjähri-
ger Prüfdauer auf einem Prüffeld
nachzuweisen hat. Die Norm
überlässt es dem Hersteller, wel-
che der unterschiedlichen Ver-
fahrenstechniken und -designs er
für eine Anlage wählt, um Vor-
gaben hinsichtlich der Ablauf-
qualität zu erfüllen. Festgelegt

sind jedoch Anforderungen be-
züglich Werkstoff, Wasserdicht-
heit, Standsicherheit und Dauer-
haftigkeit des Produkts. Weitere
Vorgaben hinsichtlich der sekun-
dären und tertiären Reinigungs-
stufe bei Kleinkläranlagen wer-
den die Teile 6 und 7 bringen.
Für deren Fertigstellung hat die
Europäische Kommission ein
Zeitlimit von zwei Jahren ge-
setzt.

Normkonform und mehr

Für Funktionstüchtigkeit und
Zulässigkeit einer Kleinkläranla-
ge werden in Zukunft zwei
Nachweise die Garanten sein -
und das nur im Doppelpack:
! die Prüfung und allgemei-
ne bauaufsichtliche Zulassung
durch das DIBt sowie
! der Prüffeld-Test gemäß
prEN 12566 Teil 3 und die Kon-
formitätserklärung des Herstel-
lers, dokumentiert durch das CE-
Zeichen.

An der Übereinstimmung mit
diesen grundlegenden Zulas-
sungsvoraussetzungen des eu-
ropäischen und nationalen Re-
gelwerks kommt in Kürze keine
Kleinkläranlage mehr vorbei.
Doch Hersteller mit weitsichti-
ger Kunden- und Bedarfsorien-
tierung bieten längst Anlagen-
sortimente an, die mehr als nur
Normerfüllung gewährleisten.
Dabei stehen zwei Funktionsty-
pen im Fokus des Interesses:
Tropfkörperanlagen und SBR-
Anlagen.

Tropfkörper
weiterhin gefragt

Tropfkörperanlagen sind die
Repräsentanten altbewährter Ba-
sistechnologie in der dezentralen
Abwasserreinigung. Moderne
Ausführungen erfüllen bei ge-

Wirtschaftsfaktor
Regenwassernutzung

Jahresumsatz mit Zisternen, Pumpen, Steuerungstechnik
und Installation wächst auf 340 Millionen Euro

Donaueschingen (mbm). - Regen ist mehr als nur schlechtes
Wetter. Niederschläge können sogar strahlende Gesichter auslö-
sen. Sie haben immerhin für einen Wachstumsschub in der Bau-
branche gesorgt und viele Betriebe über Wasser gehalten. Mit
der Regenwassernutzung lassen sich zwischenzeitlich nämlich
beachtliche Auftragsvolumen erzielen, wie eine statistische Un-
tersuchung der Mall GmbH, Donaueschingen, herausfand.

Jedes Jahr werden in Deutsch-
land rund 80.000 Anlagen zur
Regenwassernutzung gebaut und
damit Umsätze in Höhe von 340
Millionen Euro generiert. Davon
profitieren insbesondere Herstel-
ler und Handwerker, die an Ent-
wicklung und Installation von
Zisternen, Pumpen und Steue-
rungstechnik beteiligt sind und
dafür insgesamt 5.000 Arbeits-
plätzen geschaffen haben. Jeder
dritte Neubau (35%) in Deutsch-
land wurde in 2005 mit einem
Regenspeicher ausgerüstet. „Das
ist, gemessen an der ökologi-
schen und ökonomischen Be-
deutung der Regenwassernut-
zung, noch viel zu wenig“, be-
tonte Architekt Dipl.-Ing. Klaus
Werner König aus Überlingen,
ein ausgewiesener Regenwasser-
spezialist, „ich sehe noch große
Potenziale in ganz Deutsch-
land.“

Zuletzt ist der „Nischenmarkt
für die Regenwassernutzung“
wegen der anhaltenden öffentli-
chen Diskussion über die stei-
genden Energiepreise ins Hinter-
treffen geraten. Fingerzeig der
Mall-Studie: Nach deutlichen
Abatzsteigerungen in den 90er
Jahren, als jährlich zwischen
rund 54.000 und 64.500 Zister-
nen eingebaut und damit Zu-
wächse von insgesamt 40 Pro-
zent erzielt wurden, stagnierte
der Markt für die Regenwasser-
nutzung im vergangenen Jahr.
Der Gesamtbestand an Re-
genspeichern in Deutschland
wird aktuell auf 1,5 Mio. Stück
geschätzt. Davon entfielen 60
Prozent auf die Bundesländer
Baden-Württemberg, Bayern,
Hessen, Rheinland-Pfalz und das
Saarland, 30 bis 35 Prozent auf
Nordrhein-Westfalen, Nieder-
sachsen, Hamburg, Bremen und
Schleswig-Holstein und 5 bis 10
Prozent auf die neuen Bundes-
länder mit Berlin. In 2005 ka-
men rund 80.000 Zisternen aus
Beton und Kunststoff hinzu, dar-
unter 2/3 in Neu- und 1/3 in Alt-
bauten.

Regenwasserexperten sehen
gute Wachstumschancen in der
Nachrüstung, in Großanlagen
und im Export. „Wir starten eine
breite Marktoffensive“, so fbr-
Referent Dietmar Sperfeld im
Namen der „Fachvereinigung
Betriebs- und Regenwassernut-
zung“ (fbr, Darmstadt), es sei ein
erklärtes Ziel, den Absatz der
Regenwasserspeicher auf durch-
schnittlich 100.000 Stück pro
Jahr zu steigern. „Wir wollen
neue Marktanteile vor allem bei
der Modernisierung im Bestand
erzielen“, so Sperfeld. Es sei
Aufgabe der Verbandskampa-
gne, die Handwerker zurückzu-
gewinnen als Multiplikatoren für
die Regenwassernutzung, die
nicht nur bei Neu-, sondern auch
bei Altbauten sinnvoll und
zweckmäßig sei.

„Regen bringt Segen“

„Regen bringt Segen“, versi-
cherte Markus Böll, fbr-Vor-
standsmitglied und Leiter Ver-
trieb/Marketing der Mall GmbH,
und konkretisierte: „Wir alle, Ver-
band, Handel, Handwerk, Bauin-
dustrie und Behörden, müssen
mehr über ökonomischen und
ökologischen Nutzen der Regen-
wassernutzung aufklären und für
Investitionsimpulse in der Regen-
wassernutzung für öffentliche
und private Neu- und Altbauten
sorgen.“

Zahlreiche Städte und Gemein-
den haben auf die vermehrte Re-
genwassernutzung schon reagiert
und die gesplittete Abwasserge-
bühr eingeführt. Wer mehr Re-
genwasser in Haushalt und Gar-
ten nutzt und deshalb weniger
Trinkwasser verbraucht und
gleichzeitig weniger vom Dach
direkt in die Abwasserkanäle ein-
leitet, der spart doppelt. Das heißt,
dem stellt die Kommune eine
günstigere Gebührenrechnung
aus. Das gilt bundesweit schon
für neun von zehn Haushalten, li-
stete unlängst die Frankfurter
Allgemeine Zeitung (FAZ) auf.

ringstmöglichen Betriebskosten
alle administrativen Mindestan-
forderungen mit höchster Zuver-
lässigkeit. Tropfkörpersysteme
enthalten eine Schüttung aus
großporigem Schlackematerial,
oftmals Lavagestein, das den rei-
nigungsaktiven Mikroorganis-
men als Aufwuchssubstrat dient.
Bei gleichmäßiger Abwasserbe-
rieselung bilden sie auf dem Ma-
terial einen Bakterienrasen, der
die Abwasserinhaltsstoffe wirk-
sam abbaut. Den hierzu erforder-
lichen Sauerstoff erhalten die
Bakterien durch Luft, die mittels
natürlicher Thermik von unten
durch die Schüttung strömt. Ein
Nachklärabteil beruhigt das gerei-
nigte Wasser und lässt überschüs-
sige Biomasse sedimentieren.

Mini-Ausführung

Um den Abwasserstrom von
bis zu acht Personen zu bewälti-
gen, genügt eine Mini-Aus-
führung, bei der alle Anlagen-
komponenten in einem einzigen
Behälter Platz finden. Als näch-
ste Größenvariante schließen
zwei-Behälter-Anlagen an und
ab etwa 20 Einwohnern verteilen
sich die verschiedenen Anlagen-
funktionen in der Regel auf drei
Behälter. Es gilt heute als Stan-
dard, dass die Behälter in jedem
Fall anschlussfertig geliefert und
vom LKW direkt in die Baugru-
be gekrant werden.

SBR überzeugt als
Alleskönner

Auch eine SBR-Anlage ge-
langt auf diese Weise zum Kun-
den. Ausführungen bis etwa 50
Einwohner kommen mit einem
Behälter aus. Außerdem gibt es
SBR-Nachrüstsätze für bereits
bestehende Faulanlagen. Die
SBR-Technik arbeitet nach dem

Aufstauprinzip. Das Abwasser
wird also nicht im kontinuierli-
chen Durchlauf sondern chargen-
weise gereinigt. Das hierfür vor-
gesehen Kompartiment wird aus
der Vorklärung mit einer definier-
ten Abwasserportion befüllt, die
dann ein festgelegtes, den jeweili-
gen Gegebenheiten genau ange-
passtes Reinigungsprogramm ab-
solviert. So lässt sich ein beson-
ders hoher Reinigungseffekt er-
zielen. Die Mikroorganismen
schwimmen frei im Behand-
lungsbecken. Der Sauerstoffein-
trag erfolgt durch Druckluft.
Nach Abschluss der biologischen
Reinigung erfolgt die Nach-
klärung im gleichen Becken. Am
Ende wird das gereinigte Wasser
abgepumpt; das Becken kann für
den nächsten Reinigungszyklus
neu befüllt werden.

Hohe Leistung auf
kleinem Raum

SBR-Anlagen sind kompakt.
Sie erzielen hohe Leistung auf
sehr kleinem Raum. Schwan-
kungen der Zulaufmenge und
Abwasserzusammensetzung
wirken sich kaum auf die biolo-
gische Abbauleistung aus. Und
SBR-Anlagen lassen sich durch
Zubehörmodule stufenweise un-
terschiedlichen Anforderungen
anpassen: als nitrifizierendes Sy-
stem, als Betriebseinheit mit Ni-
trifikation und Denitrifikation
sowie zusätzlich auch mit Phos-
phatelimination und schließlich
durch Einbau einer Membran-
komponente sogar für die Nut-
zung des Ablaufs als Betriebs-
wasser (vgl. Tabelle). Diese hohe
Flexibilität ermöglicht betriebs-
sichere Systemlösungen für je-
den Bedarf - mit der CE-Plakette
normgerecht in ganz Europa und
am jeweiligen Einsatzort punkt-
genau anwenderorientiert. "

Für Garten, WC
und Waschmaschine

Mit einer aktiven Bewirtschaf-
tung bzw. Nutzung von Regen-
wasser könnten Kommunen und
Privatleute viel Geld verdienen.
Wenn Regenwasserbewirtschaf-
tung professionell betrieben wer-
de, dann entlaste sie zunächst die
Stadtkasse und später die Privat-
schatulle der Bürger, weil die
Kommunen auf den Bau von
teuren Kanälen und Regenrück-
haltebecken verzichten und ihre
Gebühren senken könnten, er-
läuterte Böll. Architekt Dipl.-
Ing. Klaus Werner König aus
Überlingen, der sein Fachwissen
in seinem Ratgeber „Regenwas-
ser - dezentral bewirtschaften“
und im Handbuch „Regenwas-
sernutzung von A-Z“ für Planer,
Handwerker und Bauherren zu-
sammengefasst hat, sieht die de-
zentrale Nutzung und Bewirt-
schaftung von Regenwasser als
die zentrale Umweltaufgabe in
den nächsten Jahren. Überall
dort, wo Regenwasser für die
Gartenbewässerung oder die
Klospülung genutzt werde, kom-
me es zu beträchtlichen Ein-
sparungen bei den Gebühren für
Trink- und Abwasser.

Wer Regenwasser als Be-
triebswasser nutzt und für die
Versickerung auf dem eigenen
Grundstück sorgt, der kann sei-
nen teuren Trinkwasserver-
brauch und seine abgabenpflich-
tige Abwassermenge um 40 bis
60 Prozent verringern und spür-
bar sparen. Der durchschnittliche
Wasserpreis lag 2004 bei 1,77
Euro/m³ und die Abwasserge-
bühr 2004 im Durchschnitt bei
2,14 Euro/m³. Die Marktanalyse
von Mall bezifferte das Ein-
sparungspotenzial auf 75 Mil-
lionen Kubikmeter Trinkwasser
pro Jahr. Damit würden die
Grundwasservorräte geschont,
der eigene Geldbeutel finanziell
und das öffentliche Kanalnetz
hydraulisch entlastet. Zusam-
mengerechnet könnten die bun-
desdeutschen Privathaushalte mit
der Regenwassernutzung gut und
gerne 300 Millionen Euro bei
Wasser- und Abwassergebühren
einsparen. Urteil der Experten:
„Eine Regenwasseranlage rech-
net sich auf jeden Fall!“ "
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Wiedereröffnung desArberWellenbades:

Grenzen überwinden für
eine gemeinsame Zukunft

Seit Ende vergangenen Jahres ist dasArber-Wellenhallenbad in
Bayerisch-Eisenstein wieder fürWellness-Fans zugänglich.Touri-
stiker, Politiker und die Bevölkerung von Bayern und Pilsen ha-
ben die Grenze überwunden, um ein gemeinsames Ziel zu errei-
chen. IntensiveBemühungen aufbeidenSeiten führten dazu,dass
nur wenigeMonate nach der offiziellen Schließung desWellenba-
des dieTore rechtzeitig zurWintersaison wieder geöffnet wurden.
Neuer Betreiber des Arber-

Wellenbades ist die Schweizer
MEHCON-Gruppe. Durch tat-
kräftige Unterstützung von Ein-
heimischen, Politikern und
Behörden schaffte sie es, das
Bad innerhalb von drei Wochen
auf die Eröffnung vorzuberei-
ten. Im Eiltempo wurden der
ehemalige Eingangsbereich mit
Fitnessgeräten ausgestattet, der
Zugang zur Medizinischen Bä-
derabteilung und der Restau-
rantbereich umgestaltet. Im Mo-
ment wird daran gearbeitet, ei-
nen kleinen Kosmetikbereich

im Bad einzurichten und die
Sauna provisorisch zu moderni-
sieren.
Auch das Konzept des Bades

wurde etwas umgestaltet: „Der
Eintrittspreis beinhaltet die zeit-
lich unbegrenzte Nutzung des re-
novierten Hallenbads samt
Whirlpool und Außenbad, des
Dampfbads, der Sauna sowie des
Fitnessstudios mit einem Geräte-
wert von rund 250.000 Euro.
Nur Solarien und Massagen sind
extra zu bezahlen,“ erklärt hierzu
Toni Mehmann, Gesellschafter
der MEHCON-Gruppe.

Dass dasArber Wellenbad ein
wichtiger Angebotsfaktor für
den Tourismus in Zelezna Ruda
ist, darauf verwies Petr Zim-
mermann, Präsident der Region
Pilsen: „Da im Umkreis von
rund 40 Kilometern auf Tsche-
chischer Seite kein entsprechen-
desAngebot vorhanden ist, pro-
fitiert auch der Ort Zelezna Ru-
da wesentlich von der Wieder-
eröffnung des Bades.“ Jiri
Vonásek, Bürgermeister von
Zelezná Ruda ist vom Vorteil
für seine Gemeinde überzeugt:
„Wir stehen hinter dem Badpro-
jekt, da nicht nur unser touristi-
sches Angebot verbessert wur-
de, sondern auch Arbeitsplätze
geschaffen wurden. Gemeinsam
mit Bayerisch Eisenstein wollen
wir den Tourismus im Eisenstei-
ner Tal weiterentwicklen und
neue Impulse setzen.“
Die Eröffnungsfeier mit

Landrat Heinz Wölfl, dem Ei-
sensteiner Bürgermeister Tho-
mas Müller, Petr Zimmermann,
Präsident der Region Pilsen so-
wie Jiri Vonásek, Bürgermeister
von Zelezna Ruda, stand unter
dem Motto: „Wiedereröffnung
Arber-Wellenbad - Grenzen über-
winden für eine gemeinsame
Zukunft“.
Landrat Heinz Wölfl und

Bürgermeister Thomas Müller
nutzen im Rahmen der Eröff-
nungsfeierlichkeiten die Gele-
genheit, Zukunftspläne in der
touristischen Entwicklung des
Ortes und der Region vorzustel-
len. Wölfl zufolge ist das Poten-
tial für einen grenzüberschrei-
tenden Tourismus innerhalb des
Landkreises Regen sehr groß.
Auch die Einweihung der neuen
Arber-Bergbahn zeige, wie
wichtig die Besucher aus Tsche-
chien sind. Im Arber-Skigebiet
seien rund 30 Prozent tschechi-
sche Ski-Fahrer zu verzeichnen.
„Der tschechische Tourismus-
markt ist ein Markt mit hohen
Entwicklungspotentialen und
deshalb freut es mich, dass mit
diesem Badprojekt im Land-
kreis Regen ein gemeinsamer
Weg zwischen den beiden Re-
gionen eingeschlagen wurde,“
erklärte Wölfl.

Aufbruchstimmung

Bürgermeister Müller stellte
fest, dass durch die Wieder-
eröffnung des Arber Wellenba-
des in Bayerisch Eisenstein eine
Aufbruchstimmung zu spüren
ist. „Doch mit der Badöffnung
ist erst ein Schritt von vielen ge-
tan. Aufgrund der einzigartigen
Lage von Bayerisch Eisenstein
und Zelezna Ruda bieten sich
noch weitere grenzüberschrei-
tende Projekte an. Denkbar
wären ein grenzüberschreiten-
der Golfplatz oder eine gemein-
same Tourist-Info im Bahnhof
Alzbetin/Bayerisch Eisenstein,“
betonte Müller. DK

„Flussparadies Franken e. V.“:

Miteinander vonTourismus
undUmweltschutz

EineVision nimmtGestalt an: Als der BambergerLandrat Dr.
GüntherDenzler vor zweieinhalb Jahren seine Idee von einem
„Flussparadies Franken“ in der Öffentlichkeit präsentierte,
hatten nur wenige erwartet, dass daraus so schnell konkrete
Ergebnisse erwachsen würden. Nunmehr fand im Landrats-
amt Bamberg dieGründungsversammlung desVereines „Flus-
sparadies Franken e. V.“ statt. Damit ist der nächste wichtige
Schritt auf dem Weg zu einer einzigartigen Erholungs- und
Reiselandschaft getan.
DerVerein bietet eine tragfähi-

ge und auf Dauer angelegte Or-
ganisationsstruktur für das Pro-
jekt. Zahlreiche Kommunen der
Region beteiligen sich bereits:
Neben dem Landkreis und der
Stadt Bamberg der Landkreis
Haßberge, die Städte Baunach
und Hallstadt, die Märkte But-
tenheim, Hirschaid, Rattelsdorf,
Zapfendorf, die Gemeinden Al-
tendorf, Bischberg, Breitengüß-
bach, Kemmern, Oberhaid, Pett-
stadt, Strullendorf, Viereth-Trun-
stadt (alle Landkreis Bamberg)
sowie der Markt Eggolsheim
und die Gemeinde Hallerndorf
(Landkreis Forchheim).

VorsitzenderDenzler

ZumVorsitzenden wurdeLand-
rat Dr. Günther Denzler gewählt,
zu seinem Stellvertreter der Haß-
furter Landrat Rudolf Handwer-
ker.WeitereGemeinden, auch aus
angrenzendenLandkreisen, haben
grundsätzlich Interesse signali-
siert, zu einem späteren Zeitpunkt
beizutreten. Als erstes Fördermit-
glied konnte die Sparkasse Bam-
berg gewonnen werden. Der Ver-
ein hat am 1. Januar seine Arbeit
aufgenommen.
Das Flussparadies Franken ist

mittlerweile zu einem über die
Region hinaus bekannten An-
satz für das Miteinander von
Tourismus und Naturschutz ge-
worden und soll die wirtschaftli-
che Entwicklung Frankens tat-
kräftig voranbringen. Im Raum
Lichtenfels - Bamberg - Forch-
heim - Haßfurt prägen Main und
Regnitz mit knapp 1.000 ha
Wasserfläche den individuellen
Charakter der Landschaft; dazu
kommen etwa 950 ha Kiesbag-
gerseen, so dass hier bereits
jetzt fast 2.000 ha Wasserfläche
existieren. Langfristig werden
durch den Kiesabbau noch ein-
mal ca. 700 haWasserfläche hin-
zukommen. Zum Vergleich: Das
Fränkische Seenland südwest-
lich von Nürnberg, mittlerweile
als Urlaubsregion fest etabliert,
hat alles in allem eine Wasser-
fläche von etwa 1.500 ha.

Ziehen an einem Strang

„Mit diesen Pfunden müssen
wir wuchern. Wenn wir gemein-
sam an einem Strang ziehen,
können wir im positiven Sinne
viel für unsere Region und für
nachfolgende Generationen er-
reichen,“ so derAppell des neu-
gewählten Vorsitzenden an die
Gründungsmitglieder.
Tatsächlich setzt das Projekt

Zeichen hinsichtlich grenzüber-
schreitender Kooperation und
weckt Kräfte, die eigenen Po-
tentiale zu erkennen und ge-
meinsam auszubauen. Seit dem
Start sind bereits mehrere Maß-
nahmen verwirklicht worden:
„Bootsvergnügen am Ober-
main“ heißt ein Kanuwander-
weg auf der 30 km langen freien
Fließstrecke des Mains zwi-
schen Lichtenfels und Hallstadt,
„Natur- und Kulturgenuss im
Regnitz- undAischtal“ der opti-
mierte und intensiv vermarktete
Regnitzradweg und in der Stadt
Bamberg gibt es inzwischen
den „Fluss-Erlebnis-Pfad“.
Aktuell wird der Bereich zwi-

schen Bamberg und Haßfurt im
„Zukunftsplan Maintal“ mit ei-
nem raumordnerischen Ent-
wicklungskonzept für die unter-
schiedlichsten Nutzerinteressen
neu bewertet, um künftig eine

geordnete Entwicklung für die-
sen Abschnitt des Flussparadie-
ses Franken zu ermöglichen.
Landrat Denzler ist über-

zeugt, dass der Verein Flusspa-
radies Franken e. V. weitere po-
sitive Entwicklungsakzente in
der Region für den Tourismus
und die Naherholung setzen
wird: „In der Zukunft werden
wir gemeinsam erfolgsverspre-
chende Projekte entwickeln und
umsetzen. Wer dazu neue Visio-
nen und Ideen oder Maßnahmen
hat, kann schon jetzt mit seinen
Überlegungen und Vorschlägen
an das Projektmanagement her-
antreten. Gleichzeitig appelliere
ich an alle, die Mitgliederwer-
bung für den neuen Verein posi-
tiv zu unterstützen.“ DK

Bäderinfrastruktur:

SPD schlägtAlarm
Der sportpolitische Sprecher der SPD-Landtagsfraktion, Wil-
li Leichtle, schlägt Alarm: In Bayern wurden in den vergan-
genen zehn Jahren 48 Hallenbäder, 14 Freibäder und 33
Schulschwimmbäder geschlossen. 24 Bäder wurden in soge-
nannte Spaßbäder umgewandelt und die Schließung weiterer
sieben Bäder steht bevor.

Der Deutsche Sportbund
(DSB) und die Deutsche Lebens-
rettungsgesellschaft (DLRG), so
der SPD-Sportsprecher, wiesen
vermehrt auf die zunehmende
Zahl der Nichtschwimmer oder
der ungeübten Schwimmer unter
den Kindern und Jugendlichen
und die hieraus entstehendenFol-
gen hin. Bei der Veröffentlichung
der sogenanntenDSB-Sprint-Stu-
die forderte Prof. Brettschneider,
es müsse etwas in Richtung Bä-
derpolitik passieren.

FinanzielleÜberforderung

Zwar seien der Bau und der
Unterhalt von öffentlichen Bä-
dern keine staatliche Aufgabe,
sondern zählten zur Daseinsvor-
sorge der Kommunen. Leichtle
zufolge „ist es jedoch eineTatsa-
che, dass die Kommunen bei der
Sanierung der Bäder finanziell
völlig überfordert sind“. Bis vor
etwa zehn Jahren habe es im
Rahmen des Artikels 10 Finanz-
ausgleichsgesetz für die Errich-

tung und Sanierung kommuna-
ler Breitensportanlagen (hierzu
zählen auch die Bäder) je nach
Finanzkraft der Kommune zwi-
schen 30 und 60 Prozent staatli-
che Zuschüsse gegeben. Der
Großteil der Bäder sei in den
sechziger und siebziger Jahren
gebaut worden und nunmehr
dringend sanierungsbedürftig.

Spaßbäder nicht geeignet

Da die Kommunen jedoch oh-
ne staatliche Zuschüsse finanziell
nicht in der Lage seien, diese
meist kostenintensiven Maßnah-
men durchzuführen, würden die
Bäder geschlossen.DieBäder-In-
frastruktur inBayern werde damit
immer schlechter. Schulen, Leh-
rer und Eltern klagten darüber,
dass im Schulsport die Wegezei-
ten für die Schüler immer län-
ger und damit der Schwimmun-
terricht immer kürzer werde.
Spaßbäder seien meist für den
Schwimmunterricht nicht geeig-
net oder zu teuer. DK

Hochwasserschutz:

Fortschritt imMindeltal
Acht Gemeinden imMindeltal haben sich dazu entschlossen,
gemeinsam ihre Bürger vor Mindelhochwasser zu schützen.
Zu diesem Zweck schließen sie eine Rahmenvereinbarung
mit dem Freistaat ab.

Die von Landrat Hubert Haf-
ner initiierte Mindeltalstudie hat-
te unter anderem auch einen um-
fassenden Hochwasserschutz für
das Mindeltal zum Ziel.Auf die-
sem Weg ist eine weitere Hürde
genommen. Die Kommunen
Balzhausen, Ursberg, Thannhau-
sen, Münsterhausen, Burten-
bach, Jettingen-Scheppach, Bur-
gau und Offingen haben jetzt der
Rahmenvereinbarung mit dem
Freistaat Bayern zugestimmt.
Dies war zwingende Vorausset-
zung, damit das Wasserwirt-
schaftsamt Krumbach die not-
wendige Planung vorantreiben
kann. Sobald die Planungsarbei-
ten abgeschlossen sind, haben

die Kommunen erneut darüber
zu entscheiden, o vcb sie sich an
den konkreten Hochwasser-
schutzmaßnahmen beteiligen.
Ulrich Kost vom Wasserwirt-
schaftsamt Krumbach geht der-
zeit davon aus, dass bei Realisie-
rung der Hochwasserschutzmaß-
nahmen, z. B. von Dämmen, Ko-
sten von ca. 17,6 Mio. Euro ent-
stehen werden. Hiervon trägt der
Freistaat Bayern dann einen An-
teil von ca. 10 Mio. Euro.
Landrat Hafner, dem der

Hochwasserschutz ein besonde-
resAnliegen ist, dankte allen be-
teiligten Kommunen, aber auch
den mitarbeitenden Behörden-
vertretern. Hans Joas

Der RosenheimerMini-Laden ist Preisträger des „Bürgerpreises 2005“, der heuer unter dem Motto „Nachbarschaft“ stand.Aus
über 700 Projekten und Initiativen hat es der ehrenamtlich betriebene Laden bis unter die letzten Drei geschafft. „Eigentlich war
dies schon ein toller Erfolg“, soHildeWagner, eine der Ehrenamtlichen.MitMarktleiter JosefMichlbauer reiste eine achtköpfige
Gruppe der Initiative auf Einladung des Deutschen Sparkassenverbands nach Berlin. Die Verleihung fand am 5. Dezember, dem
bundesweiten Tag des Ehrenamtes, statt. Die Rosenheimer erhielten den zweiten Platz in der Kategorie Projekte. Zu den ersten
Gratulanten gehörten die beidenRosenheimerBundestagsabgeordnetenDanielaRaab (CSU) undAngelikaGraf (SPD).Beide wol-
len sich für den Fortbestand desMini-Ladens einsetzen.Die Jury hatte dasRosenheimer Projekt nominiert, da es insbesondere äl-
teren und in ihrerMobilität eingeschränkten Menschen die Möglichkeit gibt, in der Nachbarschaft ihren täglichen Bedarf zu or-
ganisieren.Dieser regelmäßigeTreffpunkt bietet wohnortnah Sicherheit undGeborgenheit in derGemeinschaft.Damit wird ihnen
ein Stück Lebensqualität zurückgegeben, so dasVotum der Jury. !!
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„Man muss die Dinge neh-
men wie sie sind.Das Bürger-
begehren gibt’s nun mal, ob
ich es für sinnvoll halte oder
nicht.“ Mein Chef, der Bür-
germeister, formulierte diese
sehr pragmatische Einstel-
lung in einem Interview mit
derHeimatzeitung.
Anlass war, dass eine Bür-

gerinitiative angefangen hat,
Unterschriften gegen die Pla-
nungen einer neuen Entla-
stungsstraße für den östlichen Stadtbereich zu
sammeln. Der Stadtrat, die Regierung und alle
möglichen in die Planung eingeschalteten
Behörden haben sehr gründliche Arbeit gelei-
stet, um die optimale Trassenführung zu ent-
wickeln. Es fanden Sitzung um Sitzung und Ver-
sammlung um Versammlung mit allen mögli-
chen Interessengruppen und Betroffenen statt.
Aber es jedem Recht getan ist halt eine Kunst,
die keiner kann. So haben sich also ein Lehrer

und ein Körndlfutter-Freak, der einen Biola-
den betreibt, zusammen getan und eine Bürger-
initiative „Stoppt den Straßenmoloch“ ge-
gründet.
Abgesehen davon, dass eine Straße mit je-

weils einer Spur pro Fahrrichtung, beidseitigen
Fahrradwegen und Baumgräben mit Alleecha-
rakter kein Moloch ist, sieht die Rechnung so
aus: Ein ganzes Stadtquartier wird vomDurch-
gangsverkehr inklusive Schwerlastern befreit,
dafür wird zugegeben etwas Boden mit Beton
versiegelt und statt flacher Landschaft wird es
an der ein oder anderen Stelle Lärmschutzwäl-
le geben müssen. Eigentlich klar, was für die
Bevölkerung besser ist.
Aber man glaube es oder glaube es nicht: Die

Querulanten haben gar keinen so schlechten
Zulauf.Von derEntlastung derAnwohner reden
sie natürlich nicht. Sondern von einer Störung
der Ökologie (welcher?), von einer Vorberei-
tung zur Erschließung neuer Baugebiete (was
ist daran so verkehrt?), von einer Verschande-
lung der Landschaft (aber für Windkraftanla-
gen demonstrieren!). Penibel werden die Grä-
ser aufgezählt, die auf den sauren Wiesen ent-

lang der Trasse wachsen und
es werden die Tiere beklagt,
die angeblich vomBrüten oder
von ihren Wanderungen ab-
gehalten werden, wenn die
Straße kommt.
Beispiele wie das unsere

hätte sich die illustre Festver-
sammlung mal anschauen sol-
len, die vor ein paar Monaten
das Jubiläum 10 Jahre Bür-
gerentscheid in Bayern feierte.
Denn was als demokratischer

Meilenstein gepriesen wurde, ist doch eigent-
lich nur ein Instrument zur Verhinderung, ge-
legt in die Hände von Leuten, die eigene Inter-
essen über das Gemeinwohl stellen. Wann gab
es denn mal ein Bürgerbegehren zugunsten ei-
nes Projekts - außer den Tunnelentscheid in
München? Es geht doch immer nur gegen et-
was, seien esHochhäuser, Stadthallen oderGe-
werbegebiete. Wer glaubt denn ernsthaft, dass
König Ludwig I. das Pompejanum hätte erbau-
en können, wenn es 1840 in Aschaffenburg
schon einen Bürgerentscheid gegeben hätte?
Oder König Max II. das Maximilianeum, das
die Isaranlagen zerstörte?
Nein,wer auf die Segnungen der direktenDe-

mokratie schwört verkennt, dass - zumindest in
unseren Breiten - beimMenschen das Negative
überwiegt.Angst vorVeränderung, dasHängen
am Bestehenden, die Verunsicherung durch
Schwarzmaler und Bedenkenträger aller Art.
Das abwägende Argument, die Berücksichti-
gung von schwer zu vermittelnden Zusammen-
hängen, die mutige Entscheidung, die - heute
unpopulär - morgen gute Ernte einfahren wird,
haben es da sehr schwer.
Mein Chef, der Bürgermeister, geht wie im-

mer pragmatisch an die Sache. Er gedenkt, für
das ihm richtig Scheinende zu kämpfen und
hofft auf seine Überzeugungskraft. Und wenn
nicht? Ausbaden müssen es die Bürger der öst-
lichen Stadtteile und Recht geschieht denen, die
sich jetzt nicht für die Straße einsetzen. Dabei
verweist er auf den Satz vonWinston Churchill
auf dem heutigen Kalenderblatt: „Demokratie
ist dieNotwendigkeit, sich gelegentlich denAn-
sichten anderer Leute zu beugen.“

GesternGZ hat mein Chef gesagt ...

„Stoppt den
Straßenmoloch!“

Pressekonferenz der NürnbergMesse:

In Erwartung eines Rekordjahres
120 Millionen Euro Konzernumsatz - Neue Tochtergesellschaft in China

Vor einem neuen Rekordjahr steht die NürnbergMesse im Jahr
2006: Wie Geschäftsführer Bernd A. Diederichs bei der Jahres-
pressekonferenz in der Norisstadt betonte, wird der Umsatz sei-
nen Erwartungen zufolge auf rund 120 Millionen Euro (2005: 96
Mio. Euro; 2004: 108 Mio. Euro) klettern. „Dieses Wachstum
werden wir aus eigener Kraft, also ohne Zukäufe realisieren“,
erklärte Diederichs. Mit der Gründung einer hundertprozenti-
gen Tochtergesellschaft in China würden zudem die Weichen für
ein weiteres Wachstum im Ausland gestellt.

Gegenüber dem turnusbedingt
besser vergleichbaren Jahr 2004
soll der Umsatz der Nürnberg-
Messe 2006 deutlich um rund elf
Prozent zulegen. „Trotz der vier-
wöchigen Pause durch die Fuß-
ball-WM, in der für Messen nicht
ausreichend Hotelzimmer zur
Verfügung stehen, erwarten wir
eines der veranstaltungsstärksten
Jahre in der Geschichte der Nürn-
bergMesse“, so Diederichs.

Insgesamt finden 27 interna-
tionale Fachmessen und Fach-
ausstellungen statt, im turnus-
gemäß schwächeren Veranstal-
tungsjahr 2005 waren es 22.
Weitere elf Eigen- und Partner-
veranstaltungen werden durch
die Auslandsmessegesellschaft
Nürnberg Global Fairs durchge-
führt.

Verstärkte Präsenz

„China ist bereits heute nach
Italien das zweitwichtigste Aus-
stellerland der NürnbergMesse“,
erklärte Diederichs. Die Größe
und Komplexität der chinesi-
schen Wirtschaft, die Andersar-
tigkeit der Marktbearbeitung, die
Sicherung der hohen Anzahl ei-
gener Projekte und die interes-
santen Kooperationsangebote er-
forderten aus strategischer Sicht

eine verstärkte direkte Präsenz in
China. Davon würden auch die
Fachmessen in Nürnberg nach-
haltig profitieren. Bereits in den
vergangenen fünf Jahren habe
sich der Anteil chinesischer Un-
ternehmen in Nürnberg auf rund
800 knapp verdreifacht. Inzwi-
schen komme knapp jeder zehn-
te internationale Aussteller am
Messeplatz Nürnberg aus China.
Geschäftsführer dieser jüngsten
Konzerntochter mit Sitz in
Shanghai wird Axel Bartkus, seit
zwei Jahren bei Nürnberg Global
Fairs insbesondere für die chine-
sischen Messeaktivitäten verant-
wortlich.

Dritthöchster Umsatz

2005 war laut Diederichs für
die NürnbergMesse ein turnus-
gemäß schwächeres Jahr. Den-
noch konnte mit rund 96 Millio-
nen Euro der dritthöchste Um-
satz in der Geschichte der Nürn-
bergMesse erzielt werden. Insbe-
sondere die Geschäftsbereiche
Nürnberg Global Fairs (plus 60
Prozent) und CCN Congress
Center Nürnberg (plus 125 Pro-
zent) glänzten mit einem deutli-
chen Umsatzplus und sorgten für
ein Ergebnis von vier Prozent
über dem Wirtschaftsplan.

Zunehmende
Internationalität

Insgesamt beteiligten sich
trotz des Pausierens der BRAU
Beviale und des Fachmessetrios
FachPack, PrintPack und LogIn-
tern über 21.200 Aussteller und
rund 1,18 Millionen Besucher an
den Veranstaltungen im In- und
Ausland. Erneut überproportio-
nal stieg die internationale Betei-
ligung auf 8.128 Aussteller. „Die
Veranstaltungen in Nürnberg
werden immer internationaler.
Inzwischen kommen rund 37
Prozent aller Aussteller aus dem
Ausland, bei unseren Eigenver-
anstaltungen sind es sogar 52
Prozent“, zeigte sich Diederichs
erfreut. DK

Marktgemeinde Leuchtenberg:

Besondere Ehre für Familie Rupprecht
Bundespräsident Köhler übernahm Ehrenpatenschaft für siebtes Kind

Leuchtenberg/Unternankau, Landkreis Neustadt an der Wald-
naab - Für jedes siebte Kind mit deutscher Staatsangehörigkeit
in der Bundesrepublik übernimmt der Bundespräsident die
Ehrenpatenschaft, wenn dies von der jeweiligen Gemeinde des
Neugeborenen gemeldet wird. Einst war die Bedingung, dass es
männliche Erdenbürger sein müssen. Im Zeitalter der Gleich-
berechtigung, bzw. Gleichstellung wird jedes siebte Kind, ob
männlich oder weiblich, einer Familie mit dieser Ehre ausge-
zeichnet. In der Marktgemeinde Leuchtenberg wurde diese
Ehrenpatenschaft am Sonntag übertragen.

Bundespräsident Prof. Dr.
Horst Köhler hat die Ehren-
patenschaft von Josef Georg
Rupprecht aus Unternankau
übernommen.

Die Urkunde, unterzeichnet
vom Bundespräsidenten, dem
höchsten Amt im Staat, mit dem
Geldgeschenk von 500 Euro,
sowie einem Foto mit Unter-
schrift, überreichte die Bürger-
meisterin Waltraud Benner-Post
im Namen des Bundespräsiden-
ten. Im Beisein von Marktrat
Josef Schärtl übergab die Bür-

germeisterin die besondere Eh-
renurkunde und betonte, dass
Schärtl vor 55 Jahren vom er-
sten Bundespräsidenten Prof.
Dr. Theodor Heuss ebenso die
Ehrenpatenschaft bekommen
habe wie heute Josef Rupp-
recht.

Politische Prominenz

Die Eltern Franz und Claudia
Rupprecht mit ihren Kindern
Katharina, Veronika, Johannes,
Elisabeth, Annemarie und He-

lena zeigten sich sehr erfreut
über diese Patenschaftsübernah-
me. So hat Josef, der am 21. Au-
gust das Licht der Welt erblick-
te, außer seinem Paten Georg,
dem Bruder seines Vaters, jetzt
auch den Bundespräsidenten
zum Paten.

Verwandtschaftlich kann der
neue Erdenbürger mit politi-
scher Prominenz aufwarten,
denn sein Großvater Georg
Rupprecht war der zweite Bür-
germeister der Marktgemeinde
Leuchtenberg und der ehemali-
ge Landrat des einstigen Land-
kreises Vohenstrauß, Johann
Pösl war der Großonkel von
Claudia Rupprecht, der Mutter
des neuen „Ehren-Erdenbür-
gers“. Ein weiterer Politpromi
ist der Bundestagsabgeordnete
Albert Rupprecht, er ist der
Cousin vom Vater des kleinen
Erdenbürgers Josef. sl

Die stolze Familie Rupprecht - Vater Franz (2. v. l., hintere Reihe), Mutter Claudia (mit Blumen)
und ihr jüngster Sprössling Josef - sowie eine Delegation der Marktgemeinde Leuchtenberg. !!

Entwicklungskonzept Ostallgäuer Gemeinden:

Kooperation stärkt Region
Neue Verkehrswege wie die Autobahn A 7 im Allgäu bieten den
betroffenen Kommunen große Entwicklungschancen, stellt sie
gleichzeitig aber auch vor Probleme. Mit Unterstützung der
Ländlichen Entwicklung haben sich vor drei Jahren zehn Ostall-
gäuer Gemeinden entlang der A 7 zusammengeschlossen, um ein
gemeinsames Entwicklungskonzept zu erarbeiten.

Wie Landwirtschaftsminister
Josef Miller bei einer Presse-
konferenz in Füssen sagte, hat
sich diese Gemeindeallianz in-
zwischen zu einem Musterbei-
spiel entwickelt, wie Eigen-
initiative und ausgeprägter Wil-
le zur Zusammenarbeit zum
größtmöglichen Nutzen für eine
Region in den Bereichen Infra-
struktur und Tourismus führen
können.

Mehr Arbeitsplätze

Die Stadt Füssen, der Markt
Nesselwang sowie die Gemein-
den Eisenberg, Hopferau,
Pfronten, Rieden am Forggen-
see, Roßhaupten, Rückholz,
Schwangau und Seeg haben
nach den Worten des Ministers
frühzeitig erkannt, dass solche
Kooperationen regionale Wirt-
schaftskreisläufe fördern: „Da-
mit werden Wertschöpfung,
Einkommen sowie die Kauf-
kraft gestärkt. Und was beson-
ders wichtig ist - es werden Ar-
beitsplätze geschaffen.“ Nach
Millers Angaben sollen die In-
itiativen des Zweckverbands
„Allgäuer Land“ dazu führen,
dass deutlich mehr als 300 neue
Arbeitsplätze entstehen. So ist
in der Verantwortung der Kom-
munen ein interkommunaler In-
dustrie- und Gewerbepark ge-
plant. Weitere Projekte sind eine
Rasthofanlage an der Autobahn
und eine Trendsportanlage in

Nesselwang. Konzepte zur An-
siedelung gehobener Ho-
tellerie oder auch für einen ge-
meindeübergreifenden Golf-
platz werden derzeit vorbereitet.

Grundlage und Garant für die
konsequente Umsetzung der
Vorhaben ist nach Millers Wor-
ten der enge Bezug zu den In-

strumenten der Ländlichen Ent-
wicklung. Mittlerweile sind im
Gebiet der zehn Kommunen
sieben Verfahren der Flurneu-
ordnung oder Dorferneuerung
mit einer Gesamtfläche von
über 5500 Hektar in Bearbei-
tung. Allein in den Verfahren in
Enzenstetten und Hopferau sind
Gesamtinvestitionen von über
neun Millionen Euro geplant.

Unterstützt werden die ein-
zelnen Projekte des Entwick-
lungskonzepts - so beispiels-
weise das Gewerbegebiet -
durch das Bodenmanagement.
Damit soll eine Zersiedelung
vermieden, der Landverbrauch
eingeschränkt und das typische
Allgäuer Landschaftsbild er-
halten werden. DK

Neues Begegnungszentrum
in der Gemeinde Marktl

Marktl, Geburtsort von Papst Benedikt XVI. rüstet sich für
den im September erwarteten Besuch des Oberhaupts der ka-
tholischen Kirche. Hierzu nahm die Gemeinde ihr neues Tou-
rismus- und Begegnungszentrum offiziell in Betrieb.

Bei einer Feierstunde wies Bür-
germeister Hubert Gschwendtner
darauf hin, dass seit der Papst-
Wahl Joseph Ratzingers bereits
110.000 Besucher aus aller Welt
Marktl besucht hätten.

Zentrale Anlaufstelle

Das Tourismuszentrum im
Bürgerhaus gelte künftig als zen-
trale Anlaufstelle für alle Gäste
der am Inn gelegenen Gemeinde.
Neben Informationen über den
Ort und das Wirken des promi-
nentesten Sohnes von Marktl so-
wie Buchungsmöglichkeiten von
Übernachtungen sollen dort auch
Ausstellungen und Vorträge statt-
finden. Ebenso ist an Konzerte
und Präsentationen etwa von
Büchern über den Papst gedacht.

Kurz vor Weihnachten wurde
auch der Verkauf des zuvor in Pri-
vatbesitz befindlichen Geburts-
hauses von Benedikt XVI. an ei-
ne kirchliche Stiftung perfekt ge-
macht. Das denkmalgeschützte
Gebäude im Ortszentrum soll ne-
ben einem Museum zu einer reli-
giösen Begegnungsstätte für
Gläubige aus aller Welt werden.

Ob es dem Papst bei dessen
voraussichtlichem Besuch Mit-
te September bereits präsentiert
werden kann, ist offen. Sollte
der Papst tatsächlich in seine
Heimatgemeinde kommen, plant
diese aber einen Abstecher
des Pontifex in die Pfarrkir-
che, wo Joseph Ratzinger am
16. April 1927 nur wenige
Stunden nach seiner Geburt
getauft wurde. DK

CSU bereitet Oberpfälzer
Kommunalgipfel vor

Zu einem „Oberpfälzer Kom-
munalgipfel“ wird die CSU-
Oberpfalz im Verlauf des Früh-
jahrs einladen. Zusammen mit
den Parlamentsvertretern und
den Repräsentanten aus den
Gemeinden und Landkreisen
der Oberpfalz soll die Notwen-
digkeit einer engeren Verzah-
nung zwischen der Bundes-,
Landes- und Kommunalpolitik
herausgestellt werden. Die Vor-
bereitung des „Gipfels“ wur-
de bei der Klausurtagung der
Oberpfalz-CSU in Schwandorf
dem Regensburger Landrat und
Bezirksvorsitzenden der Kom-
munalpolitischen Vereinigung
der CSU, Herbert Mirbeth,
übertragen. !
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Vorschau auf GZ 4
In unserer nächsten Ausgabe Nr. 4, die am 16. Februar
erscheint, behandeln wir folgende Fachthemen:
!! Technik und Ausstattung für die Kommunalverwaltung
!! Abfallwirtschaft und Recycling, Altlastensanierung
!! Umweltschutz - Luftreinhaltung, Lärmschutz
!! Dienstleistungen für die Kommunalverwaltung

Winterdienst · Schneeräum-
geräte · Streumaschinen

Aussenmöblierung

Fahrradabstellanlagen

Fahrradabstellanlagen

www.behoerdenmanagement.de

Wartehallen/Außenmöblierungen

Verwaltungsinformationssysteme

Wasserzähler

Friedhofsbedarf,
Totenkühlgeräte

Kehrmaschinen,
selbstaufnehmende

Schacht-Ausrüstungen

GZLIE FERANTEN- N A C H W E I S

Absperrpfosten
Hugo Knödler GmbH
Heinkelstraße 44, 71384 WEINSTADT
Telefon 07151-995160
Telefax 07151-995166
e-Mail info@hugo-knoedler.de
Internet: www.hugo-knoedler.de

Fahnenmasten/Fahnen

Beutelsbacher
Fahnenwelt
Inh. Bernd Knödler
Heinkelstraße 44
71384 WEINSTADT
Tel. 0 7151 - 99 5160
Fax 0 7151 - 99 5166

info@beutelsbacher-fahnenwelt.de
www.beutelsbacher-fahnenwelt.de

Papierkörbe

Papierkörbe

KOMPAN GmbH
Raiffeisenstraße 11 . 24941 Flensburg
Tel.: +49 461 77306-0 . Fax: +49 461 77306-35
E-Mail: kompan.gmbh@kompan.com
www.kompan.com
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FreizeitanlagenMax-Eyth-Straße 31/1 · 71364 WINNENDEN
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LANGER s. Fahrradabstellanlagen
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LANGER s. Fahrradabstellanlagen

Streuautomaten und Schnee-
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Schachtabdeckungen, Schachtleitern
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Fassadenleitern, Rückenschutzsysteme
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E-Mail: info@iut-umwelttechnik.de · www.iut-umwelttechnik.de
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Der frühere Landrat von
Rottal-Inn, Ludwig Mayer,
ist im Alter von 71 Jahren
gestorben. Der leidenschaft-
liche Politiker, in der Region
und darüber hinaus als „Kö-
nig vom Rottal“ tituliert, er-
lag in einer Reha-Klinik den
Folgen einer schweren Herz-
erkrankung.

Gewonnene Wahl 1972

Der in Eggenfelden gebore-
ne Politiker wurde 1972 für
die CSU zum ersten Landrat

Rottal-Inn den unübersehba-
ren Stempel der erfolgreichen
Arbeit von Ludwig Mayer:
Nicht zuletzt die Vollendung
großer Bauvorhaben wie die
Krankenhäuser in Eggenfel-
den und Pfarrkirchen sowie
weiterführende Schulen sind
eng mit seinem Namen ver-
bunden.

Kampf ums Recht

Bundesweite Schlagzeilen
machte der auch über Partei-
grenzen hinweg geschätzte
und geachtete Vollblutpoliti-
ker, als er nach einem Diszi-
plinarverfahren seines Amtes
enthoben wurde. Er hatte
staatliche Zuschüsse für die
Kreiskrankenhäuser anders
verteilt als von der Staatsre-
gierung angeordnet. Selbst
bereichert hatte sich Mayer
allerdings nicht. In mehreren
Verfahren, die sich über Jah-
re hinzogen, kämpfte der
Verstorbene um sein Recht,
unterlag jedoch in letzter In-
stanz und wurde verurteilt.
Anfang 1994 begnadigte ihn
Ministerpräsident Edmund
Stoiber.

Ehefrau als Nachfolgerin

In einer Protestwahl wähl-
ten die Rottaler 1988 Mayers
Ehefrau Bruni zu dessen
Nachfolgerin. Bis heute ist sie
für die damals neu gegründe-
te „Unabhängige Wählerge-
meinschaft“ im Amt - erst vor
wenigen Monaten wurde sie
mit überzeugender Mehrheit
wiedergewählt. DK

„König vom Rottal“ gestorben
Die Region trauert um Landrat a. D. Ludwig Mayer

Ludwig Mayer † "

des bei der Gebietsreform
neu geschaffenen Landkreises
Rottal-Inn gewählt. Viel Fin-
gerspitzengefühl, aber auch
eine gute Portion Durchset-
zungsvermögen musste der
damals junge Landrat auf-
bringen, um die Gebietsre-
form, die tiefe Gräben hinter-
lassen hatte, zu überwinden.
Bis heute trägt der Landkreis

Bezirkstagspräsident Manfred Hölzlein würdigte die Arbeit
der Krankenhaus-Mitarbeiter. Bild: Jamin

Das Bezirkskrankenhaus
Landshut ist zertifiziert

Von Dr. med. Franz Stark und Dr. Klaus Jamin

Es ist schon ungewöhnlich, wenn Unternehmen der Privatwirt-
schaft eine Zertifizierung nach ISO 9001: 2000 selbst vorbereiten.
Noch ungewöhnlicher ist es jedoch, wenn ein Bezirkskrankenhaus
aus dem Willen heraus, sich selbst zu verbessern, unterstützt von
den eigenen Mitarbeitern, eine Zertifizierung vorbereitet.

Ganz so einfach ist dieses Un-
terfangen freilich nicht: Man muss
die Normen kennen lernen, das
Verbesserungssystem integrieren,
Kunden und Mitarbeiter befragen
und schließlich das Qualitätsma-
nagement eingeführt haben, um
zertifiziert werden zu können.

Das Bezirkskrankenhaus Lands-
hut des Bezirks Niederbayern
hatte sich unter der Leitung des
Ärztlichen Direktors Prof. Dr.
Philipp, des Chefarztes der Kin-
derpsychiatrie, der QM-Beauf-
tragten Frau Knab und des kauf-
männischen Direktors Herrn Za-
cherl, die Aufgabe gestellt, zum
Vorreiter des hauseigenen Qua-
litätsmanagement zu werden.

Transparentes Terrain

QM wurde dabei als die
Chance gesehen, durch eigene
intensive Fortbildungen vom
Chef bis zu jedem Mitarbeiter
ein transparentes Terrain zu
schaffen, auf dem jeder seine
Verantwortung für den Gesamt-
prozess eingebracht hat. Nur so

konnte es in jahrelangen Bemü-
hungen geschehen, dass unter-
schiedliche Prozessanforderun-
gen einer psychiatrischen Kli-
nik als Gemeinschaftswerk ge-
sehen und verwirklicht wurden.
Der hohe Wissensstandard aller
Mitarbeiter, das persönliche En-
gagement, die politische Nicht-
Einmischung und die sonst
nicht immer so reibungslose
Zusammenarbeit der Beteiligten
hat hier zum Wohle der Patien-
ten, der Mitarbeiter und der
Klink selbst einen bahnbrechen-
den Prozess eingeleitet, der
auch in Zukunft noch viele
Früchte tragen wird.

Bezirkstagspräsident Manfred
Hölzlein würdigte die Arbeit der
Mitarbeiter des Krankenhauses
als eine hervorragende Leistung,
die sicher nicht allein aus Kosten-
gründen angestrebt worden war.

Das Zertifikat der Zertifizie-
rungsstelle der Landesgewerbe-
anstalt (LGA Interzert) hat für
Krankenhäuser und für die Pati-
enten eine nicht zu unterschät-
zende hohe Bedeutung. "

Verstärkte Förderung der Euregionen:

Steinmaßl begrüßt
EP-Forderung

Euregio-Vizepräsident Hermann Steinmaßl begrüßt aus-
drücklich die vor kurzem vom Europäischen Parlament erho-
bene Forderung, Euregionen als eines der Mittel zur grenzü-
berschreitenden Zusammenarbeit verstärkt zu fördern. Am
Beispiel der Euregio Salzburg - Berchtesgadener Land -
Traunstein zeige sich, dass Kommunen und Einrichtungen bei-
derseits der Grenze ihre Aufgaben wesentlich effektiver lösen
könnten, wenn sie über eine gemeinsame Plattform verfügten.
Vor allem in den Bereichen Wirtschaft, Verkehr, Tourismus,
Soziales, Kultur und Umwelt sei die Entwicklung und Durch-
setzung gemeinsamer Positionen nötig, um im Wettbewerb der
europäischen Regionen bestehen zu können.

Das Europäische Parlament
verlangt von den Mitgliedsstaa-
ten zur Stärkung der rund 70 Eu-
regionen unter anderem, dass sie
ermächtigt werden, bestimmte
grenzübergreifende EU-Pro-
gramme ab dem Jahr 2007 in
Partnerschaft mit nationalen Ein-
richtungen zu erarbeiten, durch-
zuführen und zu verwalten. Die
Euregionen seien eine „Dreh-
scheibe“ für alle grenzübergrei-
fenden Beziehungen und benö-
tigten einen „gewissen Rechts-
status“, um Alltagsprobleme auf
beiden Seiten der Grenze besser
lösen zu können.

Der Landkreis Traunstein
gehört den Euregionen „Salz-
burg - Berchtesgadener Land -
Traunstein“ sowie „Inntal“ an.
Besonders die Beziehungen in
den Salzburger Raum haben
sich in den vergangenen Jahren
deutlich verstärkt. Sowohl Be-
hörden als auch Wirtschaftsein-
richtungen pflegen einen regel-
mäßigen Dialog.

Steinmaßl zufolge bietet Salz-
burg mit seinem weltweiten Be-
kanntheitsgrad der bayerischen
Seite sehr große Chancen als
Universitäts- und Kulturstadt
sowie als Verkehrsknoten. Um-
gekehrt kann Salzburg vom
weltweit guten Ruf der „bei uns
angesiedelten High-Tech-Be-
triebe“ profitieren.“ Projekte
wie zum Beispiel die geplanten
Salzachbrücken, eine weitere
Attraktivitätssteigerung des
Salzburger Flughafens oder die

Bahnmagistrale Paris - Salzburg
- Budapest müssten deshalb en-
ergisch vorangetrieben werden,
um den gemeinsamen Wirt-
schaftsstandort zu stärken. DK

Liberale Kommunalpolitiker:

Breil neuerVize-
Bundesvorsitzender

Auf der XXI. Delegiertenver-
sammlung der Bundesvereini-
gung Liberaler Kommunalpoli-
tiker (VLK) in Berlin wurde der
stellvertretende VLK-Vorsitzen-
de Bayern und Mitglied des
Landesvorstandes der FDP
Bayern, Klaus Breil aus Bern-
ried, zu einem der drei Stellver-
treter des Bundesvorsitzenden
Werner Becker-Blonigen, Bür-
germeister in Wiehl, NRW, ge-
wählt. „Nur wenn es gelingt,
die Kommunalfinanzen endlich
wieder auf eine gesunde Grund-
lage zu stellen und außerdem
die Eigenkapitalausstattung der
klein- und mittelständischen
Unternehmen deutlich zu ver-
bessern, bekommen wir in
Deutschland wieder nachhalti-
ges Wirtschaftswachstum. Und
das ist Voraussetzung dafür,
dass die notwendigen Reformen
umgesetzt werden können“, er-
klärte Breil, der auch wirt-
schaftspolitischer Sprecher der
bayerischen Liberalen ist, seine
Motivation für die Aufgabe ge-
genüber den Delegierten. "


